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Editorial

Als Jean-Marie Guéhenno den Europäischen Rat in einem Brief vom 27. Dezember 2005 bat, die
UN-Friedensmission in der Demokratischen Republik Kongo zu unterstützen, war dies nicht die
erste Aufforderung dieser Art. Der Untergeneralsekretär für Friedenssicherungseinsätze der UN
hatte in der Vergangenheit immer wieder an die europäischen UN-Mitglieder appelliert, sich vor
allem personell stärker an Einsätzen der Vereinten Nationen zu beteiligen. In der Tat liegt der
Anteil europäischer Truppen an UN-Friedenssicherungseinsätzen seit Jahrzehnten weit unter
dem aus Entwicklungsländern.

Warum aber nun eine Unterstützungsmission für Kongo? Sind die Vereinten Nationen mit ih-
rer Mission vor Ort (MONUC) nicht in der Lage, das Land so zu stabilisieren, dass die für Ende
Juli angesetzten Wahlen erfolgreich durchgeführt werden können? Diesem vermeintlichen Ver-
sagen der größten derzeitigen UN-Mission geht Denis M. Tull in seinem Beitrag auf den Grund.
Er kommt zu dem Schluss, dass die MONUC an einem grundsätzlichen Problem krankt, das für
viele UN-Friedensmissionen gilt: die tiefe Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit, zwischen
Mandat und Mittelausstattung. Um ein Land von der Größe Westeuropas nach einem Bürger-
krieg zu befrieden, ihm gar zu demokratischen Strukturen zu verhelfen, bedarf es mehr und bes-
ser ausgebildeten Personals und einer langfristigen politischen Aufbaustrategie – mehr jedenfalls,
als die internationale Gemeinschaft seit Jahren zu geben bereit ist. Wie der EU-Einsatz ›Artemis‹
vor drei Jahren könnte auch die EUFOR RD Congo einen Katalysatoreffekt haben und die Sta-
bilisierung und Demokratisierung des Landes ein großes Stück voranbringen. Wie nachhaltig
diese Fortschritte jedoch sein werden, hängt maßgeblich von der Bereitschaft der internationa-
len Gemeinschaft zu einem langfristigen und umfassenden Engagement im Rahmen der UN ab. 

Bei der UN-Mission am Horn von Afrika liegt es nicht am Mandat oder an einer mangelnden
Ausstattung. Der dortige Friedensprozess stagniert aufgrund fehlender Sanktionen des Sicher-
heitsrats. Dustin Dehéz’ Einschätzung nach könnte ein Ausbruch neuer Feindseligkeiten zwi-
schen Äthiopien und Eritrea ein Scheitern der Mission UNMEE immer wahrscheinlicher ma-
chen. Der Sicherheitsrat hat hier die Missachtung des Schiedsspruchs der Grenzkommission
durch Äthiopien nicht mit Sanktionen beantwortet und so den Friedensprozess in eine Sackgas-
se manövriert.

Wie unterschiedlich auch die Gründe im Einzelnen sein mögen, eines zeigen diese beiden Bei-
spiele des UN-Peacekeeping deutlich: Wenn die internationale Gemeinschaft sich in einem Land
engagiert, sollte sie es auf verantwortliche Weise tun, nicht halbherzig, nicht den Interessen ein-
zelner Sicherheitsratsratsmitglieder folgend, sondern ausschließlich mit Blick auf die Bedürfnis-
se der Bevölkerung des Landes. Der Preis, den alle im umgekehrten Fall zu zahlen haben, ist um
ein Vielfaches größer – in finanzieller und menschlicher Hinsicht.

Ich wünsche eine anregende Lektüre.

Anja Papenfuß, Chefredakteurin
papenfuss@dgvn.de

Verantwortliches Handeln ist gefragt
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Die Mission der Vereinten Nationen in der Demo-
kratischen Republik Kongo (MONUC) steht seit vie-
len Jahren in der Kritik. In Anbetracht der unbefrie-
digenden Fortschritte des Friedensprozesses in Kon-
go wird der MONUC häufig mangelnde Effektivität,
wenn nicht gar Versagen vorgeworfen. Die von den
Vereinten Nationen als notwendig erachtete Ent-
sendung einer Truppe der Europäischen Union, die
die MONUC bei der Absicherung der Wahlen im
Sommer 2006 unterstützen soll, scheint diese Ein-
schätzung zu bestätigen. Entgegen der vorherr-
schenden Meinung kann der MONUC nur in Einzel-
fällen folgenschweres Versagen vorgeworfen wer-
den. Die Hauptgründe für die anhaltend schlechte
Situation in Kongo liegen in der mangelnden Un-
terstützung der Mission durch die internationale
Gemeinschaft und der eklatanten Diskrepanz zwi-
schen den ihr übertragenen Aufgaben und den ihr
zur Verfügung stehenden Mitteln.

Der Krieg und seine Folgen

Der Krieg in der Demokratischen Republik Kongo
(DRK, ehemals Zaire) begann am 2. August 1998
und endete formal am 17. Juli 2003 mit dem Amts-
antritt der kongolesischen Allparteienregierung, die
das Land seitdem übergangsweise regiert. Im Juli 2006
soll diese Übergangsphase durch demokratische Wah-
len abgeschlossen werden. Während des Krieges, der
knapp 4 Millionen Todesopfer forderte, standen sich
zwei Parteien gegenüber: Auf der einen Seite waren
dies die Regierung unter Präsident Laurent Kabila
(nach dessen Ermordung im Januar 2001 übernahm
sein Sohn Joseph das Amt) und ihre ausländischen
Verbündeten (Angola, Namibia, Simbabwe). Auf der
anderen Seite standen die beiden Rebellenbewegun-
gen RCD (Rassemblement Congolais pour la Démo-
cratie) und MLC (Mouvement pour la Libération du
Congo), die gemeinsam mit den Armeen Ruandas,
Ugandas und Burundis im Herbst 1998 in Kongo ein-
fielen und weite Teile des Nordens und Ostens des
Landes besetzten. Ziel des Krieges war der Sturz von
Präsident Kabila, der erst im Mai 1997 durch eine
Rebellion gegen Mobutu Sese Seko an die Macht
gelangt war. Während die beiden Rebellenbewegun-
gen Kabila vorwarfen, eine neue Diktatur zu errich-
ten, hatten die östlichen Nachbarländer sicherheits-
politische Motive. Ruanda und Uganda bezichtigten
Kabila der Kooperation mit Rebellenbewegungen,
die von Kongo aus ihre Herkunftsländer bedrohten.

Herkulesaufgabe Kongo 
Die MONUC zeigt die Grenzen komplexer Friedenssicherung auf
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Im Juli 1999 kam es zur Unterzeichnung des Waffen-
stillstandsabkommens von Lusaka. Zu den Eckpunk-
ten des Abkommens gehörte die Entsendung einer UN-
Mission nach Kapitel VII der UN-Charta, die alle kon-
golesischen und ausländischen Milizen entwaffnen
sollte, welche nicht zu den Unterzeichnern des Ab-
kommens zählten. Die UN-Mission sollte des Weite-
ren Waffen einsammeln, humanitäre Hilfsmaßnah-
men unterstützen sowie Vertriebene und Flüchtlin-
ge schützen. Auf der Grundlage von Resolution 1258
des Sicherheitsrats vom 6. August 1999 wurden zu-
nächst lediglich 90 Verbindungsoffiziere entsandt,
die mit der Gründung der MONUC (S/RES/1279 v.
20.11.1999) in die Mission integriert wurden.

Die Einrichtung der MONUC

Am 24. Februar 2000 verabschiedete der Sicherheits-
rat Resolution 1291, mit der die MONUC das Man-
dat erhielt, den Waffenstillstand von Lusaka und die
Truppenentflechtung der Konfliktparteien zu über-
wachen. Der Sicherheitsrat stimmte der Vergröße-
rung der Mission auf 5037 Soldaten und 500 Mili-
tärbeobachter zu. MONUC erhielt zudem das Man-
dat, bedrohte Zivilisten ›im Rahmen ihrer Möglich-
keiten‹ zu schützen. Da die UN die Stationierung ih-
rer Beobachter an die Einhaltung des Waffenstill-
standsabkommens knüpfte, das Abkommen jedoch
von den Konfliktparteien nicht eingehalten wurde,
waren im Dezember 2000 erst 224 Blauhelme und
Verbindungsoffiziere in der DRK stationiert. Er-
schwert wurde die Arbeit der Mission durch die un-
kooperative Haltung der Kabila-Regierung. Infolge-
dessen kündigte Generalsekretär Kofi Annan an,
statt der ursprünglichen 5537 nur 2500 Soldaten
und 500 Beobachter ins Land zu schicken. Am 22.
Februar 2001 billigte der Sicherheitsrat mit Resolu-
tion 1341 Annans Vorschlag, zunächst nur eine ver-
kleinerte MONUC nach Kongo zu entsenden. Die
vollständige Stationierung einer 5537 Mann starken
MONUC wurde davon abhängig gemacht, dass die
Konfliktparteien ihre im Lusaka-Abkommen einge-
gangenen Verpflichtungen einhielten. Die anschlie-
ßende Resolution 1355 (15. Juni 2001) stärkte die
MONUC, indem sie die von Annan vorgeschlagene
Schaffung ziviler Polizeieinheiten sowie die Erstel-
lung eines zivilen und militärischen Planungsstabs
zur Koordinierung der Entwaffnung und Wiederein-
gliederung bewaffneter Gruppen, also der nach dem
Wortlaut des Lusaka-Abkommens so genannten ne-
gativen Kräfte, unterstützte. Damit hatte die UN erst-
mals der hinlänglich bekannten Tatsache Rechnung

Denis M. Tull
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getragen, dass die Neutralisierung der bewaffneten
Milizen (vor allem aus Ruanda und Burundi) von zen-
traler Bedeutung für den Friedensprozess in der DRK
war. Die Resolution beinhaltete nicht zuletzt die klu-
ge Empfehlung zur Einrichtung eines UN-eigenen
Radiosenders (Radio Okapi), um die Bevölkerung
über Rolle und Mandat der MONUC zu informieren
und ihr den Zugang zu objektiven Informationen über
den Friedensprozess zu ermöglichen. 

Die weitgehende Einhaltung des Waffenstillstands
entlang der offiziellen Demarkationslinie hatte schließ-
lich die Bewilligung weiterer 3500 Blauhelme durch
Resolution 1445 vom 4. Dezember 2002 zur Folge,
die die maximale Truppenstärke der MONUC von
5537 auf 8700 anhob. Damit unterstützte der Sicher-
heitsrat den Vorschlag Annans, zwei Einheiten in
Kindu und Kisangani zu stationieren, um den Pro-
zess der Entwaffnung, Demobilisierung, Wiederein-
gliederung, Rückführung und Wiederansiedlung (Dis-
armament, Demobilisation, Reintegration, Repatria-
tion and Resettlement – DDRRR) zu forcieren. Gleich-
wohl blieb diese Resolution unzureichend, denn nach
wie vor wurde – entgegen der Ziele des Lusaka-
Abkommens – von einer freiwilligen Entwaffnung
und Rückführung der ausländischen Rebellen aus-
gegangen.

Kinshasa-Phase

Ungeachtet der unverändert schlechten Sicherheits-
lage vor allem im Osten Kongos schien der Friedens-
prozess mit der Unterzeichnung des Friedensabkom-
mens von Pretoria im Dezember 2002 und der Bil-
dung einer Allparteienregierung im Juni 2003 neue
Impulse zu erhalten. Die Begleitung des Friedenspro-
zesses und die Stabilisierung der Übergangsregierung
erhob die internationale Gemeinschaft in der Folge
zur uneingeschränkten Priorität. Exemplifiziert wur-
de dies in den Aussagen des Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs der Vereinten Nationen für Kongo
und Leiters der MONUC William Swing über die
›Kinshasa-Phase‹ des Friedensprozesses.1 Dies äußer-
te sich unter anderem darin, dass die MONUC im-
merhin zehn Prozent ihres Militärkontingents (1000
Blauhelme) in der Hauptstadt abstellte, um den Schutz
der Regierungsmitglieder zu gewährleisten.2

Erste Krise: Bunia

Ihre wohl schwärzeste Stunde erlebte die MONUC
im Sommer 2003, als 700 Blauhelme in Bunia nicht
einschritten, um die von Milizen an der Zivilbevöl-
kerung begangenen Massaker mit mehr als Tausend
Opfern zu verhindern. Generalsekretär Annan richte-
te schließlich einen Appell an die Mitgliedstaaten
der UN, um eine ›Koalition der Willigen‹ zu einer
militärischen Intervention in Bunia zu bewegen. Am
30. Mai 2003 autorisierte der Sicherheitsrat (S/RES/
1484) die Entsendung der so genannten Interim Emer-
gency Multinational Force (IEMF) der Europäischen

Union, besser bekannt unter dem Namen Operation
Artemis, nach Kapitel VII der UN-Charta. Das Man-
dat der Mission war räumlich (auf Bunia) und zeit-
lich (drei Monate, bis zum 1. September) begrenzt.
Unter der Führung Frankreichs, das auch den Groß-
teil der 1400 Soldaten stellte, gelang es der Mission
in diesem Zeitraum, für Frieden und Ordnung zu
sorgen. Nach dem Abzug der Interventionstruppe
übernahm die MONUC die Kontrolle über Bunia.

Das Versagen der MONUC in Bunia und die Ent-
sendung der Operation Artemis bedeutete für die UN-
Mission eine Zäsur. Am 28. Juli 2003 erhöhte der
UN-Sicherheitsrat (S/RES/1493) die Truppenstärke
der MONUC auf 10 800 Soldaten und erteilte ihr ein
robustes Mandat nach Kapitel VII. Allerdings blieb
dies zunächst auf die Unruhegebiete Ituri, Nord- und
Süd-Kivu beschränkt. Diese Stärkung der MONUC
war jedoch damit verbunden, dass der Mission nun-
mehr eine Vielzahl von Aufgaben oblagen: Schutz
des UN-Personals, bedrohter Zivilisten und huma-
nitärer Helfer, Verbesserung der allgemeinen Sicher-
heitslage, Überwachung des Waffenembargos gegen
alle ausländischen und kongolesischen bewaffneten
Gruppen im Osten Kongos, Unterstützung bei der
Reform des Sicherheitssektors, der Herstellung von
staatlicher Autorität und Rechtsstaatlichkeit, der Vor-
bereitung der Wahlen und der freiwilligen Entwaff-
nung ausländischer Kämpfer. Zudem mandatierte
Resolution 1493 den Leiter der MONUC, fortan alle
Aktivitäten des UN-Systems zu koordinieren (inte-
griertes Missionskonzept).

Damit hatte die Intervention der Operation Arte-
mis zweifellos als Katalysator dazu beigetragen, die
Truppenstärke und das Mandat der MONUC zu stär-
ken. Das nunmehr resolutere Vorgehen der Mission
wurde mit dem Amtsantritt ihres neuen Chefs Wil-
liam Swing gestärkt. Mit reichlicher Verspätung er-
kennend, dass die im Lusaka-Abkommen festge-
schriebene Waffenstillstandslinie zwischen der Ka-
bila-Regierung und den Rebellen von MLC und RCD
Makulatur geworden war und der eigentliche Pro-
blemherd im Osten der DRK lag, entwarf die MO-
NUC ein neues Operationskonzept. Dies sah eine
schrittweise Verlagerung der Truppen in die um-
kämpften Regionen in Ituri, Süd-Kivu und Nord-Ki-
vu vor. Gleichwohl blieb der Osten des Landes eine
rechtlose Region, in der Rebellen sowie in- und aus-
ländische Milizen (Mai Mai, FDLR) die Zivilbevöl-

1 Emeric Rogier, MONUC and the Challenges of Peace Implementa-

tion in the DRC, in: Mark Malan/João Gomes Porto (Eds.), Challenges of

Peace Implementation: The UN Mission in the Democratic Republic of

Congo, Pretoria 2004, S. 255.

2 Second Special Report of the Secretary-General on the United Na-

tions Organization Mission in the Democratic Republic of Congo, UN-

Doc. S/2003/566 v. 27.5.2003, Abs. 33–39.
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kerung terrorisierten. Während der ersten zwölf
Monate nach Abschluss des Pretoria-Abkommens
stieg die Zahl der Binnenflüchtlinge im Land um 22
Prozent auf 3,4 Millionen.3

Zweite Krise: Bukavu

Im Juni 2004 erlitt die MONUC einen weiteren schwe-
ren Rückschlag, als sie es versäumte, die Besetzung
von Süd-Kivus Provinzhauptstadt Bukavu durch ab-
trünnige Offiziere der RCD-Rebellion zu verhin-
dern. Dies führte in mehreren Städten des Landes zu
gewaltsamen Protesten gegen die Mission.

Die Ereignisse in Bukavu stürzten den Friedens-
prozess in seine bislang schwerste Krise. General-
sekretär Annan legte in der Folge ein modifiziertes
Operationskonzept für die MONUC vor, zu dessen
Eckpunkten die personelle Ausweitung der Mission
von 10 800 auf 23 900 Personen und der Ausbau mi-
litärisch-logistischer Kapazitäten (Kampfhubschrau-
ber, Transportmittel, Flug- und Seeüberwachung) ge-
hörten. Im operativen Bereich plädierte er für einen
aktiveren Beitrag der MONUC zur Wiederherstel-
lung eines Mindestmaßes an Sicherheit, das sich im
Wesentlichen auf die verbesserte Krisenreaktionsfä-
higkeit der Mission stützen würde. Konzentrieren
sollte sich die MONUC auf strategisch sensible Räu-
me (Kinshasa, Nord- und Südkivu, Katanga, Kasai),
von denen die größte Gefahr für den Übergangspro-
zess ausging. Schließlich sollte eine robustere Mission

die Entwaffnung der auf etwa 10 000 Mann ge-
schätzten ruandischen FDLR-Rebellen beschleunigen
helfen. Der Sicherheitsrat stimmte dem Konzept weit-
gehend zu und autorisierte MONUC, alle notwendi-
gen Mittel einzusetzen, um ihr Mandat zu erfüllen.
Damit wurde das für Ituri und Nord- und Südkivu
bewilligte Kapitel-VII-Mandat auf das gesamte Ge-
biet ausgedehnt. Der Sicherheitsrat bewilligte jedoch
lediglich eine Aufstockung um weitere 5900 auf ins-
gesamt 16 700 Soldaten.4

Die Bukavu-Krise hatte auch politische Konse-
quenzen. Die internationale Gemeinschaft wurde sich
– wenn auch verspätet – der Tatsache bewusst, dass
die Übergangsregierung ein weitgehend dysfunktio-
nales Konstrukt war. Ohne kontinuierlichen inter-
nationalen Druck war die Einhaltung des Übergangs-
zeitplans ebenso ungewiss wie der Erfolg des gesam-
ten Friedensprozesses. Der Sicherheitsrat forderte die
MONUC daher auf, ihre Unterstützung der Über-
gangsregierung zu verstärken. Resolution 1565 er-
teilte der Mission das Mandat, in Zusammenarbeit
mit der Regierung drei gemeinsame Kommissionen
einzurichten, um Fortschritte in für den Übergang zen-
tralen Bereichen (Wahlvorbreitung, Gesetzgebung,
Sicherheitssektorreform) voranzutreiben. 

Die von Annan im Hinblick auf die Wahlen ge-
forderte zeitweilige Aufstockung der MONUC um
2590 Mann, die in Kongos unsicheren Regionen sta-
tioniert werden sollten, wurde vom Sicherheitsrat
mehrfach abgelehnt.5 Indes stimmte er der zeitlich be-
fristeten Entsendung weiterer 1140 Blauhelme und
Polizisten zu.6 Im April 2006 wurde zudem beschlos-
sen, ein Infanteriebattalion und 50 Militärbeobach-
ter der UN-Mission in Burundi nach Kongo zu ver-
legen.7 Diese Maßnahmen, ebenso wie die geplante
Unterstützungsmission der Europäischen Union, ziel-
ten darauf ab, die Sicherheit im Land im Hinblick
auf die Wahlen zu erhöhen, in deren zeitlichem Um-
feld ein erhöhtes Konfliktpotenzial erwartet wurde.

Erfolg und Versagen der MONUC

Von westlichen Medien wie politischen Entschei-
dungsträgern wird die MONUC in aller Regel be-
stenfalls als ineffiziente, schlimmstenfalls als nutzlo-
se Mission betrachtet. Bei genauerer Betrachtung er-
gibt sich indes ein differenzierteres Bild, das sowohl
beachtliche Erfolge als auch handfestes Versagen der
Mission bei der Wahrnehmung ihrer Kernaufgaben
offenbart.

Größe ist relativ

In Anbetracht der nach wie vor schwierigen Situation
in Kongo stützt sich die Kritik häufig auf den Um-
stand, dass es sich bei der MONUC um die weltweit
größte UN-Friedensmission handele und ihre Bilanz
angesichts dessen enttäuschend ausfalle. Vor dem
Hintergrund der Entwicklung ihres Mandats und der

Die EUFOR RD Congo
Die wahrscheinlich 2000 Mann starke Militärmission der EU für
die Demokratische Republik Kongo (EUFOR RD Congo) soll die
MONUC dabei unterstützen, einen friedlichen Verlauf der für den
30. Juli 2006 angesetzten Präsidentschafts- und Parlamentswah-
len zu gewährleisten. Dazu hat sie vom Sicherheitsrat ein Man-
dat nach Kapitel VII der UN-Charta erhalten.i Mit Beschluss des
Bundestages vom 1. Juni 2006 beteiligt sich Deutschland mit bis
zu 500 Soldaten und 280 Beobachtern an dem Einsatz, der von
dem deutschen Generalleutnant Karlheinz Viereck geleitet wird.
Die Mission ist auf vier Monate befristet und soll sich vor allem
auf das politische Gravitationszentrum – die Hauptstadt Kinshasa
– konzentrieren. Das Hauptziel der Mission ist die ›Abschreckung‹
möglicher ›Störenfriede‹, die den Wahlprozess vor, während und
nach dem Wahlgang torpedieren könnten. Dieser Abschreckungs-
effekt hat hohe Erfolgsaussichten, vorausgesetzt die Mission macht
glaubhaft, dass sie im Falle von gewaltsamen Umsturzversuchen
auch tatsächlich eingreifen wird. Vergangene Interventionen (Ope-
ration Artemis in Bunia, die britische Intervention in Sierra Leone)
haben gezeigt, dass gut ausgerüstete und robust agierende eu-
ropäische Truppen afrikanischen Milizen effektiv Einhalt gebieten
können. Daher erscheinen die Risiken für die EU-Soldaten kalku-
lierbar. Die größte Herausforderung wird für die Mission darin
bestehen, ihre Neutralität im Falle umstrittener Wahlergebnisse
zu wahren.
i UN-Dok. S/RES/1671 v. 25.4.2006.
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ihr durch den Sicherheitsrat zugewiesenen Truppen-
kontingente hält diese Argumentation den Fakten je-
doch nicht stand. Die Mission vefügte über viele Jah-
re hinweg nicht annähernd über die Truppenzahlen,
die sie in die Lage versetzt hätten, die Beilegung des
Konflikts entscheidend zu beeinflussen. Selbst nach-
dem die MONUC im Jahr 2004 die Stärke von 16 700
Soldaten erreichte, war sie im Verhältnis zur Größe
ihres Operationsgebiets (1 Blauhelm : 139 km2) be-
ziehungsweise der Bevölkerung (1 Blauhelm : 3572
Kongolesen) immer noch eine der kleinsten Missio-
nen der Welt. Zum Vergleich: In wesentlich kleine-
ren Ländern wie Liberia oder Sierra Leone waren
zur selben Zeit Friedensmissionen mit einem Um-
fang von 15 000 respektive 17 500 Blauhelmen sta-
tioniert.8

›Best-case‹-Denken

Sowohl die eingangs skizzierte Entstehungsgeschich-
te der MONUC als auch die über die Jahre hinweg
zögerliche und schrittweise Aufstockung der Mission
zeigen deutlich das mangelnde Interesse der interna-
tionalen Gemeinschaft beziehungsweise die fehlen-
de Unterstützung durch den UN-Sicherheitsrat. Ge-
messen daran muss man fast zwangsläufig zu der
Schlussfolgerung kommen, dass die MONUC, wenn
zwar nicht unbedingt eine ›Mission Impossible‹, so
doch eine Friedensmission ist, deren Auftraggeber
leichtfertig von Rahmenbedingungen ausgingen, die
der Mission nur im Idealfall schnelle Erfolge ermög-
licht hätten. Dass dieses Denken in ›Best Case‹-Kate-
gorien nicht den Gegebenheiten im Einsatzgebiet der
Mission entsprach, wurde aus politischen wie finan-
ziellen Gründen beharrlich ignoriert.9 Deutlich wur-
de dies zuletzt, als der Sicherheitsrat die Bitte von Ge-
neralsekretär Annan, der MONUC während der an-
stehenden Wahlen zusätzliche 2700 Blauhelme zur
Entsendung in die politisch sensiblen Provinzen Ka-
tanga und Kasai zur Verfügung zu stellen, wiederholt
ablehnte. Dies war der Grund, warum die Hauptab-
teilung Friedenssicherungseinsätze (Department of
Peacekeeping Operations – DPKO) schließlich eine
Anfrage an die EU richtete, der MONUC im zeitlichen
Umfeld der Wahlen Truppen zur Seite zu stellen.10

Faktor Kriegsökonomie

Die ursprüngliche Aufgabe der MONUC war die
Überwachung des Waffenstillstandsabkommens von
Lusaka. Dieses wurde nach der Entsendung der
MONUC weitgehend eingehalten. Was diese ›klas-
sische‹ Aufgabe von Friedensmissionen betrifft, muss
der MONUC daher ein Erfolg bescheinigt werden.
Er erwies sich allerdings in den folgenden Jahren kei-
neswegs als ausreichend, um eine politische Stabili-
sierung Kongos zu ermöglichen. Denn hinter der vom
Lusaka-Abkommen definierten Demarkationslinie
wurden die Kämpfe im Osten Kongos, bei denen sich
eine Vielzahl von meist ›irregulären‹ Gruppen gegen-

über standen (ruandische und ugandische Armee,
Mai-Mai-Milizen, kongolesische, burundische und
ruandische Rebellen usw.), unvermindert fortgesetzt.
Zudem entstand in diesen Gebieten eine sich selbst
tragende Kriegsökonomie, in deren Rahmen sich al-
le Konfliktgruppen durch die gewaltgesteuerte Aus-
beutung wertvoller Bodenschätze alimentierten. Dies
führte generell zu einer Überlagerung politischer Zie-
le durch wirtschaftliche Motive auf Seiten der be-
waffneten Akteure.11 Diese neue Konfliktdynamik
wurde von der internationalen Gemeinschaft und der
MONUC bis zum Jahr 2003 nahezu völlig ignoriert.
Gefechte im Osten Kongos wurden nicht als Verlet-
zung des Waffenstillstands interpretiert. Der zu ›wah-
rende Frieden‹ wurde ausschließlich nach Maßgabe
des Lusaka-Abkommens definiert.12

Entwaffnung ungeklärt

Auf die Erkenntnis, dass die östlichen Landesteile (Itu-
ri, Nord- und Süd-Kivu) unter veränderten Vorzei-
chen zu ›Schlüsselzonen‹ des gesamten Friedenspro-
zesses wurden, reagierte die MONUC 2003 mit ei-
ner Verlegung von Truppen in den Osten. Ob diese
verspätete Reaktion allein auf fehlerhafte politische
Analysen zurückzuführen war, darf bezweifelt wer-
den. Angesichts des äußerst schwierigen Terrains im
Osten Kongos und der großen Zahl der dort agie-
renden Konfliktgruppen hätte eine angemessene An-
passung der MONUC die massive personelle und lo-
gistische Aufstockung und ein friedenserzwingendes
Mandat erforderlich gemacht. Die Entscheidungsträ-
ger innerhalb und außerhalb der UN waren damals

3 Fourteenth Report of the Secretary-General on the United Nations

Organization Mission in the Democratic Republic of Congo, UN-Doc.

S/2003/1098 v. 17.11.2003, Abs. 47.

4 UN-Dok. S/RES/1565 v. 1.10.2004.

5 Special Report of the Secretary-General on Elections in the Demo-

cratic Republic of Congo, UN-Doc. S/2005/320 v. 26.5.2005, Abs. 70.

6 UN-Dok. S/RES/1621 v. 6.9.2005; UN-Dok. S/RES/1635 v. 28.10.2005.

7 UN-Dok. S/RES/1669 v. 10.4.2006.

8 Alleine der Distrikt Ituri ist so groß wie Sierra Leone. Die Haupt-

stadt Kinshasa ist so groß wie Kosovo, wo bis zu 46 000 Soldaten sta-

tioniert waren.

9 Vgl. auch Implementation of the Recommendations of the Special

Committee on Peacekeeping Operations, Report of the Secretary-Ge-

neral, UN-Doc. A/60/640 v. 29.12.2005, Abs. 18.

10 Vgl. UN-Dok. S/RES/1671 v. 25.4.2006 beziehungsweise S/2006/219

v. 13.4.2006, Anlage I.

11 Den eindimensionalen Analyseansatz, nach dem die Konfliktpartei-

en von primär wirtschaftlichen Erwägungen angetrieben wurden, lehne

ich explizit ab. Vgl. Denis M. Tull, The Reconfiguration of Political Order

in Africa: A Case Study of North Kivu (DR Congo), Hamburg 2005, Kap. 5.

12 Second Special Report of the Secretary-General on the United Na-

tions Organization Mission in the Democratic Republic of Congo, UN-

Doc. S/2003/566 v. 27.5.2003, Abs. 29.
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wie heute nicht bereit, diesen Schritt zu unterneh-
men. Dies war nicht nur auf mangelndes Interesse
der wichtigsten UN-Mitgliedstaaten zurückzuführen,
die einen Großteil der finanziellen Kosten hätten tra-
gen müssen. Mehr als fraglich wäre auch die Zustim-
mung der truppenstellenden Länder für dieses risiko-
reiche Operationskonzept gewesen.13 Solchen Erwä-
gungen hatte bereits ein folgenschwerer ›Geburtsfeh-
ler‹ der MONUC zugrunde gelegen. 

Während die Unterzeichner des Lusaka-Abkom-
mens davon ausgegangen waren, dass insbesondere
die ruandischen Hutu-Rebellen im Osten Kongos von
den UN gewaltsam entwaffnet werden würden, hat-
te der Sicherheitsrat auf Druck der truppenstellenden
Länder die MONUC lediglich mandatiert, die freiwil-
lige Entwaffnung dieser kampferprobten Gruppen –
unter ihnen Täter des ruandischen Völkermords von
1994 – zu unterstützen.14 Bis heute halten sich etwa
10 000 ruandische Hutu-Rebellen im Osten Kongos
auf. Ihre fortgesetzte Präsenz hat die ruandische Re-
gierung wiederholt zum Vorwand genommen, um
in Kongo militärisch zu intervenieren. Die MONUC
selbst hat schon vor einiger Zeit zu Bedenken gegeben,

dass der Prozess der Entwaffnung bei einem Fest-
halten am Prinzip der Freiwilligkeit »nicht innerhalb
eines akzeptablen Zeitrahmens« abgeschlossen wer-
den könne.15

Eigene Fehler der MONUC

Gleichwohl trägt die MONUC eine Mitverantwor-
tung für die in vielerlei Hinsicht enttäuschenden Fort-
schritte in Kongo. So hat es den Anschein, dass die
Mission auf allen Ebenen größte politische, konzep-
tionelle und psychologische Probleme hatte, sich an
die ständig verändernden Rahmenbedingungen des
Konflikts und damit einhergehend die häufigen Än-
derungen ihres Mandats und die Ausweitung ihrer
Aufgaben anzupassen. Die Schwierigkeiten der Um-
wandlung von einer ursprünglich klassischen Friedens-
mission in eine ›proaktive‹ Mission lassen sich an zwei
Beispielen illustrieren: 

Zum einen hat MONUC zu spät ihr primäres Ein-
satzgebiet in den Osten Kongos verlegt. Allerdings
hatte dies nicht nur eine Verlegung der Truppen zur
Folge, sondern es machte auch neue Strategien not-
wendig, wie etwa Initiativen zur Prävention und Lö-
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sung lokaler Konflikte. Zum anderen hat die MO-
NUC es versäumt, entschlossen und robust zu han-
deln in Situationen, die ganz offensichtlich eine Be-
drohung des fragilen Friedensprozesses darstellten
(wie Bunia 2003 und Bukavu 2005). 

Insbesondere die Bukavu-Krise verstärkte den Ein-
druck, die Mission sei überfordert, zumal die MO-
NUC im Juli 2003 durch Resolution 1493 ein Man-
dat nach Kapitel VII erhalten hatte. Kritikern hielt
die MONUC entgegen, Resolution 1493 habe die
Erwartung geweckt, die Mission werde den Frieden
in allen Landesteilen Kongos durchsetzen. Zwischen
den ihr übertragenen Aufgaben und den ihr zur Ver-
fügung stehenden Fähigkeiten klaffe jedoch nach
wie vor eine große Lücke. Annan beklagte zudem die
mangelnde Spezifizierung der Aufgaben der Mission
durch Resolution 1493, die die Mission daran hinde-
re, ihre Ressourcen effektiver einzusetzen.16 Auch
wenn diese Einwände richtig sind, werfen sie doch
die heikle Frage auf, warum derart Grundsätzliches
zu dem damaligen Zeitpunkt nach wie vor ungeklärt
war. Der unterschiedlichen Auslegung der ›Robust-
heit‹ des Mandats der MONUC entging auch das
New Yorker UN-Hauptquartier nicht. So sprach
die stellvertretende Leiterin der Afrika-Abteilung
des DPKO Margaret Carey davon, MONUC führe
keinen Krieg, sondern versuche, Frieden herzustel-
len. Obwohl die MONUC das Mandat habe, Zivili-
sten zu schützen, sei es nicht ihre Aufgabe, Milizen
zu neutralisieren, die die Zivilbevölkerung bedroh-
ten.17 Indessen ging die Mission aber dann gewalt-
sam gegen Milizen vor, wenn sie selbst Opfer von
Angriffen war. Dabei demonstrierte sie ihre Fähig-
keit zu robustem Handeln, geriet jedoch auch in ein
schiefes Licht aufgrund der offenkundigen Selekti-
vität ihres (robusten) Vorgehens.18 Gleichwohl wa-
ren mit der personellen Vergrößerung der Mission
und der Hinwendung zu den Gebieten im Osten
Kongos Fortschritte zu verzeichnen, und die
MONUC war fortan – auch dank neu eingetroffe-
ner indischer und pakistanischer Einheiten – besser
in der Lage, Zivilisten durch ihre verstärkte Präsenz
zu beschützen.19 Aber auch diese Anpassung löste
nicht alle Probleme. Militärische Offensiven, die die
MONUC mit Einheiten der im Aufbau befindlichen
kongolesischen Armee gegen ruandische Rebellen in
Nord- und Süd-Kivu leitete, führten mitunter zu
Racheakten der Rebellen an der lokalen Zivilbe-
völkerung, die ihrerseits gegen die MONUC prote-
stierte.20

Eine Ursache der skizzierten Anpassungsproble-
me war auch darin zu sehen, dass der MONUC im
Verlauf der Jahre neben ihren militärischen Aufga-
ben zunehmend auch originär politische Aufgaben
übertragen wurden. Weder war die MONUC auf das
daraus erwachsende Aufgabenspektrum vorbereitet
noch war sie der einzige externe Akteur. Die Kako-
phonie der internationalen Gemeinschaft (UN-Or-

ganisationen, EU, Weltbank und Internationaler Wäh-
rungsfonds, nichtstaatliche Organisationen, einzel-
ne westliche und afrikanische Staaten) hat jedenfalls
wenig dazu beigetragen, der MONUC den erforder-
lichen politischen Rückhalt zu geben. Die Stagnation
des Friedensprozesses stand in Zusammenhang mit
politischen Problemfeldern, in denen nicht nur die
Friedensmission, sondern das gesamte UN-System
intervenierte.21 Hinzu kam, dass die wachsenden po-
litischen Aufgaben der Mission fast zwangsläufig mit
ihrem Neutralitätsanspruch kollidierten. Beispiels-
weise soll die Passivität der MONUC im Verlauf der
Krise in Bukavu weniger auf fehlenden militäri-
schen Fähigkeiten vor Ort, sondern vielmehr auf poli-
tischen Überlegungen beruht haben. Angeblich sprach
sich MONUC-Chef Swing gegen ein Einschreiten
aus. Er habe befürchtet, ein Vorgehen gegen die Re-
bellen könnte von der RCD als feindlicher Akt an-
gesehen werden, der das Personal der MONUC ge-
fährden und die Übergangsregierung zum Zusammen-
bruch bringen werde.22 Diese schwerwiegende Fehl-
einschätzung stürzte den Friedensprozess nicht nur
in eine schwere Krise, sie hatte auch einen erheblichen
Glaubwürdigkeitsverlust der MONUC zur Folge.

13 Asiatische und afrikanische Länder stellen mit Anteilen von 46 res-

pektive 31 Prozent die meisten Truppen für UN-Missionen zur Verfü-

gung. Vgl. Center on International Cooperation, Annual Review of Glo-

bal Peace Operations 2006, Boulder 2006, S. 137. Die wichtigsten Trup-

pensteller der MONUC sind Pakistan (3795 Soldaten) und Indien (3548),

gefolgt von Uruguay (1500), Südafrika (1408) und Bangladesch (1143).

14 Peter Swarbrick, DDRRR: Political Linkages and Dynamics, in: Mark

Malan/João Gomes Porto (Eds.), Challenges of Peace Implementation:

The UN Mission in the Democratic Republic of Congo, Pretoria 2004, S. 166f.

15 Third Special Report of the Secretary-General Report on the United

Nations Organization Mission in the Democratic Republic of Congo,

UN-Doc. S/2004/650 v. 16.8.2004, Abs. 74. Bis Ende 2005 lag die Zahl

der von der MONUC rückgeführten ausländischen Kämpfer (aus Ruan-

da, Burundi und Uganda) bei 12 000.

16 Ebd., Abs. 59.

17 Margaret Carey, zitiert nach: Associated Press (AP), 4.3.2005.

18 Steffen Richter/Karsten Polke-Majewski, Strategiewechsel: UN set-

zen robustes Mandat erstmals konsequent durch, Die Zeit, 3.3.2005.

19 Damian Lilly, No War, No Peace: A Protection Crisis Continues in

the DRC, Journal of Humanitarian Assistance, Januar 2006, http://

www.jha.ac/articles/a182.pdf

20 Denis M. Tull, Democratic Republic of Congo, in: Andreas Mehler/

Henning Melber/Klaas van Walraven (Eds.), Africa Yearbook 2005. Po-

litics, Economy and Society in Africa South of the Sahara, Leiden, im Er-
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21 Demobilisierung und Wiedereingliederung von Kämpfern, Sicher-

heitssektorreform, Aufbau von öffentlicher Verwaltung und Rechts-

staatlichkeit, Unterstützung des politischen Prozesses usw.

22 Séverine Autesserre, Local Violence, International Indifference?

The Politics of the Peace Process in the Eastern Congo, unveröffent-

lichtes Manuskript, New York 2004, S. 26.
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Skandal um sexuellen Missbrauch

Zu einem weiteren schweren Ansehensverlust der Mis-
sion führten Fälle sexuellen Missbrauchs von kongo-
lesischen Frauen und Mädchen durch Angehörige
der MONUC.23 Das DPKO reagierte auf den Skan-
dal mit der Gründung des ›Office for Addressing Se-
xual Exploitation and Abuse‹ (OASEA), eine Ad-hoc-
Maßnahme, die notwendig war, da innerhalb des
DPKO keine Abteilungen und Verfahren zur Vorbeu-
gung und Sanktionierung dieser Form des Fehlver-
haltens existierten. Das OASEA leitete zwischen De-
zember 2004 und Oktober 2005 Untersuchungen in
111 Fällen ein, von denen 167 Mitarbeiter der MO-
NUC betroffen waren. In 78 Fällen wurde sexueller
Missbrauch festgestellt, der zu Sanktionen führte.
Allen Kategorien und Hierarchieebenen des Perso-
nals wurden Vergehen und Straftaten nachgewiesen.
Entgegen der allgemeinen Wahrnehmung lag der An-
teil der Schuldigen beim Zivilpersonal höher als der
aus den Reihen des Militärs.24 Nach dem Abschluss
der Ermittlungen durch OASEA wurde innerhalb
der MONUC ein ›Conduct and Discipline Team‹ eta-
bliert, das Verhaltensstandards und Verfahren zur
Vorbeugung und Ahndung von Fällen sexuellen Miss-
brauchs entwickeln sollte.25

Zu wenig qualifiziertes Personal

Der Skandal spiegelte auch den größeren Problem-
zusammenhang der unzureichenden Qualität des
Missionspersonals wider. Dies ist ebenso wenig eine
Besonderheit der MONUC wie die Fälle sexueller Aus-
beutung. Insbesondere die Rekrutierung qualifizier-
ten, motivierten und disziplinierten zivilen Perso-
nals bleibt eine Herausforderung, auf die das DPKO
beziehungsweise die UN bis heute noch keine zu-
frieden stellende Antwort gefunden haben.26 Die be-
kannten Defizite der UN-Rekrutierungspolitik ha-
ben dazu beigetragen, dass zahlreiche inkompetente
Zivilisten nach Kongo geschickt wurden – eine Be-
obachtung, die offenbar auch innerhalb der MONUC
geteilt wird.27 Diese strukturellen Mängel wurden in
der Folge noch durch einen ›sehr hohen Personal-
verschleiß‹ verschärft. In Anbetracht ihrer vom Si-
cherheitsrat schließlich bewilligten personellen Auf-
stockung war es für die Mission schwierig, ihre Per-
sonaldecke auszubauen: Im Durchschnitt kamen seit
Januar 2004 auf drei neu eingestellte Mitarbeiter
der MONUC zwei, die die Mission aus diversen Grün-
den (wie etwa schwierige Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen, Überforderung) verließen.28

Auch das militärische Personal der MONUC hat
nicht immer die Anforderungen erfüllt, die der kom-
plexe und anspruchsvolle Einsatz gestellt hat. Hinzu
kamen die (meist) unvermeidlichen Sprachbarrieren.
Viele Mitarbeiter der MONUC beherrschen keine der
in Kongo gesprochenen Sprachen (wie Französisch,
Lingala, Suaheli). Eine zentralisierte Informations-

politik und bürokratische Entscheidungsprozeduren
sowohl innerhalb der Mission als auch zwischen der
MONUC und dem New Yorker Hauptquartier sind
ebenfalls als Probleme benannt worden, die die Ef-
fektivität der Mission beeinträchtigt haben.29

Erfolge der MONUC

Gegenüber den beschriebenen Misserfolgen wurden
die Leistungen der MONUC inmitten des extrem
komplexen Kongo-Konflikts kaum zur Kenntnis ge-
nommen. Auch wenn ihre Beiträge zur Stabilisierung
des Landes schwer zu quantifizieren sind, zählt da-
zu etwa der Umstand, dass die Übergangsregierung
trotz aller Probleme nicht zusammengebrochen ist.
Bezifferbar hingegen ist die Entwaffnung von rund
15 000 Milizen, die seit Februar 2005 in Ituri dank
eines robusteren Vorgehens erfolgte. Beeindruckend
war auch die beispiellose Unterstützung zur Registrie-
rung von 25 Millionen wahlberechtigten Kongole-
sen, zur Durchführung des Verfassungsreferendums
und zur Vorbereitung der Wahlen, die ohne den lo-
gistischen Beitrag der MONUC unmöglich gewesen
wäre. Dass die Mission für diesen Zweck Kampf-
hubschrauber abstellen musste, die für militärische
Operationen fehlten, verdeutlicht die Engpässe, mit
denen die MONUC konfrontiert war. Nicht zuletzt
hat auch die Einrichtung der erwähnten Kommis-
sionen durch die MONUC dazu beigetragen, den
Friedensprozess voranzubringen. In Einzelfällen hat
die Mission zudem eine lokale Eskalation der Gewalt
durch Vermittlungsbemühungen und die Errichtung
entmilitarisierter Zonen (etwa in Nord-Kivu im Jahr
2004) verhindert.

***
Dass die Mission die Erwartungen zur Herstellung
der Sicherheit nicht erfüllt hat, ist unbestritten. Es
ist aber auch festzuhalten, dass die MONUC in den
unsicheren Zonen im Osten Kongos von der Mehr-
heit der Bevölkerung als wichtiger Stabilitätsfaktor
betrachtet wird, der zur Sicherheit beiträgt. Umfra-
gen im Sommer 2005 haben gezeigt, dass mehr als
60 Prozent der Bevölkerung in Nord- und Süd-Kivu,
in Katanga und Maniema im Falle eines Abzugs der
MONUC mit wachsender Unsicherheit oder gar ei-
nem erneuten Aufflammen des Konflikts rechnen.30

Fazit

Die MONUC wird kaum als Erfolgsgeschichte in die
Annalen der UN eingehen. Aber es deutet auch we-
nig darauf hin, dass die Bilanz der MONUC deut-
lich schlechter ausfällt als die anderer UN-Friedens-
missionen. Objektiv kann der MONUC nur in sehr
spezifischen Einzelfällen (Bunia 2003, Bukavu 2005)
eklatantes Versagen vorgeworfen werden. Die be-
stenfalls gemischte Bilanz des Friedensprozesses in
Kongo hat Ursachen, die über Vermögen und Unver-
mögen der Mission weit hinausgehen. Dazu zählt vor
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allem das mangelnde Interesse der internationalen Ge-
meinschaft am Problem Kongo und ihr Versäumnis,
die Umsetzung eines Friedensprozesses politisch und
militärisch konsequent zu begleiten, der ohne ihre Ver-
mittlung vermutlich nie zustande gekommen wäre.
Da der politische Wille der Konfliktparteien zur Bei-
legung des Krieges nicht oder nur sehr eingeschränkt
vorhanden war, mussten die Beiträge einer relativ klei-
nen UN-Mission begrenzt bleiben. Dass diese politi-
schen Faktoren bedeutsamer waren als bürokratisch-
institutionelle Hemmnisse innerhalb der MONUC
und des Peacekeeping-Apparats der UN zeigte sich
in der dürftigen Ausstattung der MONUC, die allen
Warnungen zuwider lief, die bereits 1992 in der ›Agen-
da für den Frieden‹ formuliert worden waren. Da-
mals kritisierte Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali eine wachsende Kluft zwischen den Aufgaben,
die den UN übertragen werden, und den Mitteln, die
ihr zur Verfügung gestellt werden: »Nichts ist gefähr-
licher für eine Friedensmission als sie damit zu be-
auftragen, Gewalt einzusetzen, wenn ihre Zusam-
mensetzung, Bewaffnung, logistischen Mittel […] sie
nicht dazu in die Lage versetzen, dies auch zu tun.«31

Mit anderen Worten: die später auch im so genann-
ten Brahimi-Bericht32 angemahnten Voraussetzungen
einer erfolgreichen Mission (ein realistisches Mandat
und die Bereitstellung entsprechender Mittel) lagen
im Falle der MONUC nicht vor.

Des ungeachtet herrschte aber selbst über die Fra-
ge Unklarheit, wie und unter welchen konkreten Um-
ständen die MONUC Gewalt zur Durchsetzung wel-
ches präzisen Mandats einsetzen sollte. Auch dies ist
ein Problem, mit dem nahezu alle UN-Missionen kon-
frontiert sind. »Die Mandate von UN-Friedensmis-
sionen«, so ein UN-Bericht, »beinhalten nicht die
Art von detaillierten Handlungsanleitungen, die das
eingesetzte Personal vor Ort benötigt.«33 Diese Fest-
stellung wiederum führt zurück zu Grundsatzfragen,
die nach wie vor der Klärung bedürfen. Beispielswei-
se ist es in den vergangenen Jahren eher schwieriger
als leichter geworden, die Bedeutung des Begriffs ›ro-
bustes Peacekeeping‹ mit konkretem Inhalt zu füllen.
Aufgrund der dramatischen Ausweitung des Aufga-
benspektrums von Friedensmissionen sind Grauzo-
nen entstanden, die vor allem zu Lasten des vor Ort
eingesetzten Personals gehen. Welche konkreten Maß-
nahmen sind etwa mit dem Auftrag an die MONUC
verbunden, »die Ausdehnung staatlicher Autorität
über das gesamte Territorium der DR Kongo«34 zu
unterstützen? Ganz offensichtlich war damit nicht
gemeint, dass die MONUC im Alleingang das Gewalt-
monopol des kongolesischen Staates errichten sollte.
Gleichzeitig aber wurde die Mission für die anhalten-
de Unsicherheit im Land verantwortlich gemacht, die
doch primär den fehlenden Fähigkeiten oder dem
mangelnden Willen der kongolesischen Konfliktpar-
teien beziehungsweise Regierung anzulasten sind. Frie-
densmissionen finden sich daher in einer heiklen Rol-

le wieder: Einerseits sollen sie häufig faktisch – wenn
auch nicht theoretisch und rechtlich – die Funktio-
nen einer wohlwollenden oder unfreiwilligen Pro-
tektoratsmacht erfüllen, anderseits sollen sie als Un-
terstützer höchst problematischer lokaler Partner –
Regierungen von ›Failed States‹ – agieren, die häufig
eher Teil des Problems als Teil der Lösung sind. In
›Failed States‹, in denen die internationale Gemein-
schaft den Staat als Adressaten und als Träger von
Stabilisierungs- und Wiederaufbaumaßnahmen be-
trachtet, kann eine Friedensmission nur einen unter-
stützenden Beitrag leisten, sie kann nicht die alleini-
ge Verantwortung für Erfolge und Misserfolge tra-
gen, und schon gar nicht lässt sich in diesen Fällen
das Prinzip der Neutralität aufrechterhalten, auf dem
UN-Friedensmissionen nach wie vor beruhen.

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die
Friedensmissionen der Vereinten Nationen weiterhin
großen Reformbedarf haben. Dazu gibt es auch ge-
rade im Hinblick auf Afrika keine Alternative. Trotz
des wachsenden sicherheitspolitischen Engagements
der EU und der Afrikanischen Union werden die UN
auf absehbare Zeit die einzige Organisation bleiben,
die effektive und flächendeckende Friedensmissionen
in Afrika durchführen wird.
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Eigentlich hätte der Krieg zwischen Äthiopien und
Eritrea im Jahr 2002 beigelegt werden können. Da-
mals hatte eine Kommission den endgültigen Ver-
lauf der Grenze zwischen den beiden Staaten festge-
legt, doch Äthiopien hatte die Entscheidung nicht ak-
zeptiert. Seitdem kann die vom UN-Sicherheitsrat
eingesetzte Friedenstruppe nur noch einen immer
brüchiger werdenden Waffenstillstand überwachen.
Der Krieg zwischen Äthiopien und Eritrea  war 1998
ausgebrochen, dauerte zwei Jahre und forderte über
100 000 Opfer. Doch auch mehr als fünf Jahre nach
Einsetzung der Friedenstruppe ist ein dauerhafter
Frieden zwischen den beiden Ländern nicht in Sicht.

Die UNMEE

Nachdem am 18. Juni 2000 durch Vermittlung der
Vereinten Nationen, der Organisation der Afrikani-
schen Einheit (OAU)1 und der USA ein Friedensab-
kommen zwischen den beiden verfeindeten Staaten
zustande gekommen war, beschloss der Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen am 31. Juli 2000 mit Re-
solution 1312, die Mission der Vereinten Nationen
in Äthiopien und Eritrea (United Nations Mission in
Ethiopia and Eritrea – UNMEE) einzusetzen. Andert-
halb Monate später verständigte sich der Sicher-
heitsrat auf das Mandat für die Mission. Demzufol-
ge sollten bis zu 4200 Soldaten und Militärbeobach-
ter die neu eingerichtete Vorübergehende Sicherheits-
zone (Temporary Security Zone – TSZ) überwa-
chen.2 Die TSZ ist eine 25 Kilometer breite, demili-
tarisierte Zone, in der sich nur UNMEE-Truppen auf-
halten dürfen und die fast ausschließlich auf eritrei-
schem Staatsgebiet liegt. Das Mandat der Friedens-
truppe umfasste zunächst vor allem vier Aufgaben:

1. Überwachung des Waffenstillstands; 

2. Kontrolle des Rückzugs der äthiopischen Truppen
auf äthiopisches Staatsgebiet;

3. Kontrolle des Rückzugs eritreischer Truppen aus
der TSZ und 

4. Bereitstellung humanitärer Hilfe, insbesondere bei
der Minenräumung.

Zugleich beauftragte der Sicherheitsrat die UNMEE,
den Vorsitz über die Militärische Koordinierungs-
kommission (Military Coordination Commission –
MCC) zu übernehmen, welche die Vereinten Natio-
nen gemeinsam mit der OAU eingerichtet hatten.
Der MCC kommt bis heute eine zentrale Rolle bei
der Durchführung der Friedensmission zu, denn sie ist
das einzige Gremium, in dem eritreische und äthio-
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pische Beamte direkt zusammenkommen. Auch fünf
Jahre nach Beginn der Friedensmission sichern noch
etwa 3300 Blauhelme den Waffenstillstand.3

Der Sicherheitsrat hat das Mandat seit Beginn
der Operation immer wieder um ein halbes Jahr, seit
April 2006 auch um kürzere Fristen, verlängert.4 Als
die Grenzkommission für Eritrea und Äthiopien
(Eritrea-Ethiopia Boundary Commission – EEBC) den
endgültigen Verlauf der Grenze festlegt hatte,5 er-
weiterte der Sicherheitsrat das Mandat der Frieden-
struppe.6 Zu den Aufgaben der UNMEE sollte fortan
auch die Unterstützung der Grenzkommission ge-
hören, die den genauen Grenzverlauf demarkieren
sollte. Damit war zugleich die Ausstiegsoption für die
Friedenstruppe geschaffen worden: Wäre die Gren-
ze endgültig demarkiert, könnte die Mission der Ver-
einten Nationen beendet werden. Doch Äthiopien
lehnte das eigentlich bindende Urteil der EEBC bis
heute ab. Die EEBC hat ihrerseits im März 2005 ih-
re Arbeit endgültig eingestellt, allerdings zuvor noch
betont, dass die von ihr festgelegte Grenze völker-
rechtlich bindend sei, auch wenn der Beschluss nicht
umgesetzt worden sei. 

Die Bemühungen der UNMEE mussten zum Jahres-
ende 2005 weitere Rückschläge hinnehmen. Im Okto-
ber 2005 verbot die Regierung von Eritrea der Frie-
denstruppe Überwachungsflüge über der Pufferzone
durchzuführen, und am 7. Dezember 2005 verwies sie,
ohne Angabe von Gründen, Blauhelme, die aus Russ-
land, Kanada, den USA und der Europäischen Uni-
on kamen, des Landes.7 Durch diese Beschränkun-
gen ist es der Mission seitdem kaum noch möglich,
die 900 Kilometer lange Grenze zu überwachen. Von
40 Beobachtungsposten mussten aufgrund des Flug-
verbots 18 geräumt werden, und da medizinische Hil-
fe nur durch Hubschrauber sichergestellt werden kann,
mussten auch alle Minenräumungsaktivitäten einge-
stellt werden.

Zusätzlich erschwert wird die Situation dadurch,
dass die Konfliktparteien die UNMEE von Beginn
an nicht in vollem Umfang unterstützt haben, son-
dern sie in der Ausübung ihres Mandats mal mehr,
mal weniger behinderten. Beide Seiten erschwerten
zum Teil erheblich die Bewegungsfreiheit der Solda-
ten, zivilen Mitarbeiter und Militärbeobachter. So
können selbst Flugzeuge der UNMEE nicht mehr di-
rekt zwischen den beiden Hauptstädten verkehren,
sondern müssen über Drittstaaten fliegen. Darüber
hinaus schließt Eritrea regelmäßig wichtige Versor-
gungsrouten und hatte zwischenzeitlich sogar UN-
MEE-Personal inhaftiert.8

Dustin Dehéz
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Schwieriges Kolonialerbe

Die Entkolonialisierung in den sechziger Jahren hat
besonders am Horn von Afrika ein schwieriges Erbe
hinterlassen. Wurden in fast allen Teilen Afrikas die
Kolonialgrenzen beibehalten, kam es am Horn zu
einschneidenden Veränderungen. So vereinigten sich
das Protektorat Britisch-Somaliland und die zu Rom
gehörende Kolonie Italienisch-Somaliland 1960 kurz
nach der Entlassung in die Unabhängigkeit zu Soma-
lia in seinen heutigen Grenzen.9 Bevor Eritrea 1952
von der Verwaltungsmacht Großbritannien in die Un-
abhängigkeit entlassen wurde, entschieden die Ver-
einten Nationen bereits 1950, dass Eritrea zu Äthio-
pien gehören, dabei aber teilweise autonom bleiben
solle.10 Doch als 1962 Äthiopien das Land völker-
rechtswidrig annektierte, blieben politische Folgen
aus. Dieser Völkerrechtsverstoß war der Auslöser
für den mehr als 30 Jahre währenden Unabhängig-
keitskampf, der zunächst von der islamisch gepräg-
ten Eritrean Liberation Front (ELF), später vor allem
von der Eritrean People’s Liberation Front (EPLF)
geführt wurde.11 Dass die EPLF letztlich erfolgreich
in ihrem Kampf um die Unabhängigkeit war, lag auch
an den sich verändernden Verhältnissen in Äthiopi-
en. 1974 brachte dort ein Militärputsch das so ge-
nannte Derg-Regime an die Macht, das sich durch
seine Nähe zur Sowjetunion auszeichnete. Unter der
Regierung von Diktator Mengistu Haile Mariam be-
gann die Unterdrückung der ethnischen Minderhei-
ten im Zeichen des Sozialismus. Bereits ein Jahr nach
dem Staatsstreich begann die Tigray People’s Libe-
ration Front (TPLF) mit dem Kampf gegen das Re-
gime in Addis Abeba und fand enge Verbündete in
der EPLF.12 Mit dem Zusammenbruch des Derg-Re-
gimes 1991 kam die TPLF in Addis Abeba an die
Macht. Sie ließ noch im selben Jahr eine Volksab-
stimmung über die Unabhängigkeit Eritreas abhal-
ten, bei der 99 Prozent der eritreischen Bevölkerung
für die Unabhängigkeit stimmten.

Doch seit der Unabhängigkeit haben sich die Be-
ziehungen zwischen den beiden Ländern zusehends
verschlechtert. Das hat vor allem zwei Ursachen: Er-
stens beraubte Eritreas Unabhängigkeit dem bevölke-
rungsreichen Äthiopien den Zugang zu den wichtigen
Überseehäfen Assab und Massawa; Äthiopien wurde
außenwirtschaftlich von der Kooperation mit Eritrea
abhängig. Zweitens verschärfte die Einführung einer
eigenen Währung in Eritrea im Jahr 1997 die Ausein-
andersetzungen über Zölle und Wanderarbeitnehmer.

Große innenpolitische Herausforderungen 

Sowohl Eritrea als auch Äthiopien stehen vor großen
innenpolitischen Herausforderungen, die ihren Hand-
lungsspielraum in der Außenpolitik einschränken. Die
äthiopischen Parlamentswahlen vom 15. Mai 2005
sollten eigentlich den demokratischen Transforma-

tionsprozess zum Abschluss bringen. Doch nachdem
die äthiopische Regierungspartei Ethiopian People’s
Revolutionary Democratic Front (EPRDF) die ab-
solute Mehrheit im Parlament verteidigen konnte,
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cherchen des Autors beim Einsatzführungskommando der Bundeswehr

in Potsdam).
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wurden Zweifel am korrekten Ablauf der Wahl laut.
Kurz nach Verkündung der Ergebnisse kam es in der
Hauptstadt zu Demonstrationen und Kämpfen, bei
denen mehrere Menschen starben. Im November
flammten noch einmal Unruhen in der äthiopischen
Hauptstadt Addis Abeba auf, während die Regie-
rung gleichzeitig begann, die Opposition zu unter-
drücken. So wurde allein im Dezember Anklage ge-
gen mehr als 100 Politiker, Journalisten und Aktivi-
sten erhoben.13

In Eritrea hat Präsident Isaias Afewerki den Grenz-
konflikt genutzt, um die Opposition gegen sein Re-
gime zu unterdrücken, die Pressefreiheit einzuschrän-
ken und die Demokratisierung des Landes auszuset-
zen. Gleichzeitig befindet sich das Land in einem ste-

tigen wirtschaftlichen Niedergang. In Eritrea gibt es
nun im fünften Jahr einen Mangel an Nahrungsmit-
teln. Die ständige Mobilisierung der Truppen – die
meisten der nach Kriegsausbruch 1998 rekrutierten
Soldaten dienen noch immer in den Streitkräften –
zieht zudem dringend benötigte Arbeitskräfte aus
der Landwirtschaft ab. Besonders dramatisch ist die
Situation für die Flüchtlinge, die auf Nahrungsmit-
telhilfe angewiesen sind. Noch immer leben in dem
Land 50 000 Binnenvertriebene; hinzu kommen
120 000 Flüchtlinge, die aus Sudan in ihre Heimat
zurückgekehrt sind. Die Vereinten Nationen schätzen,
dass in Eritrea etwa 2,3 Millionen Menschen auf
Nahrungsmittelhilfe angewiesen sind, in Äthiopien
sollen es sogar 3,8 Millionen Menschen sein.14 Auch
das Welternährungsprogramm rechnet in seinem
Bericht vom August 2005 Eritrea und Äthiopien zu
den hilfsbedürftigsten Ländern: Schuld daran sei auch
der Grenzkrieg.15

Die wirtschaftliche Situation in beiden Ländern
verschärft sich vor allem dadurch, dass beide Staa-
ten, statt in Nahrungsmittel und Infrastruktur, in er-
heblichem Maße in Waffen investiert haben. Lloyd
Axworthy, von Dezember 2004 bis August 2005
Sondergesandter des Generalsekretärs für Äthiopien
und Eritrea, forderte daher im März des vergangenen
Jahres ein neues Waffenembargo.16

Die regionale und 
internationale Dimension

Regional

Bereits der Krieg zwischen 1998 und 2000 hatte die
Zwischenstaatliche Behörde für Entwicklung (Inter-
governmental Authority on Development – IGAD)
in ihren Bemühungen, Friedensprozesse in Sudan
und Somalia zu initiieren, gelähmt. Da beide Kon-
fliktparteien der Regionalorganisation angehören,
kann keine Seite die IGAD als Mediator einschalten.
Zudem werden auch die Bemühungen der IGAD be-
sonders im Friedensprozess in Somalia durch den
Konflikt zwischen den beiden Mitgliedstaaten zu-
rückgeworfen. Schon im Krieg 1998 hatte Eritrea
versucht, durch einen Stellvertreterkrieg in Südäthio-
pien größere äthiopische Truppenteile zu binden. Da-
mals lieferte es große Mengen an Waffen über so-
malische Warlords an die Oromo Liberation Front
(OLF), im Gegenzug versuchte die Regierung Äthio-
piens, ihr wohlgesonnene Kräfte in Somalia – die
Rahawayn Resistance Army (RRA) in Südsomalia
und die halbautonome Region Puntland in Nor-
dostsomalia – zu unterstützen.17 Damit verletzten
beide Seiten das Waffenembargo der Vereinten Na-
tionen gegen Somalia. Der Konflikt entwickelte so
schon nach kurzer Zeit eine eigene Dynamik, die die
ohnehin fragilen zwischenstaatlichen Beziehungen am
Horn von Afrika weiter verschlechterte. 

Badme – ein symbolischer Konflikt
Auslöser des Krieges zwischen Eritrea und Äthiopien war ein
militärischer Zusammenstoß am 6. Mai 1998 in Badme, einem
kleinen Dorf in der nördlichen Grenzregion. Obwohl der ge-
naue Hergang nur schwer zu rekonstruieren ist, kann als gesi-
chert gelten, dass in Badme eine eritreische Militäreinheit auf
eine äthiopische Miliz traf. Als die Äthiopier die eritreischen
Soldaten aufforderten, ihre Waffen abzulegen, da sie sich nicht
mehr auf eritreischem Hoheitsgebiet befänden, lehnten diese
ab. Im anschließenden Feuergefecht kamen fast alle eritrei-
schen Soldaten um. Eritrea sandte daraufhin starke Verbände
in die Region, was Äthiopien als Invasion auffasste. Kurz darauf
brachen Kämpfe auch an anderen Frontabschnitten aus, so in
Irob und Bada. Äthiopische Luftangriffe auf Asmara und erit-
reische Luftangriffe auf Mekele, im Norden Äthiopiens, ver-
schärften den Konflikt.i

Für Eritrea spielte Badme eine große Rolle, denn Asmara
hatte bereits einen Grenzstreit um einige Inseln im Roten Meer
mit dem Jemen vor dem Internationalen Gerichtshof verloren.
Dieser hatte die Inseln Jemen zugeschlagen, da die Regierung
in Sanaa die Inseln schon länger verwaltete. Die Situation in
Badme war ähnlich, denn Badme wurde seit Eritreas Unabhän-
gigkeit von Äthiopien verwaltet. Im symbolischen Kampf um
Badme geht auch unter, dass die Grenzkommission Badme zwar
Eritrea zugeschlagen, andere umstrittene Gebiete besonders
am südlichen Teil der Grenze aber Äthiopien zuerkannt hat.

Badme, das im Zentrum der Auseinandersetzung stand, ist
seither mehr als nur ein Dorf in der Grenzregion zwischen bei-
den Ländern. Es ist zum Symbol geworden für zwei Nationen,
die in der Abgrenzung zum Nachbarn ihre eigene Identität su-
chen. Das Dorf aufzugeben, würde in den politischen Eliten
beider Länder als Gesichtsverlust und Verletzung des National-
gefühls angesehen werden. Keines der herrschenden Regime
kann sich ein solches Zugeständnis leisten. 

i Eine detaillierte Schilderung der Ereignisse findet sich bei: Alexander Last, A

Very Personal War, Eritrea Ethiopia 1998–2000, in: Dominique Jacquin-Berdal/

Martin Plaut (Hrsg.): Unfinished Business. Ethiopia and Eritrea at War, Trenton

2004, S. 57–86. 
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International

In den vergangenen Jahren haben beide Seiten ihre
Waffenarsenale mit umfangreichen Rüstungskäu-
fen in Bulgarien, China, Israel, Rumänien und Russ-
land aufgefüllt. Trotz des immer blutiger werden-
den Krieges konnte sich die internationale Gemein-
schaft schon 1998 nicht zu einem Waffenembargo
gegen die Konfliktparteien durchringen. Das lag vor
allem an den Interessen des Ständigen Sicherheits-
ratsmitglieds Russland, das beiden Seiten Waffen
lieferte.18 Erst als die finanziellen Ressourcen beider
Länder knapp zwei Jahre nach Kriegsausbruch er-
schöpft waren, wurde am 17. Mai 2000 im Sicher-
heitsrat ein Waffenembargo verabschiedet.19 Kaum
zwei Wochen später nahmen beide Seiten Friedens-
gespräche in Algier auf. Heute gilt Äthiopien als
wichtiger Partner der Vereinigten Staaten bei der Be-
kämpfung des Terrorismus, im Zuge dessen auch das
Horn von Afrika wieder in das Blickfeld der ameri-
kanischen Außenpolitik gerückt ist. Äthiopien spielt
bei den amerikanischen Bemühungen, die Lage in So-
malia einigermaßen zu kontrollieren, eine wichtige
Rolle. So hatten äthiopische Streitkräfte im Jahr 1997
Al-Ittihad Al-Islamiya in Somalia zerschlagen, eine
islamistisch-terroristische Gruppe, die über Kontak-
te zu Al Qaida verfügte. Die wachsende Bedeutung
Äthiopiens in der Außenpolitik der Vereinigten Staa-
ten geht einher mit einer sinkenden Bedeutung Erit-
reas, das sich durch Menschenrechtsverletzungen und
seiner Politik der Selbstständigkeit (self-reliance) in
zunehmendem Maße isoliert.

Der Beschluss der Grenzkommission

Schon bei Kriegsausbruch im Jahr 1998 hatten die
Konfliktparteien angekündigt, dass eine Demarkati-
on der gemeinsamen Grenze erforderlich sei, um zu-
künftig Spannungen und militärische Auseinander-
setzungen zu vermeiden. Bereits in seiner ersten Re-
aktion auf den Kriegsausbruch richtete der Sicher-
heitsrat einen Fonds für die Demarkation des noch
zu klärenden Grenzverlaufs ein.20 Als die Konflikt-
parteien am 12. Dezember 2000 in Algier ein Frie-
densabkommen unterzeichneten, sahen sie darin auch
die Einrichtung einer Grenzkommission vor, die den
endgültigen Grenzverlauf festlegen sollte. Als Grund-
lage dafür sollten die Grenzverträge, die Eritreas ehe-
malige Kolonialmacht Italien mit dem damaligen
äthiopischen Kaiser Menelik II. in den Jahren 1900,
1902 und 1908 geschlossen hatte, dienen. Die Grenz-
kommission setzte sich aus fünf international erfah-
renen Richtern zusammen, von denen jede Seite je-
weils zwei nominieren konnte. Die so bestimmten vier
Richter wählten sich daraufhin einen fünften, der zu-
gleich auch den Vorsitz übernehmen sollte. Die Grenz-
kommission arbeitete unter der Ägide des Interna-
tionalen Gerichtshofs in Den Haag, und die Kon-

fliktparteien hatten sich bereit erklärt, das Urteil, un-
abhängig vom Ausgang, zu akzeptieren.

Im Urteil, das die Grenzkommission im Jahr 2002
veröffentlichte,21 wurde Badme Eritrea zugeschlagen,
gleichzeitig wurde Äthiopien Hoheit über die Stadt
Zala Ambassa zuerkannt. Doch die Grenzkommissi-
on hatte bei der Urteilsverkündung nur indirekt auf
die Lage Badmes hingewiesen, so dass kurz darauf
beide Seiten das Urteil begrüßten und es als Bestäti-
gung ihres Anspruches ansahen. Als klar wurde, dass
Badme in Eritrea liegen würde, hatte Äthiopien sich
bereits öffentlich geäußert, und einen Rückzieher ma-
chen wollte die Regierung in Addis Abeba nicht.

Die Grenzkommission hat zwischenzeitlich ihre
Arbeit eingestellt, ihr Personal in Äthiopien und Erit-
rea, das eigentlich bei der Grenzdemarkation mitar-
beiten sollte, ist entlassen worden. Um internationa-
len Druck zu vermeiden, legte die äthiopische Re-
gierung im November 2004 selbst einen Friedens-
plan vor. Die Regierung unter der Führung von Me-
les Zenawi verlangte darin einen Dialog zwischen
den Parteien bevor die Demarkation der Grenze be-
ginnen solle. Eritrea beharrte allerdings auf seinem
Standpunkt, dass die Demarkation der Grenze ohne
weitere Verzögerung beginnen müsse. Außerdem sei
Äthiopiens Friedensplan nichts weiter als der Versuch,
Zeit zu gewinnen, um so den Status quo, äthiopische
Präsenz in Badme, zu zementieren.

Vermittlungsversuche scheitern

Als der ehemalige kanadische Außenminister, Lloyd
Axworthy, im Dezember 2003 zum Sondergesandten
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ernannt wurde, war die eritreische Regierung be-
reits derart von der Haltung der internationalen Ge-
meinschaft gegenüber Äthiopien enttäuscht, dass sie
sich weigerte, Axworthy zu empfangen.22 Denn das
Urteil der EEBC war bindend, und die Regierung in
Asmara hatte darauf vertraut, dass die internationa-
le Gemeinschaft es auch durchsetzen würde. Dass
der Sicherheitsrat allerdings keine Maßnahmen be-
schloss, um die Regierung in Addis Abeba zur Aner-
kennung der Grenze zu bewegen, hält man in Erit-
rea für einen Fehler der Vereinten Nationen. 

Axworthy beendete seine Amtszeit im August
2005, bis dahin war er nicht ein einziges Mal mit der
Regierung in Eritrea zusammengekommen. Asmaras
Weigerung mit Axworthy zu kooperieren, hat dessen
Rolle von Beginn an nur zu einer Fußnote im Frie-
densprozess gemacht. Auf der Seite der Vereinten
Nationen hat damit gleichzeitig ein Ernüchterungspro-
zess eingesetzt, so wurde von Generalsekretär Kofi An-
nan bislang kein Nachfolger für Axworthy benannt. 

Mit dem Ende von Axworthys Amtszeit fiel auch
das Flugverbot für die UNMEE zusammen. Annan
sandte daraufhin eine Delegation ans Horn von
Afrika, der unter anderem auch der Leiter der Haupt-
abteilung Friedenssicherungseinsätze (DPKO), Jean-
Marie Guéhenno, angehörte. Im November 2005 un-
ternahm der japanische UN-Botschafter Kenzo Oshi-
ma als Vorsitzender der Arbeitsgruppe des Sicher-
heitsrats für Friedenssicherungseinsätze, ebenfalls
eine Reise in die Hauptstädte der beiden Länder, um
den Stillstand zu überwinden. Insgesamt deutete sich
damit eine deutlich aktivere Haltung der internatio-
nalen Gemeinschaft in dem Konflikt an. Einen vor-
läufigen Höhepunkt erreichten die diplomatischen
Bemühungen im Januar 2006, als der neue amerika-
nische UN-Botschafter John Bolton den Leiter der
Abteilung für afrikanische Angelegenheiten im ame-
rikanischen Außenministerium Jendayi Frazer und
den Direktor des African Center for Strategic Studies
Carlton Fulford in die Region entsandte, um den
Friedens- und Demarkationsprozess wieder in Gang
zu bringen. Die USA hatten gemeinsam mit Algerien
als Signatarmächte des Friedensabkommens fun-
giert und versuchten mit der neuen Initiative, das Ab-
kommen zu retten. Ein Treffen der Signatarmächte
im Februar 2006 in New York sollte der amerikani-
schen Initiative noch mehr Nachdruck verleihen.
Doch Eritreas Weigerung mit der amerikanischen De-
legation zu verhandeln, hat auch diesen bislang letz-
ten Anlauf zur Rettung des Friedensprozesses schei-
tern lassen.

Lässt sich ein neuer Krieg verhindern?

Auch wenn die demilitarisierte Zone bisher nicht ernst-
haft verletzt wurde, die auf beiden Seiten angrenzen-
den Gebiete sind inzwischen zum Aufmarschgebiet
schwerer Truppenverbände geworden. Bereits im De-

zember 2004 verlegte Äthiopien sieben zusätzliche
Divisionen (zwischen 38 000 und 40 000 Soldaten) in
das Grenzgebiet. In den vergangenen Monaten ha-
ben beide Seiten massiv Truppen an der gemeinsa-
men Grenze zusammengezogen. Seit dem die eritrei-
sche Regierung ein Flugverbot für die UNMEE ver-
hängt hat, kommt es immer häufiger zu Verletzungen
der Pufferzone. So sollen eritreische Truppen wie-
derholt in kleinen Gruppen in die Zone eingedrun-
gen sein.23 Bereits im April 2005 war es zu drei Feuer-
gefechten gekommen.24

Am Stillstand im Friedensprozess ist – zumindest
teilweise – auch die internationale Gemeinschaft
Schuld. Denn Äthiopiens Weigerung, den von der
Grenzkommission festgelegten Grenzverlauf zu ak-
zeptieren, wurde von der internationalen Gemein-
schaft nicht mit Sanktionen oder anderen Maßnah-
men beantwortet. Das wiederum liegt vor allem an
der regionalen Bedeutung der Kontrahenten. Eritrea
hat seit dem Kampf um seine Unabhängigkeit eine
Politik der Isolation verfolgt. Gleichzeitig ist das
eritreische Regime eines der Länder, die am wenig-
sten auf die Einhaltung von Demokratie und Men-
schenrechten achten. Äthiopien, dem am Horn von
Afrika aufgrund seines Bevölkerungsreichtums eine
Schlüsselposition zukommt, ist für die Ständigen
Mitglieder im Sicherheitsrat als Partner zu wichtig,
um die Kooperationsbereitschaft durch das Verhän-
gen von Sanktionen aufs Spiel zu setzen. Auch die letz-
te, wesentliche Resolution des Sicherheitsrats25 spie-
gelte die realpolitischen Verhältnisse nur allzu deut-
lich wider. Zwar wurden beide Länder unter Andro-
hung von Sanktionen aufgefordert, ihre Truppen in
der Grenzregion zu reduzieren. Eritrea muss aller-
dings auch dann mit Sanktionen rechnen, wenn es
das Flugverbot für die UNMEE-Truppen nicht wie-
der aufhebt, wohingegen Äthiopien, trotz fortgesetz-
ter Missachtung des völkerrechtlich bindenden Ur-
teils der EEBC, keine Sanktionen fürchten muss. Und
dass obwohl auch der Sicherheitsrat anerkannt hat,
dass ein dauerhafter Frieden ohne die Demarkation
nicht erreicht werden kann.

Doch drei Jahre nach der Verkündung des Urteils
durch die Grenzkommission höhlt der Stillstand in
der Demarkation allmählich das Friedensabkommen
aus. Konsequenterweise richten sich die Bemühungen
Eritreas derzeit nicht gegen Äthiopien, sondern ge-
gen die Vereinten Nationen. Die Regierung in Asma-
ra spekuliert darauf, dass das Flugverbot und die Aus-
weisung von UNMEE-Angehörigen die Situation der-
art destabilisiert, dass der Sicherheitsrat sich doch
noch veranlasst sieht, den Druck auf Äthiopien zu
erhöhen.

***

Dabei sah im Jahr 2000 noch alles nach einem recht
einfachen Weg zur friedlichen und endgültigen Bei-
legung des Konflikts aus. Ein einfacherer Weg als ei-
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ne Grenze durch einen unabhängigen Schiedsspruch
festlegen und eine Friedenstruppe der Vereinten Na-
tionen die Umsetzung überwachen zu lassen, lässt
sich kaum vorstellen. Gerade weil die Lösung so
einfach schien, waren im Jahr 2000 Staaten bereit,
Truppen zu stellen. Doch der Friedensprozess steckt
in einer Sackgasse. Ob aus dem Einsatz der UNMEE
noch ein Erfolg werden wird, hängt einmal mehr
vom entschlossenen Handeln des Sicherheitsrats ab.
Die Vereinten Nationen denken mittlerweile intensiv
über die Zukunft der Mission nach. In seinem Be-
richt26 zur Situation in Äthiopien und Eritrea hat der
Generalsekretär mehrere Möglichkeiten zur zukünf-
tigen Rolle der Vereinten Nationen in dem Konflikt
aufgezeigt. Klar ist, dass die Mission in der gegenwär-
tigen Form kaum andauern kann. Zwar hat Äthio-
pien nach der Resolution des Sicherheitsrats vom
November 2005 wie gefordert seine Truppen in der
Grenzregion reduziert, dennoch kam es zu Verlet-
zungen der TSZ. Eine Anerkennung des EEBC-Ur-
teils lehnt Äthiopien nach wie vor ab. Damit erhärtet
sich der Eindruck, dass Äthiopien gerade so viel Kom-
promissbereitschaft zeigt wie notwendig, um Sank-
tionen abzuwenden. Eritrea hingegen hat die Forde-
rungen der Resolution 1640 nicht erfüllt. Eritreische
Milizen sind, laut Bericht des Generalsekretärs, in-
zwischen an mehreren Punkten der TSZ gesichtet
worden. Vor dem Hintergrund des Stillstands ist auch
Kofi Annan nicht mehr ohne weiteres bereit, das Man-
dat der Friedensmission unverändert zu verlängern.
Die Ausweisung von UNMEE-Soldaten aus Eritrea
hat zur Folge, dass diese nun in Äthiopien statio-
niert sind, wo sie freilich wenig ausrichten können,
da die TSZ vollständig auf eritreischem Gebiet liegt.
Da die Pufferzone derzeit ohnehin nicht gänzlich über-
wacht werden kann, erscheint es wahrscheinlich, dass
das Mandat der UNMEE in diesem Jahr  angepasst
wird. 

Annan hat in seinem Bericht verschiedene Mög-
lichkeiten aufgezeigt, die Mission an die veränderten
Rahmenbedingungen anzupassen. Drei Möglichkei-
ten zeichnen sich dabei ab: Erstens die Beibehaltung
des Mandats, wobei aber wegen der unkooperativen
Haltung Asmaras möglicherweise UNMEE-Truppen
gänzlich nach Äthiopien verlegt werden müssten.
Denkbar wäre auch, dass die UNMEE-Truppen nur
noch in den besonders umstrittenen Sektoren der
Grenze stationiert werden, um militärische Zusam-
menstöße zu vermeiden. Zweitens könnte die UN-
MEE auf eine reine Beobachtermission zurückgestuft
werden. Drittens wäre auch ein Abzug der Truppe
denkbar. 

Nach der erhöhten diplomatischen Aktivität der
Signatarmächte, insbesondere der Vereinigten Staa-
ten, hat der Generalsekretär in seinem letzten Be-
richt zunächst eine weitere Verlängerung der Frie-
densmission um zwei bis drei Monate empfohlen.
Zunächst hatte der Sicherheitsrat die Mission im

April aber nur noch um vier, im Mai dann nur noch
um zwei Wochen verlängert; ein klares Signal an
die Konfliktparteien, dass die Geduld der Sicherheits-
ratsmitglieder allmählich an ihre Grenzen stößt. Zwar
hat der Sicherheitsrat in seiner jüngsten Resolution
die Mission noch einmal um vier Monate verlän-
gert,27 gleichzeitig jedoch die Truppenstärke um fast
ein Drittel reduziert. Sollte sich bis Oktober keine
Fortschritte bei der Demarkierungsfrage abzeichnen,
kann als wahrscheinlich gelten, dass die Mission auf
eine reine Beobachtermission zurückgestuft wird.

Der Krieg zwischen 1998 und 2000 hat mehr als
100 000 Menschen das Leben gekostet und ging, da
er hauptsächlich als Stellungskrieg ohne große Ge-
ländegewinne geführt wurde, als letzter ›Erster Welt-
krieg‹ des 20. Jahrhunderts in die Geschichte ein. Es
wird mehr Druck der internationalen Gemeinschaft
notwendig sein, um einen ersten ›Ersten Weltkrieg‹
des 21. Jahrhunderts zu vermeiden. 

Mit den Rückschlägen, die die Friedensmission seit
dem Oktober 2005 zu verzeichnen hat, wird deut-
lich, dass eine grundlegende Neubewertung der La-
ge angebracht ist. Der Sicherheitsrat hat bisher ver-
sucht, den Status quo zu halten. Insbesondere die
Vereinigten Staaten haben bisher nur geringen Druck
auf Addis Abeba ausgeübt, denn die Demokratisie-
rung des Landes hatte für Washington Priorität ge-
genüber der Lösung der Grenzfrage, die zumindest
nicht akut war. In dieser Hinsicht haben sich die Vor-
aussetzungen geändert: Mit der zunehmend antide-
mokratischen Haltung der äthiopischen Regierung
könnte Washington geneigt sein, auch im Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen eine härtere Linie gegen-
über Addis Abeba einzunehmen. Gleichzeitig stellt
sich grundsätzlich die Frage nach der Flexibilität der
Vereinten Nationen. Der Friedensprozess steckt
nun seit mehr als drei Jahren in einer Sackgasse, der
Sicherheitsrat hat darauf bisher nur reagiert, in dem
er das Mandat regelmäßig verlängerte. Der Still-
stand bindet zudem Finanzmittel, die dringend an-
dernorts gebraucht werden.28 Für die Vereinten Na-
tionen wird es darauf ankommen, in Zukunft auf
solche Situationen schneller und entschlossener zu
reagieren.

22 http://www.globalpolicy.org/security/issues/ethiopia/2004/
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25 UN-Dok. S/RES/1640 v. 23.11.2005.

26 Vgl. UN-Dok. S/2006/1 v. 3.1.2006.

27 UN-Dok. S/RES/1681 v. 31.5.2006.

28 Für die Jahre 2005/2006 beträgt das Budget der UNMEE knapp 186

Millionen Dollar.
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Bei der Ausarbeitung einer neuen Menschenrechts-
konvention zu den Rechten behinderter Menschen
müssen zwei wichtige Anliegen ausbalanciert wer-
den: Zum einen soll der Paradigmenwechsel vom
medizinischen zum menschenrechtlichen Modell
von Behinderung im Übereinkommen reflektiert
und der normative Standard für diesen Wechsel ge-
setzt werden. Zum andern sollen rechtliche Min-
deststandards für Situationen verankert werden, in
denen behinderte Menschen besonders verletzbar
sind. Eine weitere Herausforderung ist der parallel
stattfindende Reformprozess der Vertragsausschüs-
se für die bereits bestehenden sieben Menschen-
rechtsübereinkommen. Der vorliegende Beitrag be-
leuchtet den Hintergrund, die Geschichte, den Ver-
handlungsprozess, den Inhalt, die Konfliktpunkte
und die Aussichten auf eine baldige Verabschiedung
der neuen Menschenrechtskonvention.

Seit Sommer 2002 wird am Amtssitz der Vereinten
Nationen in New York an einer neuen thematischen
Menschenrechtskonvention gearbeitet. Neben dem
jüngst fertig gestellten Entwurf eines ›Internationa-
len Übereinkommens über den Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen‹ (kurz: Verschwunde-
nen-Übereinkommen) stellt das Umfassende und
Integrative Internationale Übereinkommen über die
Förderung und den Schutz der Rechte und der Wür-
de von Menschen mit Behinderungen (kurz: Behin-
dertenrechtsübereinkommen) das zweite Menschen-
rechtsübereinkommen dar, welches der Generalver-
sammlung im neuen Jahrtausend zur Verabschiedung
vorgelegt werden wird. Es ist nicht auszuschließen,
dass es bereits im Jahr 2007 nicht mehr nur sieben,
sondern neun zentrale Menschenrechtsübereinkom-
men der Vereinten Nationen geben wird.

Die Vorgeschichte

Ein Menschenrechtsübereinkommen zum Schutz der
geschätzten 600 Millionen Menschen mit Behinde-
rungen wurde von Behindertenorganisationen schon
vor über 20 Jahren gefordert. In den Vereinten Na-
tionen wurde ein entsprechender Vorschlag erstmals
1987 während der Behindertendekade (1983–1992)
diskutiert. Der italienische Entwurf einer Behinder-
tenkonvention blieb jedoch erfolglos. Einige Mit-
gliedstaaten befürchteten, eine eigene Konvention
für Behinderte würde die bestehende Marginalisie-
rung verschärfen. Die Rechte Behinderter seien durch
die allgemeinen Menschenrechtsübereinkommen aus-
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reichend geschützt. 1989 unternahm Schweden ei-
nen neuen Vorstoß, der ebenfalls scheiterte. Die Zeit
für ein Behindertenrechtsübereinkommen war noch
nicht reif, obwohl bereits bekannt war, dass behin-
derte Menschen in Bezug auf Menschenrechtsver-
letzungen zu den am meisten gefährdeten Gruppen
gehören.

Zu dieser Feststellung gelangten zwei Berichte,
die für die Menschenrechtskommission erstellt wur-
den.1 Beide Berichte waren außergewöhnlich, denn
sie stellten erstmals Behinderung in den Kontext in-
ternationaler Menschenrechtspolitik. Das war in den
ersten vier Jahrzehnten der Vereinten Nationen an-
ders gewesen. Behinderung wurde allenfalls als me-
dizinisches oder sozialpolitisches Thema verstanden,
das bei der Kommission für soziale Entwicklung
oder bei der Weltgesundheitsorganisation (WHO) gut
aufgehoben war.2 Es verwundert kaum, dass Behin-
derung damals überwiegend im Kontext von Präven-
tion, Rehabilitation und sozialer Sicherheit behan-
delt wurde.

Erste Änderungen wurden mit dem Weltaktions-
programm für behinderte Menschen von 1982 ein-
geläutet, mit dem neben den traditionellen Zielen
der Prävention und Rehabilitation als dritte Zielvor-
gabe die Chancengleichheit behinderter Menschen
für die Behindertendekade proklamiert wurde. Doch
damit wurde nur eines der – wenngleich fundamen-
talen – Menschenrechte für behinderte Menschen
eingefordert. Behinderung wurde weiterhin als me-
dizinisches beziehungsweise sozialpolitisches Pro-
blem gesehen, nicht aber als Menschenrechtsthema.

Diese Sichtweise vertraten nicht nur Regierungen
und ihre internationalen Organisationen, auch die
Menschenrechtsorganisationen der Zivilgesellschaft
kümmerten sich damals kaum um Menschenrechts-
verletzungen an behinderten Menschen. Inzwischen
fordern sie einen Paradigmenwechsel in der interna-
tionalen Menschenrechtspolitik, der der Erkenntnis
Rechnung trägt, dass der Schutz der Menschenrech-
te in der Vergangenheit nicht universal, sondern se-
lektiv erfolgte, indem behinderte Menschen ignoriert
wurden.

Der Bericht des Sonderberichterstatters Leandro
Despouy aus dem Jahr 19933 hat maßgeblich dazu
beigetragen, dass sich diese Sichtweise auf interna-
tionaler Ebene durchsetzte. Er belegt einerseits, dass
Menschenrechtsverletzungen wie Folter, Krieg, un-
menschliche Strafen (etwa Amputationen), traditio-
nelle Praktiken, wie Genitalverstümmelung bei Frau-
en und medizinische Experimente an Menschen, Ur-
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sachen für viele Behinderungen sind. Zum anderen
verdeutlicht der Bericht, dass Menschenrechtsver-
letzungen zum Alltag vieler behinderter Menschen
in allen UN-Mitgliedstaaten gehören. Als Menschen-
rechtsverletzungen werden physische Gewaltakte, wie
Misshandlungen und Zwangssterilisationen oder sexu-
alisierte Gewalt gegen Frauen, in Behinderteneinrich-
tungen genannt. Auch die Institutionalisierung in Hei-
men und anderen Sondereinrichtungen selbst und die
damit verbundene Gettoisierung und Isolierung be-
hinderter Menschen wird als strukturelle Menschen-
rechtsverletzung eingeordnet. Der Bericht sieht dar-
über hinaus das Lebensrecht Behinderter in vielen
Ländern durch neue biotechnologische Entwicklun-
gen bedroht, in deren Zusammenhang zunehmend
häufig deren Existenzrecht in Frage gestellt und eine
ungenügende medizinische Versorgung legitimiert
wird. Breiten Raum nehmen in dem Bericht schließ-
lich Beispiele von Diskriminierungen Behinderter ein,
die das fundamentale Menschenrecht auf Gleichheit
verletzen.

Während die Zivilgesellschaft sowohl das von
den Vereinten Nationen für das Jahr 1981 prokla-
mierte Internationale Jahr der Behinderten als auch
die anschließende Behindertendekade ausgiebig nutz-
te, um Menschenrechtsverletzungen an behinderten
Menschen anzuprangern,4 war die Zeit in den Ver-
einten Nationen für ein entsprechendes Menschen-
rechtsübereinkommen noch nicht gekommen. Statt-
dessen verabschiedete die Generalversammlung zum
Abschluss der Behindertendekade die ›Rahmenbe-
stimmungen für die Herstellung der Chancengleich-
heit für Behinderte‹ (Rahmenbestimmungen, 1993),
die als ›Soft Law‹ für die Mitgliedstaaten keine Bin-
dungswirkung entfalten. 

Zu Beginn des neuen Jahrtausends nahmen fünf
der großen internationalen nichtstaatlichen Organi-
sationen (NGOs) der Behindertenbewegung5 einen
erneuten Anlauf und verabschiedeten im März 2000
die so genannte Beijing-Erklärung,6 in der sie eine
verbindliche Menschenrechtskonvention forderten.
Im April 2000 brachte Irland das Thema auf der
jährlichen Tagung der Menschenrechtskommission in
Genf ein. Der Vorschlag für ein Behindertenrechts-
übereinkommen musste jedoch aus dem Resolutions-
entwurf wieder gestrichen werden, als sich abzeich-
nete, dass kein Konsens zu erzielen war. Immerhin
forderte die Resolution die Hohe Kommissarin für
Menschenrechte auf, Maßnahmen zur Verbesserung
des Menschenrechtsschutzes für Behinderte zu un-
tersuchen.7 Eine von ihr in Auftrag gegebene Studie
über die gegenwärtige Anwendung und das zukünf-
tige Potenzial der UN-Menschenrechtsverträge im
Kontext von Behinderung wurde von der Autorin
im Januar 2002 vorgelegt;8 gerade rechtzeitig, um
den einen Monat zuvor durch Mexiko in der Gene-
ralversammlung in Gang gesetzten Prozess der Kon-
ventionsanbahnung zu begleiten.

Der Entstehungsprozess

Mit Resolution 56/168 der Generalversammlung wur-
de der Ad-hoc-Ausschuss für ein umfassendes und in-
tegrales internationales Übereinkommen zum Schutz
und zur Förderung der Rechte und der Würde von
Menschen mit Behinderungen eingesetzt. Er wurde
nicht, wie dies die Entstehungsgeschichte anderer
Menschenrechtsübereinkommen erwarten ließe, bei
der Menschenrechtskommission, sondern direkt beim
Dritten Hauptausschuss der Generalversammlung
(soziale, humanitäre und kulturelle Fragen) angesie-
delt. Ein Grund für diese Entscheidung liegt darin,
dass die Behindertenfrage innerhalb den UN zentral
von der Hauptabteilung Wirtschaftliche und Sozia-
le Angelegenheiten (DESA), Abteilung Sozialpolitik
und Entwicklung, koordiniert wurde. Diese Abteilung
stellt nun auch zusammen mit dem Amt des Hohen
Kommissars für Menschenrechte (OHCHR) den Ver-
waltungsapparat für den Ad-hoc-Ausschuss, der im
Juli 2002 seine Arbeit aufnahm.

Nachdem ein erster Entwurf für einen Vertrags-
text von einer 40-köpfigen Arbeitsgruppe im Januar
2004 erarbeitet worden war, konnten die Verhand-
lungen auf der dritten Sitzung des Ausschusses im
Mai des gleichen Jahres beginnen. Der Einsatz dieser
Arbeitsgruppe war wegen der Vielzahl der vorgeleg-
ten Entwürfe für ein Übereinkommen sowie der außer-
ordentlich hohen Beteiligung notwendig. Während an
der ersten Sitzung schon 80 Mitgliedstaaten teilge-

1 Vgl. Erica-Irene A. Daes, Principles, Guidelines and Guarantees for

the Protection of Persons Detained on Grounds of Mental Ill-Health or

Suffering from Mental Disorder, United Nations Sales Publications, Nr.

E.85 XIV.9, New York 1986; Leandro Despouy, Human Rights and Dis-

abled Persons, United Nations Sales Publications, Nr. E.92 XIV.4, New

York 1993.

2 Vgl. den Überblick bei: Theresia Degener, Disabled Persons and

Human Rights: the Legal Framework, in: Theresia Degener/Yolan Kos-

ter-Dreese (Eds.), Human Rights and Disabled Persons: Essays and Re-

levant Human Rights Instruments, International Studies in Human

Rights 40, Dordrecht 1995.

3 Vgl. Despouy, Human Rights and Disabled Persons, a.a.O. (Anm. 1).

4 Für Deutschland vgl. Susanne v. Daniels/Theresia Degener u.a. (Hrsg.),

Krüppel-Tribunal: Menschenrechtsverletzungen im Sozialstaat, Köln

1983.

5 Dies sind: Disabled People’s International, Inclusion International,

Rehabilitation International, World Blind Union und World Federation

of the Deaf.

6 Beijing Declaration on the Rights of People with Disabilities in the

New Century, 12.3.2000, http://www.dinf.ne.jp/doc/japanese/intl/

z00021/z0002101.html

7 Vgl. UN Doc. E/CN.4/RES/2000/51 v. 25.4.2000.

8 Gerard Quinn/Theresia Degener, Human Rights and Disability. The

Current Use and Future Potential of United Nations Human Rights In-

struments in the Context of Disability, HR/PUB/02/1, United Nations,

New York und Genf 2002.
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nommen hatten, waren es bei der letzten 120. Dane-
ben nehmen auch Vertreter von UN-Sonderorgani-
sationen, NGOs und nationalen Menschenrechtsin-
stituten an den Sitzungen teil. Auch die Sonderbe-
auftragte für Behinderung bei der Kommission für
soziale Entwicklung9, die Europäische Kommission
und der Europarat sind vertreten. Da Resolution 56/
168 ausdrücklich auch NGOs einlädt, sich an der
Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses zu beteiligen und de-
ren Bedeutung für die Vertragsentwicklung in allen
folgenden Resolutionen der Generalversammlung zum
Ad-hoc-Ausschuss hervorgehoben wird,10 war und
ist auch die Zivilgesellschaft stark vertreten. Die Zahl
der NGOs stieg von knapp 30 bei der ersten Sitzung
im Juli/August 2002 auf 469 bei der siebten Sitzung.
Bei den Sitzungen des Ad-hoc-Ausschusses sind so-
mit jeweils mehrere hundert Teilnehmerinnen und
Teilnehmer anwesend. Aber nicht nur die schiere An-
zahl der teilnehmenden Personen, auch die Vielzahl
der vorgelegten Entwürfe erforderten den Einsatz ei-
ner arbeitsfähigen Arbeitsgruppe. Insgesamt sieben
ausformulierte Vertragsentwürfe und mehr als 20
detailreiche Empfehlungen zur Vertragsgestaltung la-
gen der zweiten Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses im
Juli/August 2003 vor.11

Der von der Arbeitsgruppe erstellte Entwurf vom
Januar 2004 lässt sich als Synthese aus einem holi-
stischen und Nichtdiskriminierungsmodell beschrei-
ben. Relativ schnell war man sich einig, dass mit dem
neuen Übereinkommen weder neue Menschenrechte
geschaffen noch der Eindruck erweckt werden soll-
te, die bestehenden Menschenrechtsübereinkommen
nähmen Menschen mit Behinderungen von ihrem
Schutzbereich aus. Vielmehr sollte der Gesamtkata-
log der anerkannten Menschenrechte auf den Kon-
text der Behinderung zugeschnitten werden. 

Der Entwurf war die Verhandlungsgrundlage der
dritten bis sechsten Sitzung des Ad-hoc-Ausschusses.
Danach legte der derzeitige Vorsitzende Don MacKay
einen eigenen Entwurf vor, um die ins Stocken gera-
tenen Verhandlungen wieder voran zu bringen. Der
seit Februar 2006 vorliegende Entwurf nennt sich
Arbeitstext des Ad-hoc-Ausschusses und kann weit-
gehend als Konsens betrachtet werden. Nach dem
Fahrplan des Vorsitzenden sollen letzte Streitpunkte
während der achten Sitzung im August 2006 verhan-
delt werden. Danach soll der Entwurf von einer klei-
nen Expertengruppe, die ein rein technisches Man-
dat haben soll, überarbeitet und fertig gestellt wer-
den. Daher könnte das Übereinkommen noch im Jahr
2006 der Generalversammlung zur Abstimmung vor-
gelegt werden.

Der Inhalt

Inhaltlich orientiert sich der Arbeitstext weitgehend
am Text der Arbeitsgruppe unter Einbezug der Ver-
handlungsergebnisse aus der dritten bis sechsten Sit-

zung des Ad-hoc-Ausschusses. Neben der Präambel
gibt es vier Abschnitte, von denen der erste einen all-
gemeinen Teil, der zweite den Katalog der Menschen-
rechte, der dritte Normen zur Umsetzung und der
vierte die üblichen Abschlussklauseln eines Menschen-
rechtsübereinkommens enthält.

Abschnitt 1 umfasst neben dem Zweck (Art. 1)
und wichtigen Definitionen (Art. 2) des Überein-
kommens auch die allgemeinen Grundsätze (Art. 3)
und Staatenpflichten (Art. 4), den Grundsatz der
Gleichbehandlung (Art. 5) und weitere Normen,
mit horizontaler Wirkung für die übrigen Abschnit-
te. Dazu gehören auch je ein Artikel über behinder-
te Frauen (Art. 6) und über behinderte Kinder (Art.
7), wobei die Frage, ob es zwei spezielle Artikel zu
Frauen und Kinder geben soll oder der vereinbarte
Text nicht besser innerhalb des Art. 4 (allgemeine
Staatenpflichten) aufgehoben ist, noch nicht ganz ge-
klärt ist.

Ungelöst ist auch noch das viel diskutierte Pro-
blem einer Definition von Behinderung beziehungs-
weise von Personen mit Behinderungen. Zurzeit sieht
es so aus, als komme man um eine Definition nicht
herum, obwohl sich viele Staaten – darunter auch
die EU-Mitglieder – dagegen ausgesprochen haben.
Die Arbeitsgruppe hatte es zunächst unbehandelt
gelassen, weil es als ein Thema eingeschätzt worden
war, das endlose Diskussionen hervorrufen würde.
Weder der WHO, die sich bereits seit den siebziger
Jahren mit der Thematik beschäftigt,12 noch einzel-
nen Mitgliedstaaten ist es bislang gelungen, eine uni-
versal gültige und allgemein akzeptierte Definition
von Behinderung zu formulieren.

Dabei geht es nicht nur um das Problem der Grenz-
ziehung. Sie ist, anders als bei der Kategorie Ge-
schlecht, ungemein schwierig. Aus behinderten po-
litischer und wissenschaftlicher Sicht geht es auch
darum, mit einer an Schädigungen orientierten De-
finition von Behinderung nicht das veraltete medi-
zinische Modell von Behinderung zu perpetuieren,
sondern das Zusammenspiel von medizinischen und
sozialen Faktoren – wie etwa Umweltbarrieren – bei
der Konstruktion von Behinderung zu verdeutli-
chen.13

Schließlich geht es auch darum, sicherzustellen,
psychisch behinderte Menschen, die in vielen Län-
dern nicht als behindert, sondern als krank einge-
stuft werden, in den Schutzbereich des Übereinkom-
mens einzubeziehen. Der Vorsitzende hat nun einen
Entwurf zur Diskussion gestellt, der den verschie-
denen Aspekten dieser Debatte Rechnung zu tragen
scheint und der auf der achten Sitzung verhandelt
werden wird.

Die Definition von Diskriminierung (Art. 2) ori-
entiert sich an denen anderer Menschenrechtsüber-
einkommen, geht aber über diese hinaus, indem auch
die ›Verweigerung angemessener Vorkehrungen‹ als
Diskriminierungstatbestand aufgenommen wurde.
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Hierbei geht es um die Pflicht, im Einzelfall Barrieren
und Hindernisse abzubauen, in dem beispielsweise
ein Arbeitsplatz behindertengerecht gestaltet wird.
Davon zu trennen ist der allgemeine Grundsatz der
Barrierefreiheit, der die Pflicht beinhaltet, öffentliche
Gebäude, Plätze sowie öffentliche Information und
Kommunikation nach und nach zugänglich zu ge-
stalten (Art. 9). Dieser Grundsatz ist gruppenbezo-
gen und bezieht sich überwiegend auf standardisier-
te Normen der behindertengerechten Architektur und
Informationstechnologie.

Im Abschnitt 2 des Arbeitstextes sind die meisten
der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te und in den beiden Menschenrechtspakten aufge-
führten Menschenrechte, auf Behinderung zugeschnit-
ten, enthalten. Da keine neuen Menschenrechte ge-
schaffen werden sollten, werden bestehende Men-
schenrechte in der Regel bekräftigt und eine Staa-
tenpflicht zur gleichberechtigten Inanspruchnahme
statuiert. Dort wo keine direkten Anknüpfungspunk-
te an bestehende Menschenrechtsübereinkommen ge-
geben sind, wurden Formulierungen gewählt, die den
Anschein eines subjektiven Rechtes vermeiden. So
heißt es im Artikel zu persönlicher Mobilität (Art. 20):
»Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens tref-
fen wirksame Maßnahmen, um Menschen mit Behin-
derungen eine Bewegungsfreiheit mit größtmöglicher
Unabhängigkeit zu sichern. Diese beinhalten: ...«14

Demgegenüber heißt es beispielsweise in Art. 21,
in dem es um das Recht auf freie Meinungsäußerung
geht: »Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maß-
nahmen um sicherzustellen, dass Menschen mit Be-
hinderungen ihr Recht auf freie Meinungsäußerung
und Meinungsfreiheit, einschließlich der Freiheit, In-
formationen zu suchen, zu erhalten und zu verbreiten,
gleichberechtigt mit anderen und durch Gebärden-
sprache sowie Braille und vergrößernde oder alter-
native Arten der Kommunikation und alle anderen zu-
gänglichen Kommunikationsmittel, -arten und -forma-
te ihrer Wahl wahrnehmen können u.a., indem: ...«.

Abschnitt 3 enthält Vorschriften zur Erhebung von
Daten und Statistiken (Art. 31), zur internationalen
Zusammenarbeit (Art. 32) und zur nationalen Durch-
führung und Überwachung (Art. 33). Vorschriften
zur internationalen Überwachung liegen als Diskus-
sionstext vor, der auf der achten Sitzung des Ad-hoc-
Ausschusses verhandelt werden wird.

Abschnitt 4 soll Bestimmungen über Unterzeich-
nung, Ratifizierung, In-Kraft-Treten, Änderungen,
Vorbehalten und weitere der üblichen Abschluss-
klauseln enthalten. Auch sie liegen erst als Entwürfe
des Vorsitzenden vor. Das OHCHR hat hierzu meh-
rere Hintergrundpapiere erstellt. Am Ende der siebten
Sitzung beauftragte der Vorsitzende Liechtenstein da-
mit, für diesen Abschnitt entsprechende Vorschläge
zu sammeln, die im Rahmen von informellen Konsul-
tationen vor der nächsten Sitzung diskutiert und be-
arbeitet werden sollten.

Strittige Themen

Geschäftsfähigkeit

Zu den noch nicht gelösten Streitpunkten gehört das
Thema der Geschäftsfähigkeit, das im Zusammen-
hang mit dem Recht auf gleichberechtigte Anerken-
nung als Person (Art. 12) vor dem Gesetz wichtig wird.
Hier gilt es einerseits, diskriminierenden Bestimmun-
gen, die behinderte Menschen willkürlich entrechten,
zu verhindern. So gibt es immer noch Rechtsordnun-
gen, die blinden oder gehörlosen Menschen wegen
ihrer Behinderung die Geschäftsfähigkeit aberkennen.
Auch Menschen mit intellektuellen oder psychischen
Beeinträchtigungen dürfen nicht generell als geschäfts-
unfähig eingestuft werden. Andererseits gilt es, rechts-
staatliche Mindeststandards für jene Fälle zu setzen,
in denen – etwa bei Koma-Patienten – eine Stellver-
tretung erforderlich ist. In vielen Staaten wurde das
Vormundschaftsrecht in den letzten Jahren moder-
nisiert und das Konzept der Entmündigung durch das
Konzept der unterstützten Entscheidungsfindung und
der kontextbezogenen Geschäftsfähigkeit ersetzt. Ver-
treterinnen der Zivilgesellschaft möchten diesen Pa-
radigmenwechsel im Übereinkommen manifestiert se-
hen und lehnen jeden Hinweis auf Geschäftsunfähig-
keit oder Rechtsvertretung ab. Auf der anderen Sei-
te des Spektrums stehen Staaten, die ihr diskriminie-
rendes Entmündigungsrecht nicht angetastet sehen
wollen. Dazwischen stehen die Staaten, wie Kanada,
Neuseeland oder EU-Mitglieder, die einerseits den
Paradigmenwechsel zum Ausdruck verhelfen, ande-
rerseits aber auch rechtliche Mindeststandards für
die Fälle der Geschäftsunfähigkeit schaffen wollen. 

Unversehrtheit der Person

Ähnlich verlaufen die Konfliktlinien in Bezug auf das
Recht auf Unversehrtheit der Person (Art. 17). Hier
geht es einerseits um den Schutz vor Zwangseingrif-
fen an Menschen mit Behinderung und andererseits
um das Schaffen rechtlicher Mindeststandards für
den Fall der (medizinischen) Behandlung ohne in-

9 Sie ist mit der Überwachung der bereits erwähnten ›Rahmenbe-

stimmungen‹ beauftragt.

10 Siehe UN-Dok. A/RES/56/168 v. 19.12.2001, Abs. 3 sowie statt vieler

UN-Dok. A/RES/60/232 v. 23.12.2005, Präambel.

11 Die Dokumente sind abrufbar über: http://www.un.org/esa/soc

dev/enable

12 Vgl. International Classification of Functioning, Disability and Health,

http://www3.who.int/icf/icftemplate.cfm

13 Vgl. dazu Theresia Degener, Antidiskriminierungsrechte für Behin-

derte: Ein globaler Überblick, Zeitschrift für ausländisches öffentliches

Recht und Völkerrecht, Bd. 65, 2005, S. 887–935, hier S. 903–910.

14 Übersetzung des Entwurfs des Vorsitzenden durch den Sprachen-

dienst des Bundesministeriums für Gesundheit.
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formierte Einwilligung. Auf beiden Seiten des Spek-
trums gibt es in der Realität Menschenrechtsverlet-
zungen. Wie grausam die Behandlung vieler Psychia-
triepatienten oft noch ist, beteuern und bezeugen an-
wesende Vertreter der Zivilgesellschaft, die Elektro-
schocks und andere Zwangsmaßnahmen über sich
haben ergehen lassen müssen. Andererseits sind Ver-
nachlässigungen oder die Nichtbehandlung von ein-
willigungsunfähigen behinderten Menschen, die drin-
gend medizinische oder andere Behandlung brauchen,
ebenfalls als Menschenrechtsverletzung einzustufen.
Hier gilt es, auf der achten Sitzung einen Kompromiss
zu finden, der beide Seiten berücksichtigt. Dem Vor-
sitzenden ist es bereits in der Vergangenheit gelungen,
in ähnlich gelagerten Fällen Konsens herzustellen.

Unterbringung in Einrichtungen

Bei der Frage der Unterbringung in Einrichtungen
mussten sowohl für Maßnahmen des Freiheitsentzugs
als auch für die Fälle der eingewilligten Institutionali-
sierung menschenrechtliche Standards gesetzt wer-
den. Der Arbeitstext schreibt nun vor, dass nieman-
dem wegen der Existenz einer Behinderung die Freiheit
entzogen werden darf (Art. 14) und dass die Vertrags-
staaten verpflichtet sind, dafür zu sorgen, dass Men-
schen mit Behinderungen gleichberechtigt und frei
wählen können, wo und wie sie leben wollen (Art. 19).

Reproduktive Selbstbestimmungsrechte

Anders verlaufen die Konfliktlinien hinsichtlich der
Anerkennung sexueller und reproduktiver Selbstbe-
stimmungsrechte behinderter Menschen, wie sie im
Zusammenhang mit dem Recht auf Familienleben
(Art. 23) und dem Recht auf Gesundheit (Art. 25)
vorgesehen sind. Hier gibt es die bekannte Allianz
aus Vatikan, arabischen und afrikanischen Staaten,
zu denen sich nun auch die USA gesellen. Jeder Ver-
weis auf sexuelle Selbstbestimmung und reproduk-
tive Autonomie wird von dieser Allianz kategorisch
zurückgewiesen. Im Hinblick auf Eheleben und Fa-
milienplanung zeichnet sich nun ein Teilkompromiss
dahingehend ab, dass lediglich die gleichen Rechte
wie anderen nichtbehinderten Bürgerinnen und Bür-
gern zugesichert werden sollen und insoweit keine Än-
derung der nationalen und kulturellen Traditionen
und Bräuche gefordert wird. Bezüglich Art. 25 (Recht
auf Gesundheit) erscheint jedoch bereits die Wort-
wahl »sexualmedizinische und reproduktive Gesund-
heitsleistungen« als unüberwindbares Problem. Hier
darf man gespannt sein, welche Haltung sich letztlich
durchsetzen wird.

Internationale Zusammenarbeit

Ungelöst, aber nicht mehr ganz so schwierig ist auch
das Thema der internationalen Zusammenarbeit (Art.
32). Dieses Thema, das insbesondere den Entwick-
lungsländern am Herzen liegt, war von Anfang an
umstritten. Während sich Mexiko als Anwalt einer

umfassenden Bestimmung gleich in der ersten Sit-
zung des Ad-hoc-Ausschusses stark machte, lehnten
die Länder des Nordens in den ersten Sitzungen jeg-
liche Verpflichtung oder Empfehlung zur internatio-
nalen Zusammenarbeit, die in ihren Augen Entwick-
lungshilfe bedeutet, ab. Dabei ist der Zusammenhang
von Armut und Behinderung evident. Zwei Drittel
der Weltbevölkerung mit Behinderung leben in Ent-
wicklungsländern. In jedem UN-Mitgliedstaat gehö-
ren behinderte Menschen statistisch gesehen zu der
Gruppe der Armen. Dass Behinderung und Armut
oft Hand in Hand gehen, ist seit langem bekannt.
Dennoch wird das Thema Behinderung in Armuts-
minderungsstrategien oft ausgespart. Behinderte Men-
schen werden weder in den Millenniums-Entwick-
lungszielen (MDGs) benannt noch in der nationalen
Entwicklungspolitik und -zusammenarbeit berück-
sichtigt.15 Die Staaten der G-77 und die NGOs for-
dern daher, Behinderung als integralen und verpflich-
tenden Bestandteil in die Entwicklungszusammenar-
beit aufzunehmen, was als ›Inclusive Development‹
beschrieben wird. Dagegen befürchten die EU-Mit-
glieder, dass eine solche Bestimmung von Regierun-
gen als Vorwand benutzt werden könnte, das Über-
einkommen im eigenen Land nicht umzusetzen. Die
Fazilitatorin Mariana Olivera West aus Mexiko leg-
te in der siebten Sitzung einen Textentwurf vor, der
versucht, beide Positionen zu berücksichtigen. Den
Schlussworten des Vorsitzenden auf der siebten Sit-
zung nach zu urteilen, zählt dieser noch umstrittene
Artikel nicht mehr zu der Kategorie der schwierigen
Probleme, die auf der nächsten Sitzung zu lösen sind.
Das mag angesichts des Verhaltens des chinesischen
Delegationsleiters, der den Vorsitzenden in diesem
Punkt ungewöhnlich scharf angriff, etwas zu opti-
mistisch sein. 

Überwachung des Übereinkommens

Schließlich ist auch die Frage der Überwachung des
Übereinkommens ein Thema, an dem sich die Geis-
ter seit Beginn des Prozesses scheiden. Nur wenige
Staaten sind von der Idee eines weiteren Vertragsaus-
schusses mit weiteren Berichtspflichten begeistert. An-
gesichts des anhängigen Reformprozesses der beste-
henden sieben Vertragsausschüsse16 ist die Schaffung
eines weiteren Überwachungsmechanismus’ ein offen-
sichtlich schwieriges Unterfangen. Nichts wäre schäd-
licher für das gegenwärtige Menschenrechtssystem
als den überfälligen Reformprozess durch Perpetu-
ierung ineffizienter Verfahrensweisen aufzuhalten.

Über die Notwendigkeit einer Generalüberholung
des seit mehr als 30 Jahren bestehenden Systems der
Vertragsausschüsse bestehen keine Zweifel, auch
wenn es insgesamt als positiv angesehen werden kann.
Die Probleme sind bekannt. Die Ausschüsse haben
zu wenig Zeit, sind schlecht ausgestattet und zu un-
flexibel, um auf die Flut der Berichte und Individu-
albeschwerden zu reagieren.
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Andere Probleme hängen mit der Zusammenset-
zung der Gremien zusammen. Fehlende Expertise,
fehlende Unabhängigkeit von der Regierung und man-
gelnde Zeit erschweren die Arbeit der Ausschüsse.17

Diese lassen sich nicht mit den bereits begonnenen
Reformen der Einführung eines Zwei-Kammer-Sys-
tems nach Vorbild des Kinderrechtsausschusses und
des Frauenrechtsausschusses (CRC; CEDAW) und
durch längere Sitzungszeiten lösen. Der Generalse-
kretär hat die Ausschüsse bereits mehrfach aufgeru-
fen, ihre Richtlinien für Staatenberichte zu harmo-
nisieren, um es Mitgliedstaaten zu ermöglichen, ei-
nen gemeinsamen Kernbericht mit Spezifizierungen
für die jeweiligen Übereinkommen vorzulegen.18 In
ihrem Aktionsplan hat die Hohe Kommissarin für
Menschenrechte diese Reformpläne unterstützt und
darüber hinaus die Schaffung eines einzigen, für alle
Übereinkommen zuständigen Vertragsausschusses
vorgeschlagen.19 Es ist gut möglich, dass dieser Vor-
schlag umgesetzt wird, so dass es in zehn Jahren statt
sieben oder acht nur noch einen vereinigten Vertrags-
ausschuss geben wird.

Damit stellt sich die Frage, ob die Schaffung eines
weiteren Vertragsausschusses für Behindertenfragen,
noch sinnvoll ist. Eine Reihe von Mitgliedstaaten aus
der EU votierten zunächst gegen einen weiteren Über-
wachungsausschuss. Stattdessen wurde vorgeschla-
gen, das Mandat der Überwachung dem Ausschuss
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte zu
übertragen. Andere wollten das Mandat der Sonder-
berichterstatterin für Behindertenfragen bei der Kom-
mission für soziale Entwicklung, die für die Überwa-
chung der ›Rahmenvereinbarungen‹ zuständig ist, ent-
sprechend erweitern. Dieser Vorschlag gefiel zunächst
auch den Behindertenorganisationen, da die Sonder-
berichterstatterin mit einem Expertengremium zu-
sammenarbeitet, das sich aus Vertreterinnen von Be-
hindertenorganisationen zusammensetzt. Nachteil die-
ses Vorschlags ist jedoch, dass dieser Mechanismus
außerhalb des Menschenrechtsregimes der Verein-
ten Nationen angesiedelt ist. Außerdem würde da-
mit ein internationaler Sonderrechtsweg in Bezug auf
behinderte Menschen und deren Menschenrechten
besiegelt. Regelmäßiger Austausch und gegenseitige
Inspiration der Menschenrechtsausschüsse unterein-
ander wären damit zumindest erschwert. Wenn man
für behinderte Menschen kein Sonderüberwachungs-
system auf möglicherweise niedrigerem Niveau schaf-
fen will, kommt man daher um die Schaffung eines
neuen Vertragsausschusses nicht herum.

Der Entwurf des Verschwundenen-Übereinkom-
mens beweist, dass es möglich ist, auch inmitten des
Reformprozesses ein neues Menschenrechtsüber-
einkommen zu schaffen. Nach dem Entwurf soll ein
eigenständiger Vertragsausschuss eingerichtet wer-
den, der nach einem Zeitraum von frühestens vier
spätestens sechs Jahren von einer Regierungskonfe-
renz der Mitgliedstaaten evaluiert und gegebenen-

falls in einen gemeinsamen Vertragsausschuss über-
führt wird.20

Dieser Entwurf, der erstmals auf der siebten Sit-
zung des Ad-hoc-Ausschusses vorlag, sowie zwei aus-
führliche Hintergrundpapiere des OHCHR zu Schwä-
chen und Stärken des bestehenden Ausschusssystems
und über Optionen für die Zukunft21 ermöglichten
einen weitaus konstruktiveren Dialog, der allerdings
noch nicht in einem gemeinsamen Textentwurf mün-
dete. Der Entwurf, den der Vorsitzende am Ende der
siebten Sitzung vorlegte, orientiert sich einerseits sehr
an den Verfahren des CRC und des CEDAW sowie
dem Entwurf des Verschwundenen-Übereinkommens,
berücksichtigt andererseits aber nahezu alle Vorschlä-
ge des OHCHR zur Verbesserung des bisherigen Sys-
tems. Welche seiner zahlreichen Vorschläge die Zu-
stimmung des Ad-hoc-Ausschusses finden werden,
lässt sich derzeit noch nicht absehen. Der Vorsitzen-
de hat Mexiko mit der Koordinierung eines infor-
mellen Dialogs und Sammlung konsensfähiger Vor-
schläge bis zur achten Sitzung beauftragt. 

Rolle der NGOs

Bei den akkreditierten NGOs dominieren die Behin-
dertenorganisationen, die in der Regel auch von be-
hinderten Personen vertreten werden. Die acht  größ-

15 Für Deutschland siehe: Bundesministerium für Gesundheit und

Soziale Sicherung/Beauftragter der Bundesregierung für die Belange

behinderter Menschen (Hrsg.), Dokumentation der Fachkonferenz

›Menschenrechte und Behinderung‹ vom 22.11.2004, Bonn/Berlin, Juni

2005, S. 78ff.

16 Vgl. dazu Hanna Beate Schöpp-Schilling, Reform der Vertragsorga-

ne des Menschenrechtsschutzes, VN 5/2004, S. 183–188.

17 Vgl. Expert Paper on Existing Monitoring Mechanisms, Possible

Relevant Improvements and Possible Innovations in Monitoring Me-

chanisms for a Comprehensive and Integral International Convention

on the Protection and Promotion of the Rights and Dignity of Persons

with Disabilities: Background Conference Paper Prepared by the OHCHR,

UN Doc. A/AC.265/2006/CRP.4 v. 18.1.2006, Abs.19.

18 Stärkung der Vereinten Nationen: Eine Agenda für weitere Verän-

derungen, Bericht des Generalsekretärs, UN-Dok. A/57/387  v. 9.9.2002,

Abs. 52–54; In größerer Freiheit: Auf dem Weg zu Entwicklung, Sicher-

heit und Menschenrechten für alle, Bericht des Generalsekretärs, UN-

Dok. A/59/2005 v. 21.3.2005, Abs. 147.

19 Von der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-

rechte unterbreiteter Aktionsplan, UN-Dok. A/59/2005/Add.3 v. 26.5.2005.

20 Siehe UN Doc. E/CN.4/2005/WG.22/WP.1/REV.4 v. 23.9.2005, Art. 27. 

21 Monitoring Implementation of the International Human Rights

Instruments: An Overview of the Current Treaty Body System, UN Doc.

A/AC.265/2005/CRP.2, ohne Datum; Expert Paper on Existing Monitoring

Mechanisms, Possible Relevant Improvements and Possible Innovations in

Monitoring Mechanisms for a Comprehensive and Integral International

Convention on the Protection and Promotion of the Rights and Dignity of

Persons with Disabilities, UN Doc. A/AC.265/2006/CRP.4 v. 18.1.2006. 
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22 Dies sind zusätzlich zu den in Anm. 5 genannten Organisationen:

World Federation of the Deafblind, World Network of Users and Survi-

vors of Psychiatry; International Federation of Hard of Hearing People,

http://www.internationaldisabilityalliance.org/

23 Dieser Begriff wird von vielen Betroffenen als diskriminierend ab-

gelehnt. Stattdessen bezeichnen sie sich als Menschen mit Lernschwie-

rigkeiten. Leider wird der Begriff Lernschwierigkeiten in Deutschland

häufig mit Lernbehinderung verwechselt.

24 Vgl. Quinn/Degener, Human Rights and Disability, a.a.O. (Anm. 8).

ten Verbände22 haben sich zu einem Bündnis zusam-
men geschlossen, der International Disability Alli-
ance (IDA). Sie vertreten die Interessen von blinden,
gehörlosen, taubblinden, körperbehinderten, geistig
behinderten23 und psychisch behinderten Personen.
Daneben gibt es noch einen Zusammenschluss mit
wechselnder und stetig wachsender Mitgliedschaft,
dem International Disability Caucus (IDC). Dieser
ist ein informeller, aber mittlerweile sehr effektiver
Zusammenschluss nahezu aller jeweils anwesenden
NGOs. Dass die Einbindung der Betroffenenvertre-
ter in den Entstehungsprozess des Übereinkommens
wichtig ist, war allen Beteiligten, selbst Staaten wie
China oder Russland, die üblicherweise eine reser-
vierte Haltung gegenüber NGOs haben, klar. Das
Thema Behinderung ist in allen Ländern immer noch
ein Expertenthema. In fast allen Mitgliedstaaten gibt
es mittlerweile aber auch eine emanzipierte Behinder-
tenbewegung, in denen behinderte Menschen selbst
die Wortführer sind. Der Slogan ›Nichts über uns
ohne uns‹ (Nothing about us without us) steht für
eine moderne Behindertenpolitik, in der Betroffene
als Experten in eigener Sache anerkannt sind und
Stellvertreterpolitik der Geruch der Bevormundung
anhaftet. Dass die Zivilgesellschaft dann aber tat-
sächlich eine so weitgehende, fast paritätische Rolle
innerhalb des Ad-hoc-Ausschusses einnehmen wür-
de, war nicht vorhersehbar und ist in der Geschichte
der Menschenrechtsübereinkommen wohl bislang ein-
malig. In der 40-köpfigen Arbeitsgruppe, die im Ja-
nuar 2004 den ersten Entwurf des Einkommens er-
stellte, waren zwölf Sitze für NGO-Vertreter und ein
Sitz für nationale Menschenrechtsinstitute reserviert.
Im Rahmen dieser Sitzverteilung hatten die NGO-
Vertreterinnen, die wie die Staatenvertreter als unab-
hängige Experten fungierten, gleiches Stimmrecht.
Im Rahmen des Ad-hoc-Ausschusses haben selbst-
verständlich nur die Regierungsdelegationen Stimm-
recht, während den NGOs nur in den formellen Sit-
zungszeiten Rederecht eingeräumt wird. Beide Vor-
sitzende sorgten bisher jedoch dafür, dass die NGOs
bei jeder Sitzung zu Wort kamen. Auch inhaltlich
wurde den Stimmen der Zivilgesellschaft im Rahmen
der Entstehung dieses Übereinkommens außerordent-
lich viel Gewicht beigemessen. Während die NGOs
sich dieser verantwortungsvollen Aufgabe zu Be-
ginn nur mit Mühe stellen konnten, sind sie späte-
stens seit der sechsten Sitzung hervorragend organi-
siert, äußern sich kompetent und mit einer Stimme
als IDC. Die IDC-Positionen hatten in der siebten
Sitzung derartig an Einfluss gewonnen, dass man
fast von einem Vetorecht der Zivilgesellschaft spre-
chen konnte. Die Mitgliedstaaten mit eher ableh-
nender Haltung gegenüber NGOs hielten sich er-
staunlicherweise bislang zurück. Vielleicht ist es dem
Thema Behinderung zuzuschreiben, dass der Ein-
fluss von NGOs in diesem Fall einfacher akzeptiert
werden kann.

Resümee und Ausblick

Ein Menschenrechtsübereinkommen zum Schutz der
über 600 Millionen Menschen mit Behinderungen
ist seit langem überfällig. Die bisherigen Menschen-
rechtsübereinkommen gelten zwar auch für behin-
derte Personen, bei der Umsetzung und Überwachung
dieser Verträge wird diese Bevölkerungsgruppe je-
doch nicht hinreichend berücksichtigt.24 Ein Behin-
dertenrechtsübereinkommen, wie es nun der vorlie-
gende Entwurf vorsieht, wird behinderte Menschen
als Menschenrechtssubjekte sichtbar machen und den
anerkannten Menschenrechtskatalog auf den Kon-
text der Behinderung zuschneiden. Damit werden
erstmals klare und umfassende normative Vorgaben
für die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen im
Hinblick auf den Menschenrechtsschutz ihrer behin-
derten Einwohnerinnen und Einwohner geschaffen.
Der Zivilgesellschaft wird ein Forum geboten, statt
der bisher sechs oder sieben verschiedenen Foren für
Menschenrechtsverletzungen an behinderten Men-
schen, und auch die bestehenden Vertragsausschüs-
se werden von einem neuen Behindertenrechtsüber-
einkommen inspiriert werden und neue Erkenntnisse
gewinnen können. Der Entstehungsprozess des neu-
en Menschenrechtsvertrags ist geprägt durch ein Span-
nungsverhältnis zwischen zwei Zielvorgaben. Der
Paradigmenwechsel von einer medizinischen zu einer
menschenrechtlichen Behindertenpolitik muss reflek-
tiert und manifestiert werden. Zugleich müssen aber
auch rechtliche Mindeststandards für jene Situatio-
nen geschaffen werden, in denen behinderte Personen
besonders verletzbar sind, insbesondere innerhalb
von Einrichtungen und im Rahmen von therapeuti-
scher Behandlung. Diesbezüglich sind im Ad-hoc-
Ausschuss noch nicht alle Streitpunkte gelöst. Unter
der stringenten und umsichtigen Verhandlungsfüh-
rung des Vorsitzenden Don MacKay ist aber ein bal-
diger Konsens sehr wahrscheinlich.
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen

Generalversammlung: 
59. Tagung 2004/2005 | 
Weltgipfel 2005
■ Reformdebatte allgegenwärtig
■ Erklärung zum Klonen, Konventionen 

gegen Nuklearterrorismus und zur 
Immunität von Staaten verabschiedet

■ Weltgipfel hinter den Erwartungen 
zurückgeblieben

Anja Papenfuß

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Anja

Papenfuß, Straffung der Agenda, 58. General-

versammlung, VN 1/2005, S. 19ff., fort.)

Während der 59. Ordentlichen Tagung
der Generalversammlung der Vereinten
Nationen wurden weder die angestrebte
umfassende Terrorismuskonvention noch
die Konvention gegen das Klonen oder ei-
ne Resolution zur Reform des Sicherheits-
rats verabschiedet. Dennoch war die am
14. September 2004 in New York eröff-
nete 59. Generalversammlung eine wich-
tige Tagung, die, gemeinsam mit den im
Laufe ihrer Dauer erarbeiteten Reform-
berichten, den Weg für die Verabschie-
dung des Reformpakets auf dem so ge-
nannten Weltgipfel 2005 bereitete. 

Der Hauptteil der Tagung mit 76 Sit-
zungen endete am 23. Dezember 2004.
Der zweite Teil endete mit der Annahme
der 314. Resolution auf der 118. Sitzung
am 13. September 2005, kurz vor Beginn
der 60. Generalversammlung. Das Ar-
beitspensum des Staatenvertretergremi-
ums war mit 158 Tagesordnungspunk-
ten und knapp 900 Dokumenten, die den
Delegationen vorgelegt wurden, nicht ge-
ringer geworden als in den Jahren zuvor.
Die verabschiedeten Reformen in Bezug
auf eine Straffung der Agenda vom Vor-
jahr hatten noch keine Wirkung gezeigt.
Von den 314 Resolutionen wurden 278
bis zum Jahresende 2004 verabschiedet
(von den insgesamt 94 Beschlüssen 65).  

Zum Präsidenten der Generalversamm-
lung war im Juni 2004 der Außenminis-

ter Gabuns Jean Ping gewählt worden.
Ping hat sein Land nicht nur auf zahlrei-
chen Tagungen der Generalversammlung
vertreten, er kennt die UN auch als Be-
diensteter. Seine berufliche Karriere be-
gann 1972 bei der UNESCO in Paris. Ping
betonte in seiner Rede zur Eröffnung der
Tagung am 14. September die Bedeutung
des Gremiums als dem zentralen Organ
zur Verhandlung und Debatte. Es seien
bemerkenswerte Fortschritte im Hinblick
auf die Neubelebung der Generalversamm-
lung gemacht worden, doch müsse man
weitere Anstrengungen unternehmen, um
der Erosion der Autorität dieses wich-
tigen Organs entgegenzuwirken (A/59/
PV.1).

Generaldebatte

UN-Generalsekretär Kofi Annan stellte
am 21. September seinen Tätigkeitsbericht
(A/59/1 v. 20.8.2004) sowie seinen Be-
richt über die Umsetzung der Millenni-
ums-Erklärung (A/59/282 v. 27.8.2004)
vor (siehe dazu den Kommentar von Frie-
derike Bauer, UN mehr gebraucht denn
je, VN 5/2004, S. 188f.). In seiner Rede
vor den versammelten Staatenvertretern
(A/59/PV.3) konzentrierte er sich jedoch
auf ein Hauptthema: die Achtung der Herr-
schaft des Rechts und der Menschenrech-
te. Er prophezeite den Anwesenden, dass
»wenn sie sich nicht auf einen gemeinsa-
men Weg vorwärts einigen, die Geschich-
te die Entscheidungen an ihrer Stelle tref-
fen« würde. Damit spielte er auf den oh-
ne UN-Mandat geführten Krieg der von
den USA geführten Koalition der Willi-
gen gegen Irak an. Wenige Tage zuvor
hatte Annan in einem Interview mit dem
britischen Rundfunksender  BBC den Irak-
Krieg für illegal erklärt. Wieder und wie-
der würden Menschenrechte mit Füßen
getreten, sei es in Irak, wo Gefangene auf
abscheuliche Weise misshandelt worden
seien, sei es in Darfur, Uganda, Beslan,
Israel oder Palästina. Dort und in vielen
anderen Teilen der Welt würde das Ver-
sagen der internationalen Gemeinschaft,
die Menschenrechte zu schützen und die
Herrschaft des Rechts sicherzustellen, auf
eklatante Weise sichtbar. In direkter An-
spielung auf die amerikanische Regierung

sagte er: »Jede Nation, die sich auf die
Herrschaft des Rechts im eigenen Land
beruft, muss sie auch im Ausland achten.
Und jede Nation, die international dar-
auf pocht, muss sie auch im eigenen Land
sicherstellen.« Dieser unverblümten Kri-
tik stellte sich der amerikanische Präsi-
dent George W. Bush als Vertreter des
Gastlands in seiner Rede wenig später
entgegen. Er verteidigte den Irak-Krieg
als die Durchsetzung einer »gerechtfer-
tigten Forderung der Welt«, die das ira-
kische Volk von einem geächteten Dikta-
tor befreit und den Weg zu einer Demo-
kratie eröffnet habe. Die Demokratie sei
der beste Weg, Menschenrechtsverletzun-
gen und Terrorismus zu vermeiden. Er
kündigte die Einrichtung eines so ge-
nannten Demokratiefonds an, mit dessen
Mitteln Länder auf ihrem Weg zu mehr
Demokratie unterstützt werden sollen.
Außenminister Joschka Fischer bekräf-
tigte in seiner Rede zwei Tage später (A/
59/PV.7) Deutschlands Interesse an einem
ständigen Sitz im Sicherheitsrat: »Wie Bra-
silien, Indien und Japan ist auch Deutsch-
land bereit, die Verantwortung zu über-
nehmen, die mit einem ständigen Sitz im
Sicherheitsrat verbunden ist.« (Text: VN
6/2004, S. 209f.) Deutschland hatte sich
mit den drei anderen Ländern in der so
genannten Gruppe der Vier (G-4) zusam-
mengeschlossen, um gemeinsam für eine
Erweiterung des Sicherheitsrats und ihre
Kandidatur für ständige Sitze zu werben. 

Arbeitsweise

Wie gewohnt widmete sich die General-
versammlung auch der Überprüfung ihrer
Arbeitsweise und ihrer Rolle im UN-Sy-
stem unter dem Stichwort Neubelebung
(Revitalization). Das zentrale Problem in
diesem Zusammenhang ist nach wie vor
der Bedeutungsverlust der Generalver-
sammlung gegenüber dem Sicherheitsrat
und die mangelhafte Kooperation zwi-
schen den beiden Gremien. Resolution
59/313 (12.9.2005) wiederholt in Bezug
auf Letzteres Teile der Resolution 58/126.
Um dieses und das zweite Hauptproblem
der Generalversammlung – die überfrach-
tete Agenda – anzugehen, beschloss das
Gremium, eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe ein-

Allgemeines



112 VEREINTE NATIONEN 3/2006

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Allgemeines

zurichten, mit dem Auftrag, Möglichkei-
ten zur weiteren Stärkung der Rolle, Auto-
rität, Wirksamkeit und Effizienz der Ge-
neralversammlung aufzuzeigen. Sie soll
vor allem die Tagesordnung und Arbeits-
methoden der Versammlung überprüfen. 

Rituale

An dem Umstand, dass viele Staaten ver-
suchen, ihre zum Teil seit Jahrzehnten
ungelösten Probleme beständig in der in-
ternationalen Diskussion zu halten, hatte
sich auch im letzten Jahr nichts geändert.
Erneut wurden rund 20 Resolutionen zum
Nahostkonflikt eingebracht und mit leicht
geänderten Mehrheiten angenommen.
Gleiches gilt für die Frage, ob die Auf-
nahme Taiwans in die UN als Gegenstand
auf die Tagungsordnung gesetzt werden
soll oder nicht. Wie in den Jahren zuvor
wurde dies im Präsidialausschuss, welcher
die Tagesordnung festlegt, abgelehnt (GA/
10255 v. 16.9.2004). 

Ein weiteres der Rituale der General-
versammlung ist der Resolutionsantrag
zur Beendigung des von den Vereinigten
Staaten verhängten Embargos gegen Kuba.
Dieses Mal stimmten wieder 179 Staaten
für eine Aufhebung des Embargos, genau
so viele Staaten wie im Vorjahr und etwas
mehr als in den Jahren zuvor (A/RES/
59/11 v. 28.10.2004).

Abrüstung

Bei der Frage der nuklearen Abrüstung
und Nichtverbreitung zeigten die Abstim-
mungen, dass es zwar Konsens über die
grundsätzlichen Ziele gibt, aber erhebli-
che Meinungsunterschiede über die Wege,
diese zu erreichen. Unter den mehr als 50
Resolutionen zum Thema Abrüstung wa-
ren zwei neue. Zum einen wurde eine Re-
solution zum Haager Verhaltenskodex
gegen die Proliferation ballistischer Rake-
ten angenommen. Der Kodex ruft zu grö-
ßerer Zurückhaltung bei der Entwick-
lung, Erprobung, Einsetzung und Verbrei-
tung von ballistischen Raketen auf, ohne
den Staaten den Besitz ebensolcher Waf-
fen zu verbieten. 117 Staaten haben den im
Jahr 2002 verabschiedeten Kodex, bereits
unterzeichnet. Die Generalversammlung
begrüßt in Resolution 59/91 vom 3. De-
zember 2004 die Verabschiedung des Ko-
dexes und fordert jene Staaten, die ihn
noch nicht unterzeichnet haben, auf, dies
zu tun. Im Bereich konventioneller Waffen

einigte man sich mit Resolution 59/90
(3.12.2004) auf Maßnahmen zur Verhü-
tung des unerlaubten Transfers tragba-
rer Flugabwehrsysteme.

Finanzen

Der bereits hoch angesetzte Zweijahres-
haushalt für die Jahre 2004/2005 von
3,16 Milliarden Dollar musste im Herbst
2004 angepasst werden. Resolution 59/277
bewilligte weitere 428 Millionen, womit
das Budget auf 3,608 Milliarden US-Dol-
lar anstieg. In etwa gleicher Höhe wurde
der Haushalt für die Jahre 2006/2007
angesetzt: 3,621 Milliarden US-Dollar.
Die Generalversammlung bewilligte 383
neue Posten sowie 53 Millionen US-Dol-
lar für ein verstärktes und einheitliches
Sicherheitsmanagement (A/RES/59/276
v. 3.12.2004). Für das Sekretariat wurde
eine neue Hauptabteilung Sicherheit ge-
nehmigt, der für einen nicht verlängerba-
ren Zeitraum von fünf Jahren ein Unter-
generalsekretär für Sicherheit vorsteht. Im
Bereich Friedenssicherung bewilligte die
Generalversammlung ein rekordverdächti-
ges Budget: für 14 der laufenden Friedens-
missionen wurden insgesamt 3,18 Milliar-
den US-Dollar für die Jahre 2005/2006
genehmigt (GA/10356 v. 22.6.2005). 

Übereinkommen

Nach 27 Jahren Verhandlungen und Ar-
beiten an dem Entwurf verabschiedete die
Generalversammlung ohne Abstimmung
am 2. Dezember das Übereinkommen der
Vereinten Nationen über die Immunität
der Staaten und ihres Vermögens von
der Gerichtsbarkeit (A/RES/59/38). Das
33 Artikel umfassende Abkommen soll
universell geltende Regeln einführen, die
festlegen unter welchen Umständen ein
Staat und sein Vermögen der Gerichtsbar-
keit eines anderen Staates unterstellt wer-
den können. Im Jahr 1977 hatte die Ge-
neralversammlung die Völkerrechtskom-
mission beauftragt, einen entsprechenden
Entwurf auszuarbeiten. Dieser war im Jahr
1991 fertig gestellt worden. Differenzen
über die Reichweite der Ausnahmen von
der Immunität für wirtschaftliches Han-
deln von Staaten und für Staatsunterneh-
men hatten die Ausarbeitung verzögert.
Das Abkommen liegt bis zum 17. Januar
2007 zur Unterzeichnung auf.

Ein weiteres Übereinkommen wurde
ebenfalls nach langen und schwierigen Ver-
handlungen am 13. April 2005 verabschie-

det: das Internationale Übereinkommen
zur Bekämpfung nuklearterroristischer
Handlungen (A/RES/59/290, Anlage). Die
Unterzeichnerstaaten verpflichten sich da-
rin zu enger Zusammenarbeit bei der Ver-
hinderung von Terrorakten, die mit Hilfe
von Nuklearwaffen oder mit Hilfe von nu-
klearem Material begangen werden sollen.
Dieses Übereinkommen ist ein wichtiger
Baustein für das umfassende Übereinkom-
men zum internationalen Terrorismus, an
dem gegenwärtig gearbeitet wird. Es ist
das vorläufig letzte in einer Reihe von Über-
einkommen, die sich mit Teilaspekten des
Terrorismus beschäftigen. Damit ist die
Zahl an Terrorismusübereinkommen auf
13 gestiegen. Deutschland hat das Über-
einkommen am 15. September 2005 un-
terzeichnet. Bislang konnten sich die Mit-
gliedstaaten allerdings nicht auf eine ge-
meinsame Terrorismusdefinition und den
Geltungsbereich des umfassenden Über-
einkommens einigen.  

Keine Konvention, sondern ›nur‹ eine
Erklärung über das Klonen von Menschen
konnte die für die Verabschiedung not-
wendige (knappe) Mehrheit der General-
versammlung finden (84 zu 34 Stimmen,
bei 37 Enthaltungen). Im Dezember 2004
hatte der Sechste Hauptausschuss der
Generalversammlung (Rechtsfragen) sich
zum wiederholten Male nicht auf einen
Konventionstext einigen können. Als Kom-
promiss wurde eine Erklärung befürwor-
tet, zu deren Ausarbeitung eine Arbeits-
gruppe eingesetzt wurde. Bereits im Jahr
2003 war eine Einigung gescheitert, so
dass die Debatte immer wieder vertagt
wurde. (Vgl. Bericht über die 58. General-
versammlung, VN 1/2005, S. 21). Mit der
am 8. März 2005 verabschiedeten Erklä-
rung haben die Befürworter des Verbots
jeglichen Klonens des menschlichen Ge-
noms (im Unterschied zum eingeschränk-
ten Verbot des reproduktiven Klonens)
wahrscheinlich nur einen Pyrrhussieg er-
rungen. Die Erklärung (A/RES/59/280)
enthält zwar ein striktes Klonverbot, das
keine Ausnahmen zulässt, hat aber als un-
verbindliche Erklärung kaum mehr als
symbolischen Wert. Die unterzeichnenden
Staaten werden in der Erklärung aufgefor-
dert, das strikte Klonverbot innerstaatlich
durchzusetzen, rechtlich verpflichtet sind
sie jedoch dazu nicht. Besonders die USA,
aber auch Deutschland, hatten sich für ein
verbindliches Übereinkommen, das jegli-
ches Klonen verbietet, eingesetzt, konnten
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sich aber nicht gegen einige asiatische Staa-
ten und Großbritannien durchsetzen, die
das Klonen zu Forschungszwecken befür-
worten und bereits praktizieren.

Die Kommission der Vereinten Natio-
nen für internationales Handelsrecht (UN-
CITRAL) hat einen Rechtsleitfaden über
Insolvenzrecht ausgearbeitet und auf ih-
rer 37. Tagung am 25. Juni 2004 verab-
schiedet. Er soll zur Standardisierung und
Harmonisierung der bislang unterschied-
lichen nationalen Insolvenzregelungen bei-
tragen. Die Generalversammlung billigte
den Leitfaden mit Resolution 59/40 (v.
2.12.2004) ohne Abstimmung. 

Konferenzen und Gedenkanlässe

Am 24. Januar 2005 wurde zum ersten
Mal in der Geschichte der Organisation
eine Sondergeneralversammlung zum Ge-
denken an den 60. Jahrestag der Befrei-
ung der Nazi-Konzentrationslager ab-
gehalten (vgl. Rede von Außenminister
Joschka Fischer in: VN 2/2005, S. 59f.).
Unter den Rednern waren der Holocaust-
Überlebende Elie Wiesel sowie Vertre-
ter von mehr als 30 Staaten. Beschlüsse
wurden auf dieser eintägigen 28. Sonder-
generalversammlung nicht gefasst. (Erst
auf der 60. Generalversammlung sollte
die Festlegung eines entsprechenden Ge-
denktags erfolgen [Resolution 60/7 v.
1.11.2005]).

Mit Resolution 59/26 (22.11.2004)
wurden der 8. und 9. Mai als Tage des
Gedenkens an den 60. Jahrestag des Endes
des Zweiten Weltkriegs festgelegt. Als
offizielles Ende des Zweiten Weltkriegs
gilt für Europa der 8. Mai, für die Sowjet-
union der 9. Mai. Diese beiden Tage –
oder einer von beiden – sollen von den
Mitgliedstaaten, internationalen Organi-
sationen, nichtstaatlichen Organisationen
(NGOs) und Einzelpersonen zu Ehren
der Opfer in geeigneter Weise begangen
werden. Am 9. Mai 2005 hielt die Gene-
ralversammlung – wie in Resolution 59/26
vorgesehen – aus diesem Anlass eine Son-
dersitzung ab.

Zum Ende der UN-Dekade für Men-
schenrechtserziehung (1995–2004) zog die
Generalversammlung eine gemischte Bi-
lanz und fürwortete eine Fortsetzung der
Bemühungen, weltweit die Bedeutung der
Achtung der Menschenrechte zu vermit-
teln. So soll am 1. Januar 2005 ein Welt-
programm für Menschenrechtserziehung
beginnen, das in einer ersten Phase bis

Ende 2007 laufen wird (A/RES/113 A v.
10.12.2004 sowie 113 B v. 14.7.2005).

Die ebenfalls 2005 beginnende Deka-
de der Vereinten Nationen ›Bildung für
eine nachhaltige Entwicklung‹ soll nach
Ablauf von fünf Jahren auf ihre Ergeb-
nisse hin überprüft werden. Der General-
sekretär soll der 65. Generalversammlung
diesbezüglich einen Bericht vorlegen.

Ebenso erachtete das Gremium die
Ausrufung der Zweiten Internationalen
Dekade der indigenen Bevölkerungen
der Welt für angezeigt. Sie soll am 1. Janu-
ar 2005 beginnen. In Resolution 59/174
(20.12.2004) wird der Untergeneralsekre-
tär für soziale Angelegenheiten zum Ko-
ordinator der Zweiten Dekade ernannt
und der Generalsekretär ersucht, einen frei-
willigen Fonds einzurichten. Ferner soll
der letzte Entwurf der Erklärung der Ver-
einten Nationen über die Rechte indige-
ner Völker so bald wie möglich der Ge-
neralversammlung zur Abstimmung vor-
gelegt werden.

Verschiedenes

Wie jedes Jahr wurde wieder die Hälfte
der nichtständigen Mitglieder des Sicher-
heitsrats neu gewählt. Die neuen nicht-
ständigen Mitglieder für die Jahre 2005
und 2006 sind Argentinien, Dänemark,
Griechenland, Japan und Tansania. Auch
für den Wirtschafts- und Sozialrat (ECO-
SOC) stand die jährliche Wahl eines Drit-
tels seiner 54 Mitglieder an. Am 28. Ok-
tober wurden 18 neue Mitglieder für die
am 1. Januar 2005 beginnende übliche
dreijährige Amtszeit gewählt. Deutsch-
lands Amtszeit lief am 31. Dezember
2005 aus. Die Generalversammlung wähl-
te auch die neuen 14 ständigen Richter
des Internationalen Strafgerichtshofs für
das ehemalige Jugoslawien für eine am
17. November 2005 beginnende vier-
jährige Amtszeit. Einer der gewählten
Richter ist der Deutsche Wolfgang Schom-
burg.

Mit Resolution 59/169 wurde die Mit-
gliederzahl des Exekutivausschusses des
Programms des Hohen Flüchtlingskom-
missars der Vereinten Nationen (UNH-
CR) von 66 auf 68 erhöht. Bereits in den
Vorjahren war dieses Gremium vergrö-
ßert worden.

Sechs neuen Organisationen wurde der
Beobachterstatus verliehen: der Shang-
haier Organisation für Zusammenarbeit,
der Entwicklungsgemeinschaft des süd-

lichen Afrikas (SADC), der Organisation
des Vertrags für kollektive Sicherheit (be-
stehend aus: Kasachstan, Kirgisistan, Russ-
land, Tadschikistan und Weißrussland),
der Wirtschaftsgemeinschaft der westafri-
kanischen Staaten (ECOWAS), der Orga-
nisation der ostkaribischen Staaten sowie
dem Südasiatischen Verband für regio-
nale Zusammenarbeit (SAARC).

Weltgipfel 2005

Der Weg zum Gipfel

Die zwölf Monate der 59. Generalver-
sammlung waren geprägt durch Debatten
und Verhandlungen über die vorgelegten
Vorschläge zur Reform der Organisation.
Sie sollten auf dem hochrangigen Treffen
der Staats- und Regierungschefs der UN-
Mitglieder zu Beginn der 60. Generalver-
sammlung im September 2005 in einer um-
fassenden Resolution angenommen wer-
den. Ursprünglich war dieses Treffen le-
diglich als eine Überprüfungskonferenz
der im Jahr 2000 verabschiedeten Millen-
niums-Erklärung gedacht. Damals hatten
sich die Staats- und Regierungschefs auf
Ziele zur Verringerung der extremen Ar-
mut geeinigt, die bis zum Jahr 2015 er-
reicht werden sollen. Doch in der Zwi-
schenzeit hatten Ereignisse wie die An-
schläge vom 11. September 2001 und der
Irak-Krieg ohne UN-Mandat im Frühjahr
2003 zu einer Spaltung und Krise der UN
geführt. Es ging um nichts Geringeres als
die Frage nach der Rolle der UN als Wah-
rer von Sicherheit und Frieden in der
Welt. Die Gefahr, die UN als Hauptver-
handlungsforum und den Sicherheitsrat
als Entscheidungsinstanz für die Legiti-
mierung militärischer Interventionen an
den Rand gedrängt zu sehen, hatte den Ge-
neralsekretär im September 2003 veran-
lasst, eine Expertengruppe einzusetzen, die
die Rolle der Vereinten Nationen ange-
sichts dieser neuen Herausforderungen
analysieren und Empfehlungen unterbrei-
ten sollte. Ein wichtiger Punkt dabei war
die Entwicklung von Kriterien für den Ein-
satz von Gewalt und das Recht auf Selbst-
verteidigung, um Fälle wie Irak, das heißt
die Umgehung der UN, in Zukunft zu ver-
meiden.

Mehr als ein Jahr später, am 8. Dezem-
ber 2004, präsentierte Annan der Gene-
ralversammlung den Bericht dieser so ge-
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nannten Hochrangigen Gruppe für Ge-
fahren, Herausforderungen und Wandel
(A/59/565 v. 2.12.2004; vgl. Sebastian
von Einsiedel, Vision mit Handlungsan-
weisung. Das High-level Panel und die
Reformagenda der Vereinten Nationen,
VN 1/2005, S. 5–12). Die Ergebnisse des
Berichts und auch des im Januar 2005 von
Jeffrey D. Sachs vorgelegten Dokuments
›In die Entwicklung investieren: Ein prak-
tischer Plan zur Erreichung der Millen-
niums-Entwicklungsziele‹ (A/59/727 v.
7.3.2005) machten einen Zusammenhang
deutlich: Entwicklung setzt Frieden und
Sicherheit voraus, Frieden und Sicherheit
beruhen auf weniger Armut und Ungleich-
heit, die wiederum die Achtung der Men-
schenrechte zur Voraussetzung haben. All
diese miteinander verwobenen Ziele müs-
sen gleichzeitig angegangen werden und
benötigen für ihre Umsetzung legitimierte
und effektive Institutionen, also gestärkte
Vereinte Nationen. Annan leitete aus die-
ser Erkenntnis einen möglichen Handel
zwischen den beiden großen Interessen-
gruppen in den UN, den Entwicklungs-
und den Industrieländern, ab. Diesem
›Grand Bargain‹ zufolge, den er in seinem
Bericht ›In größerer Freiheit. Auf dem
Weg zu Entwicklung, Sicherheit und Men-
schenrechten für alle‹ am 21. März 2005
(A/59/2005) präsentierte, würden die In-
dustrieländer Unterstützung für in erster
Linie ihre Anliegen, nämlich Sicherheit
und Terrorismusbekämpfung, von den
Entwicklungsländern erhalten und im Ge-
genzug sich auf die Reduzierung von Ar-
mut und Ungleichheit verpflichten. Der
noch im Bericht der Hochrangigen Grup-
pe aufgeführte Kriterienkatalog für den
Einsatz von Gewalt und das Recht auf
Selbstverteidigung hatte Annan in seinem
Bericht nicht aufgenommen, wohl aber
die Staaten aufgefordert, bald zu einem
neuen Konsens über kollektive Sicherheit
zu gelangen. 

Von April an liefen die Beratungen über
das im September zu verabschiedende Re-
formpaket auf der Grundlage von Annans
Bericht. Jean Ping und zehn so genannte
Fazilitatoren hielten Konsultationen mit
allen Mitgliedstaaten ab, um Gemeinsam-
keiten und Differenzen auszuloten. Am
3. Juni legte Ping einen 105 Absätze um-
fassenden ersten Entwurf vor. Überarbei-
tete Fassungen wurden am 22. Juli, 5. Au-
gust, 6. September und schließlich der end-
gültige Entwurf am 12. September vorge-

legt. Besonders der Entwurf vom 5. Au-
gust wurde heftig diskutiert. Der amerika-
nische UN-Botschafter John Bolton hatte
umfangreiche Änderungswünsche einge-
bracht; eine Vorgehensweise, die bei vie-
len Staatenvertretern und NGOs auf Kri-
tik stieß, weil die Änderungswünsche ih-
rer Ansicht nach zu umfangreich und zu
spät vorgebracht worden waren. Gleich-
zeitig meldeten auch andere Staaten Än-
derungswünsche an und so bestand eini-
ge Zeit die Gefahr, dass das langwierig
ausgehandelte Maßnahmenpaket wieder
aufgeschnürt werden und von dem ur-
sprünglichem ›Grand Bargain‹ Annans
wenig übrig bleiben würde. 

Das Ergebnis

Worauf sich die 151 Staats- und Regie-
rungschefs, die vom 14. bis 16. September
2005 zum Weltgipfel in New York zu-
sammenkamen, am Ende einigten, kann
man daher kaum als den von Annan er-
hofften ›großen Wurf‹ bezeichnen. Reso-
lution 60/1 vom 16. September enthält
auf knapp 40 Seiten 178 Absätze mit Ab-
sichtserklärungen und vagen Verpflich-
tungen zu den vier miteinander verwobe-
nen Themenblöcken Entwicklung, Frieden
und kollektive Sicherheit, Menschenrech-
te und Herrschaft des Rechts sowie Stär-
kung der Vereinten Nationen. Zu den kon-
kreten Ergebnissen, die Folgemaßnahmen
erfordern, gehören folgende:

Die Mitgliedstaaten verpflichteten sich,
bis zum Jahr 2006 umfassende nationale
Entwicklungsstrategien zur Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele zu verab-
schieden und umzusetzen (Abs. 22). Des
Weiteren einigten sich die Staaten auf das
Prinzip der Verantwortung, Schutz zu ge-
währen (Responsibility to Protect). Die-
sem Grundsatz (Abs. 139) zufolge hat die
internationale Gemeinschaft nun die Ver-
antwortung, Menschen, die durch Völker-
mord, Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit bedroht sind, zu
schützen. Ob damit allerdings wirklich ein
Paradigmenwechsel stattgefunden hat, der
sich in der Praxis bemerkbar macht, wird
sich erst noch erweisen müssen. 

Zwei institutionelle Neuerungen wur-
den beschlossen: die Kommission für Frie-
denskonsolidierung und einen, die Men-
schenrechtskommission ersetzenden Men-
schenrechtsrat. Während für die Kommis-
sion für Friedenskonsolidierung bereits de-
taillierte Bestimmungen im Hinblick auf

Ausstattung und Mandat festgelegt wur-
den (Abs. 97–105) und eine Frist bis 31.
Dezember 2005 gesetzt wurde, bis wann
sie ihre Arbeit aufnehmen soll, wurde beim
Menschenrechtsrat lediglich die Einset-
zung beschlossen (Abs. 157–160). Man-
dat, Größe und Arbeitsweise sollten von
der Generalversammlung so bald wie mög-
lich im Laufe der 60. Tagung ausgehan-
delt werden. (Mandat, Ausstattung und
Arbeitsweise der Kommission für Friedens-
konsolidierung wurden in zwei gleichlau-
tenden Resolutionen von Sicherheitsrat
und Generalversammlung tatsächlich En-
de Dezember festgelegt [S/RES/1645 v.
20.12.2005; A/RES/60/180 v. 30.12.2005].
Die Gründungsresolution des Menschen-
rechtsrats wurde am 15. März 2006 von
der Generalversammlung verabschiedet
[A/RES/60/251]). Dem Amt des Hohen
Kommissars für Menschenrechte, das auch
dem neuen Menschenrechtsrat zuarbeitet,
wurde eine Verdoppelung seines Haus-
halts für die kommenden fünf Jahre zu-
gesprochen (Abs. 124).

Der Wirtschafts- und Sozialrat soll alle
zwei Jahre ein Forum für Entwicklungs-
zusammenarbeit auf hoher Ebene abhal-
ten und die Weiterverfolgung der Ergeb-
nisse der großen Konferenzen jährlich auf
ihre Fortschritte hin bewerten (Abs. 155).
In Bezug auf die Sekretariat- und Manage-
mentreform wurde der Generalsekretär
beauftragt, bis Ende des ersten Quartals
2006 Vorschläge vorzulegen. Ferner sol-
len alle Mandate der Generalversamm-
lung und anderer Organe die älter als fünf
Jahre sind, bis Ende 2006 überprüft wer-
den (Abs. 163). (Beide Berichte lagen im
März 2006 vor [A/60/292 v. 7.3.2006;
A/60/733 v. 30.3.2006]). Des Weiteren
soll der Generalsekretär Vorschläge zur
besseren Koordinierung der operativen Tä-
tigkeiten der Vereinten Nationen in den
Bereichen Entwicklung, humanitäre Hilfe
und Umwelt unterbreiten. 

Nicht enthalten im Ergebnisdokument
sind Beschlüsse zu den Fragen Abrüstung,
Nichtverbreitung von Atomwaffen und
dem Einsatz von Gewalt. Auch über eine
Definition von Terrorismus als Voraus-
setzung für eine umfassende Terrorismus-
konvention konnte keine Einigung erzielt
werden. Dies soll im Laufe der 60. Gene-
ralversammlung geschehen (Abs. 83). Ob
dazu eine Konferenz auf hoher Ebene ein-
berufen werden wird, wurde nicht festge-
legt, sondern nur die Möglichkeit offen ge-
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lassen (Abs. 84). Und eine weitere unge-
löste Frage wurde nicht behandelt: die Re-
form des Sicherheitsrats. Die Generalver-
sammlung solle lediglich zum Jahresende
2005 die Fortschritte bei der Reform über-
prüfen (Abs. 153).

Die G-4-Initiative

Noch in den Berichten der Hochrangigen
Gruppe und des Generalsekretärs war  die
Frage der Reform des Sicherheitsrats be-
rücksichtigt worden, jedoch bewusst nicht
an zentraler Stelle. Beide schlugen zwei
unterschiedliche Modelle der Erweiterung
um ständige und nichtständige Sitze vor.
Deutschland hatte sich mit drei anderen
Bewerbern um einen ständigen Sitz in die
so genannte G-4-Initiative zusammenge-
schlossen. Gemeinsam mit Brasilien, In-
dien und Japan warb es im Verlauf der
59. Generalversammlung bei allen Mit-
gliedstaaten für ihren gemeinsamen Vor-
schlag und brachte schließlich am 6. Juli
2005 einen Resolutionsentwurf ein (A/59/
L.64). Darin war vorgesehen, den Rat von
15 auf 25 Sitze zu erweitern – mit sechs
neuen ständigen und vier nichtständigen
Sitzen. Doch der Widerstand von Seiten
jener Länder, die nach dem Entwurf kei-
nen ständigen Sitz erhalten würden, wie
Italien, Pakistan oder Argentinien, und
der derzeitigen Ständigen Mitglieder (vor
allem USA und China) sowie die Unei-
nigkeit der afrikanischen Staaten führte
dazu, dass der Resolutionsentwurf zwar
eingebracht  und diskutiert, aber nicht dar-
über abgestimmt wurde (A/59/PV.111).
In seiner Rede auf dem Weltgipfel am 15.
September (Text abgedruckt, S. 125f.)
machte Außenminister Joschka Fischer
zum einen deutlich, dass Deutschland sich
von dem Gipfeldokument in vielen Berei-
chen »sehr viel klarere Handlungsaufträ-
ge« gewünscht hätte, zum andern bekräf-
tigte er Deutschlands Bereitschaft, als stän-
diges Mitglied im Sicherheitsrat mehr Ver-
antwortung zu übernehmen und appellier-
te an die Mitgliedstaaten, die Beratungen
über die Reform des Sicherheitsrats auf
der 60. Generalversammlung wieder auf-
zunehmen. »Ausreden, halbe oder schlech-
te Kompromisse« würden in dieser Sache
nicht weiterführen, so Fischer.

* * *
Insgesamt war die 59. Generalversamm-
lung beschlussfreudig wie immer:  Es wur-
den nur vier Resolutionen weniger verab-

schiedet als im Vorjahr. Doch waren dar-
unter nur wenige von weit reichender Be-
deutung. Vor allem im zweiten Teil, nach
Vorlage von Annans Bericht im März
2005, stand das Thema Reform im Mit-
telpunkt der Debatten. Die Arbeiten an
dem Ergebnisdokument nahmen in den
letzten Wochen vor Ablauf der 59. Ta-
gung an Intensität zu  und fanden ihren
›krönenden Abschluss‹ in der Einigung in
buchstäblich letzter Minute auf den ent-
gültigen Entwurf des Ergebnisdokuments
für den Weltgipfel 2005 (A/RES/59/314
v. 13.9.2005).

Resolutionen und Beschlüsse der neunundfünfzig-
sten Tagung der Generalversammlung, Band I: Re-
solutionen, Band II: Beschlüsse, 14. September bis
23. Dezember 2004, Band III: Beschlüsse und Re-
solutionen, 24. Dezember 2004 bis 13. September
2005, Generalversammlung, Offizielles Protokoll,
59. Tagung, Beilage 49 (A/59/49), über: http://www.
un.org/Depts/german/gv/fs_gv_zwischenseite.html;
Website der 59. Generalversammlung: http://www.
un.org/ga/59/index.html; Resolutionsübersicht (Eng-
lisch): http://www.un.org/Depts/dhl/resguide/r59.
htm

Politik und Sicherheit

Weltraumausschuss: 
Tagungen 2005 
■ Neue Initiativen nach der Tsunami-

Katastrophe
■ Nutzung nuklearer Energiequellen
■ Rechtsfragen zur Registrierungspraxis

Kai-Uwe Schrogl

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Kai-Uwe

Schrogl, Weltraumnutzung im UN-System, VN

1/2005, S. 21f., fort.)

Kaum 24 Stunden nach der Tsunami-Ka-
tastrophe am 26. Dezember 2004 konn-
ten die Rettungsmaßnahmen durch Infor-
mationen, die von Erdbeobachtungssatel-
liten gewonnen wurden, effizient unter-
stützt werden. Auf der Grundlage der Sa-
tellitendaten wurden Informationen auf-
gearbeitet und in Schadenskartierungen
überführt. Dies stellte eine ungemein wich-
tige Basis für die Hilfsbemühungen dar.
Man kann so nicht nur die Orte mit den
größten Schäden identifizieren, sondern
auch die Verfügbarkeit von Straßen und
Brücken für die Rettungskräfte präzise er-

mitteln. Zwar war es nicht das erste Mal,
dass die Satellitennutzung einen wichtigen
Beitrag zum Katastrophenmanagement ge-
leistet hat, doch im Falle des Tsunamis im
Indischen Ozean trat der unmittelbare
Nutzen dieser Technologie deutlich wie
nie zuvor zutage. Es ist deshalb auch nicht
überraschend, dass dieses Thema die Ar-
beit des Ausschusses für die friedliche Nut-
zung des Weltraums (kurz: Weltraum-
ausschuss) im Jahr 2005 dominierte und
zu neuen Initiativen führte.

Der Weltraumausschuss wurde 1959
von der Generalversammlung eingesetzt
und hat gegenwärtig 67 Mitgliedstaaten.

Die Tagungsperiode des Ausschusses
und seiner Unterausschüsse im Jahr 2005
wurde im gewohnten Rhythmus abgehal-
ten: der wissenschaftlich-technische Un-
terausschuss tagte vom 21. Februar bis zum
4. März, der Unterausschuss Recht vom
4. bis 15. April und der Hauptausschuss
vom 8. bis 17. Juni 2005. Tagungsort war
jeweils Wien. Alle Gremien des Weltraum-
ausschusses hatten breit gespannte Tages-
ordnungen, wobei einige Konfliktpunkte
besonders herausragten, darunter die be-
reits erwähnte Satellitennutzung für das
Katastrophenmanagement.

Satelliten zum 
Katastrophenmanagement

Bereits im Laufe der Internationalen De-
kade zur Katastrophenvorbeugung (1990–
1999) und insbesondere auf der Dritten
Weltraumkonferenz der Vereinten Natio-
nen (UNISPACE III, 1999) war die Unter-
stützung der Katastrophenvorbeugung und
-hilfe durch Satelliten erstmals auf globa-
ler Ebene thematisiert worden. Dies be-
trifft in gleichem Maße die Erdbeobach-
tung zur Wettervorhersage und zur Scha-
denserkennung, die Telekommunikation
über Satelliten in Gebieten, wo keine ter-
restrische Infrastruktur mehr besteht, und
die satellitengestützte Ortung und Navi-
gation, die unerlässlich dafür ist, Hilfe an
den richtigen Ort zu bringen. Im UN-
System hat man sich bereits früh Gedan-
ken über einen international abgestimm-
ten Einsatz von Satelliten im Katastro-
phenfall gemacht. Erster wichtiger Mei-
lenstein war die Verabschiedung einer
Charta für den Einsatz von Erdbeobach-
tungssatelliten, die 1999 im Rahmen von
UNISPACE III aufgelegt wurde. Ihr sind
inzwischen zahlreiche Satelliten betreiben-
de Raumfahrtagenturen beigetreten und
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Nachdem vor knapp 30 Jahren ein russi-
scher Satellit mit einer nuklearen Energie-
quelle an Bord auf kanadisches Gebiet ge-
stürzt war und dort erheblichen Schaden
angerichtet hatte, wurde bis 1992 im Welt-
raumausschuss ein Grundsatzkatalog zum
Einsatz solcher Reaktoren ausgearbeitet.
Dieser Grundsatzkatalog ist sehr restrik-
tiv formuliert und hat auch dazu beige-
tragen, dass in den letzten Jahren nur ver-
einzelt solche Energiequellen, insbesonde-
re für Flüge zu sonnenfernen Planeten (wo
Solarzellen nicht mehr effizient arbeiten),
zum Einsatz kamen. Die neue ›Space Ex-
ploration Initiative‹ der USA beinhaltet
hingegen nukleare Energiequellen als wich-
tiges Element. Während die größte Zahl
der Länder – mit besonderer Deutlichkeit
auch Deutschland – vor den Gefahren des
Einsatzes solcher Energiequellen oder von
nuklearen Antrieben warnt, versuchen die
Vereinigten Staaten zusammen mit Groß-
britannien im Wege einer Arbeitsgruppe
des wissenschaftlich-technischen Unteraus-
schusses, die bisherigen – völkerrechtlich
allerdings nicht bindenden – Regeln auf-
zuweichen. Dieses kontroverse Thema
wird den Ausschuss noch bis mindestens
in das Jahr 2007 begleiten, wenn die Ar-
beitsgruppe einen Abschlussbericht mit
Empfehlungen vorlegen soll.

Telemedizin und Wassermanagement

Weniger strittig waren zwei Themen, die
besondere Formen der Satellitenanwen-
dung aufzeigen und die Staaten zu koor-
dinierter Nutzung anregen sollten. Es han-
delte sich um satellitengestützte Teleme-
dizin und den Einsatz von Satelliten beim
Wassermanagement. Für die Telemedizin
würdigte der Ausschuss die Möglichkei-
ten, insbesondere in ländlichen Gebieten
Notversorgung anbieten zu können. In Be-
zug auf das Wassermanagement wurde
darauf hingewiesen, dass Satelliten beim
Ressourcenmanagement wertvolle Hilfe
leisten können. Vor dem Hintergrund der
von 2005 bis 2014 laufenden Internatio-
nalen Aktionsdekade ›Wasser – Quelle
des Lebens‹ wird es von entscheidender
Bedeutung sein, jede zur Verfügung ste-
hende Technologie zu nutzen, die dazu bei-
tragen kann, das Wassermanagement effi-
zient, gerecht und konfliktvorbeugend zu
gestalten. Zahlreiche Präsentationen im
Rahmen der Ausschusssitzung stellten an-
schaulich dar, wie Satelliten zur Dürre-
vorhersage oder zur Wiederherstellung

von Seen (am Beispiel des Tschad-Sees)
eingesetzt werden und wichtige Angaben
über Grundwasser oder Bodenfeuchte
liefern können. Abschließend für die Dis-
kussionen im wissenschaftlich-technischen
Teil kann noch das Thema ›Weltraum und
Gesellschaft‹ erwähnt werden, unter wel-
chem Mitgliedsländer insbesondere über
ihre Ansätze zur Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses berichteten.

Registrierungspraxis

Im Arbeitsbereich des Unterausschusses
Recht wurde allein das Thema Registrie-
rungspraxis von Weltraumgegenständen
weiter vorangebracht. Die Registrierung
ist völkerrechtlich in einem Abkommen
von 1975 niedergelegt und hat Auswir-
kung auf die Haftung von Staaten bei Un-
fällen von Weltraumgegenständen. Die
Praxis der Registrierung war bis Anfang
der neunziger Jahre durchaus akzeptabel
(nie weniger als 95 Prozent Registrierung).
In den Jahren 1999 bis 2004 sank die Ra-
te der Registrierungen jedoch auf knapp
70 Prozent. Grund dafür ist nicht nur eine
Nachlässigkeit der Staaten, sondern auch
die oft nicht klare Registrierungsverant-
wortung bei privatwirtschaftlichen Raum-
fahrtaktivitäten.

Das grundsätzliche Problem, das die
zunehmende Privatisierung von Raum-
fahrtaktivitäten aufwirft, war bereits im
Zuge der Diskussion des Rechtskonzepts
des Startstaats behandelt worden (siehe
VN 1/2005, S. 22). Die Thematik der Re-
gistrierungspraxis ging unmittelbar aus
diesen Arbeiten hervor und wird in einem
Arbeitsplan von 2005 bis 2007 behan-
delt. Im ersten Jahr wurden die Probleme
identifiziert, die 2006 genauer analysiert
werden sollen. Darunter fallen die Har-
monisierung der äußerst unterschiedlichen
Staatenpraxis in der Führung eines natio-
nalen Registers, die Identifizierung von
Gründen für die Nichtregistrierung ihrer
eigenen Satelliten, das Problem des Trans-
fers von Eigentum im Orbit und die Aus-
wirkungen auf die Registrierung sowie die
Praxis der Registrierung beziehungswei-
se Nichtregistrierung von fremden Satel-
liten, die durch die Raketen anderer Staa-
ten transportiert werden. Im letztgenann-
ten Fall haben die USA ihre Praxis aufge-
geben, von ihnen transportierte Satelliten
anderer Ländern zu registrieren, was in
zahlreichen Fällen zu gänzlicher Nichtre-
gistrierung geführt hat.

haben sich damit verpflichtet, im Falle ei-
ner Katastrophe, Bilddaten und Informa-
tionen schnellstmöglich und kostenfrei zur
Verfügung zu stellen. Dies geschah zwi-
schen den Tagungen des Hauptausschus-
ses des Weltraumausschusses vom Juni
2004 bis Juni 2005 in 19 Fällen. Allein
diese hohe Zahl zeigt, wie intensiv bereits
die Erdbeobachtung bei großen, interna-
tional zu bewältigenden Katastrophen
(auch humanitären Katastrophen wie in
Darfur und nicht nur in Naturkatastro-
phen wie im Falle des 2005 von einem
Hurrikan heimgesuchten New Orleans)
zum Einsatz kommt. Der Tsunami vom
Dezember 2004 hat jedoch für eine be-
sondere Dynamik bei der Suche nach ef-
fektiveren Abstimmungsmechanismen ge-
sorgt. Als Folge dessen wurde während
der Tagungsperiode des Weltraumaus-
schusses die Idee eines beim UN-Sekreta-
riat angesiedelten Büros zur Koordinie-
rung des Satelliteneinsatzes bei großen
Katastrophen (Disaster Management
and Space Coordination Organisation –
DMISCO) mit einer besonders positiven
Grundhaltung diskutiert. Die ursprüng-
liche Idee einer solchen Einheit ist bereits
älter, konnte sich aber erst jetzt unter den
neuen Rahmenbedingungen durchsetzen.

Für Deutschland bietet sich hier eine
besondere Chance: das Büro könnte in
Bonn angesiedelt werden. Dort würde es
nicht nur sehr gut thematisch in das Port-
folio der bereits ansässigen UN-Einrich-
tungen passen. Es würde zudem von den
breit gefächerten deutschen Kompetenzen
in diesem Bereich profitieren. Vor diesem
Hintergrund bemühen sich derzeit Bun-
des- und Landesregierung gemeinsam mit
der Stadt Bonn und dem Deutschen Fern-
erkundungsdatenzentrum des Deutschen
Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR),
eine gute Verhandlungsposition für die
auf der 60. Generalversammlung 2005/
2006 anstehende Wahl des Sitzes von
DMISCO zu finden.

Nukleare Energiequellen

Unter den weiteren Themen des Welt-
raumausschusses ist vor allem der Ein-
satz von nuklearen Energiequellen an
Bord von Satelliten erwähnenswert. An-
geregt durch die Initiative des amerikani-
schen Präsidenten, Mars und Mond be-
mannt zu nutzen, ist der Einsatz von nu-
klearen Reaktoren im Weltraum wieder
in das Zentrum des Interesses gerückt.
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Ziel der Arbeiten wird sein, bis 2007 Vor-
schläge zu einer Harmonisierung der Staa-
tenpraxis auf Grundlage des Registrie-
rungsabkommens von 1975 vorzulegen,
damit auch zukünftig die nötige Rechts-
sicherheit für die Nutzung des Weltraums
bestehen bleibt.

Der Weltraumausschuss hat in dieser
Sitzungsperiode sehr effizient gearbeitet.
Einen gewissen Leerlauf gab es lediglich
im Unterausschuss Recht, welcher aber
traditionell der besonderen Vorsicht der
Staaten geschuldet ist, auf keinen Fall das
Risiko einzugehen, einen Tagesordnungs-
punkt zuzulassen, von dem man nicht be-
reits am Anfang weiß, welches Ergebnis
er zeitigen könnte. Dagegen nimmt die
Koordinierung in den unterschiedlichen
fachlichen Bereichen – noch immer ange-
regt durch UNISPACE III – weiter an
Fahrt auf, wie das herausragende Beispiel
des satellitengestützten Katastrophenma-
nagements zeigt. Dies macht deutlich, dass
Satellitennutzung und nachhaltige Ent-
wicklung noch viele weiter auszugestal-
tende Berührungspunkte besitzen.
Weitere Informationen zum Thema Weltraum:
Office for Outer Space Affairs, http://www.oosa.
unvienna.org
Abschlussbericht: Report of the Committee on the
Peaceful Uses of Outer Space General Assembly,
Official Records, Sixtieth Session, Supplement No. 20,
UN Doc. A/60/20, 2005; http://www.oosa.unvienna.
org/Reports/gadocs/coprepidx.html#A_60_20

Rechtsfragen

IGH: Kongo gegen Uganda
■ Bewaffneter Konflikt im Gebiet der 

Großen Seen 
■ Bilaterale Rechtsverletzungen von 

Uganda in Kongo 
■ Aggression, Gewaltverbot und 

Selbstverteidigung 

Karin Oellers-Frahm

Am 19. Dezember 2005 hat der Interna-
tionale Gerichtshof (IGH) das Urteil im
Fall Kongo gegen Uganda verkündet. Im
Zusammenhang mit dem bewaffneten
Konflikt im Gebiet der Großen Seen hatte
die Demokratische Republik Kongo (im
Folgenden Kongo) am 23. Juni 1999 Kla-
ge gegen Uganda erhoben. Gleichzeitig

hatte sie gegen Burundi und Ruanda ge-
klagt, diese Klagen aber kurz darauf zu-
rückgenommen; gegen Ruanda wurde je-
doch 2002 erneut eine Klage anhängig ge-
macht, die wegen mangelnder Zuständig-
keit am 3. Februar 2006 abgewiesen wur-
de (s. Bericht S. 121ff.). 

Die Klage Kongos gegen Uganda be-
traf ›die Verletzung des Grundsatzes des
Gewaltverbots‹ und ›Handlungen bewaff-
neter Aggression‹ in Verletzung der UN-
Charta und der Charta der Organisation
der Afrikanischen Union. Ferner bezog sich
die Klage auf Verletzungen des humanitä-
ren Völkerrechts und der Menschenrech-
te sowie auf die widerrechtliche Ausbeu-
tung von Bodenschätzen. Uganda hatte
drei Widerklagen erhoben, zwei davon
hatte der IGH zugelassen. Über die Wi-
derklagen wird ebenfalls in diesem Ur-
teil entschieden. 

1. Vorgeschichte

Die Umstände, die zur Klage führten, ste-
hen im Zusammenhang mit der instabilen,
von gewaltsamen Auseinandersetzungen
geprägten Situation im Gebiet der Gro-
ßen Seen, insbesondere in Kongo. Für die
Ereignisse bedeutsam war unter anderem
der von Ruanda unterstützte Putsch der
AFDL (Allianz der demokratischen Kräfte
für die Befreiung Kongos) unter Laurent-
Désiré Kabila gegen Mobutu Sese Seko,
den Präsidenten des damaligen Zaire. Der
Putsch war erfolgreich und hatte zur Fol-
ge, dass Kabila am 29. Mai 1997 als Prä-
sident des nun ›Demokratische Republik
Kongo‹ genannten Staates vereidigt wur-
de. Die Präsenz ugandischer und ruandi-
scher Truppen wurde zunächst noch ge-
duldet; dann aber wurde eine Politik der
›Unabhängigkeit und Emanzipation‹ ein-
geleitet und der Einfluss der beiden Staa-
ten abgebaut. Dies führte aber – nach dem
Vorbringen Kongos – zur verstärkten In-
vasion ugandischer Truppen in Kongo im
August 1998. Ende Juli 1998 hatte Präsi-
dent Kabila von einem gegen ihn geplan-
ten Putsch erfahren (der allerdings am 2.
August 1998 scheiterte) und daraufhin alle
ausländischen Truppen aufgefordert, das
Land zu verlassen. Dies betraf zwar vor-
wiegend Truppen aus Ruanda, aber auch
aus Uganda. Außerdem habe Uganda –
so das Vorbringen Kongos – kongolesi-
sche Rebellen unterstützt und Gebiete im
Nordosten des Landes besetzt. In der
äußerst kritischen Lage rief vor allem die

Afrikanische Union zu einer diplomati-
schen Lösung auf. Bestandteil dieses so
genannten Lusaka-Prozesses sind ver-
schiedene für die Entscheidung des IGH
bedeutsame Abkommen: das Friedensab-
kommen von Sirte vom 18. April 1999 zwi-
schen Kabila (Kongo) und Yoweri Kaguta
Museveni (Uganda), worin Uganda sich
verpflichtete, sofort alle feindlichen Hand-
lungen einzustellen. In diesem Zusammen-
hang wurde die MONUC eingesetzt, die
Mission der Vereinten Nationen in der De-
mokratischen Republik Kongo. Dem folg-
te ein weiteres Abkommen über den Trup-
penabzug vom 8. April 2000. Dieser war
dann im Juni 2003 vollzogen, obwohl
Uganda, so das Vorbringen Kongos, wei-
ter rebellische Truppen in Kongo unter-
stützte.

Uganda hält dagegen, dass seine Trup-
pen auf Einladung von Kabila im östlichen
Kongo für Sicherheit sorgen sollten und
dass es nicht in den Putschversuch gegen
Kabila am 2. August 1998 verwickelt war.
Außerdem berief es sich darauf, dass es
seine Truppen entlang der Grenze zu Kon-
go verstärken musste, weil Kongo militä-
rische Aktionen gegen Uganda unter-
stützt habe. Im August/September 1998,
so Ugandas Vorbringen, habe Kongo ge-
meinsam mit Sudan einen Angriff auf
Uganda vorbereitet, so dass Uganda seine
Truppen als Maßnahme der Selbstvertei-
digung verstärkte.

2. Verletzung des Gewaltverbots

Der erste Klageantrag Kongos betraf Ak-
te bewaffneter Aggression. Dazu zählten
militärische und paramilitärische Aktivi-
täten Ugandas auf kongolesischem Gebiet
sowie die Besetzung kongolesischen Ter-
ritoriums. Die Behauptung Kongos, dass
eine Aggression Ugandas vorliegt, steht
hier der Behauptung Ugandas gegenüber,
dass es auf Einladung Truppen in Kongo
unterhielt. Der Gerichtshof prüft diesen
ersten Antrag unter der Überschrift ›Ge-
waltanwendung‹, nicht ›Aggression‹, was
insofern nachvollziehbar ist, als dass eine
Feststellung zur Aggression in diesem Teil-
ausschnitt der gesamten Konfliktlage nicht
angemessen gewesen wäre. Bei dieser Prü-
fung kommt es natürlich wesentlich auf
Beweisfragen an, die ohnehin eine große
Rolle in diesem Fall spielen. Der IGH stellt
klar, in Anlehnung an seine Feststellungen
im Nicaragua-Fall, dass vor allem solche
Beweise als objektiv zu betrachten sind,
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die nachteilig für den Staat sind, der sie
vorlegt, sowie Beweise, die aus unabhän-
gigen Quellen stammen. Zu letzteren ge-
hört im vorliegenden Fall insbesondere der
so genannte Porter-Bericht vom Mai 2001
(Report of the Judicial Commission of
Inquiry into Allegations of Illegal Exploi-
tation of Natural Resources and Other
Forms of Wealth in the DRC). Die Aus-
wahl und Verwertung des Beweismateri-
als ist in manchen Sondervoten, insbeson-
dere dem des ugandischen Ad-hoc-Richt-
ers Kateka, kritisiert worden, der dem IGH
diesbezüglich sogar eine Ungleichbehand-
lung der Parteien vorwirft.

Bei der Frage der Gewaltanwendung
kommt der IGH zu der Überzeugung,
dass Uganda nach August 1998 – bis da-
hin waren seine Truppen mit Einverständ-
nis der kongolesischen Regierung anwe-
send – seine militärische Präsenz noch ver-
stärkt hatte und einige Orte im Osten, ins-
besondere den Ort Ituri, und andere Ge-
biete gewaltsam besetzt hat. Einzelheiten
hierzu sind jedoch nicht eindeutig belegt,
so dass es im Wesentlichen darauf an-
kommt, ob die Truppen Ugandas nach
August 1998 auf der Grundlage des Lu-
saka-Prozesses mit Einverständnis Kabilas
anwesend waren. Der IGH verneint das,
was zu durchaus nachvollziehbarer Kri-
tik in einigen Sondervoten führt. Denn in
den im Zusammenhang mit dem Lusaka-
Prozess abgeschlossenen Abkommen wur-
de ein Plan für den ordnungsgemäßen Ab-
zug ausländischer Truppen aufgestellt.
Uganda vertritt daher die Auffassung, dass
sich seine Truppen bis zum vorgesehenen
Abzugstermin mit Zustimmung Kongos
auf dessen Gebiet aufgehalten haben. Der
IGH sieht das mit 16 gegen 1 Stimme an-
ders, er legt diese Abkommen nicht als ei-
ne Zustimmung Kongos im Sinne einer
berechtigten Anwesenheit ugandischer
Truppen aus, sondern nur als vereinbar-
ten modus operandi für den geplanten
Abzug, für die Beendigung einer ›Reali-
tät‹. Das heißt also, dass der durch diese
Abkommen befristete Verbleib der Trup-
pen die Unrechtmäßigkeit ihrer Anwesen-
heit nicht ›heilen‹ konnte, was sicher zu-
treffend ist. Es hätte aber wohl doch unter-
schieden werden müssen zwischen der blo-
ßen Anwesenheit der Truppen, die jetzt si-
cher rechtens war, und möglichen – rechts-
widrigen – Handlungen der Truppen. 
Den Einwand Ugandas, dass die Gewalt-
anwendung in Selbstverteidigung gegen

Versuche Kongos und Sudans erfolgte,
das eigene Land zu destabilisieren, ließ
der IGH nicht gelten. Die Operation mit
dem Namen ›Save Haven‹, um die es hier
ging, sollte ausdrücklich der Sicherung
der Grenzen Ugandas dienen, war aber
nach Auffassung des IGH nicht mit dem
völkerrechtlichen Konzept der Selbstver-
teidigung vereinbar. Nach Art. 51 UN-
Charta ist individuelle und kollektive
Selbstverteidigung nur gegen einen be-
waffneten Angriff durch einen Staat zu-
lässig. Es war aber nicht auf einen An-
griff Bezug genommen und auch nicht
geltend gemacht worden, dass es sich um
die Verteidigung gegen einen erst bevor-
stehenden Angriff handele, also präven-
tive Selbstverteidigung. Der IGH kann in
dem gesamten vorgelegten Material
nicht erkennen, was einen Angriff seitens
Kongos gegen Uganda darstellen könnte.
Vielmehr werde in allen Dokumenten
auf die Erforderlichkeit der ›Gewährlei-
stung von Ugandas legitimen Sicherheits-
interessen‹ verwiesen, also präventives
Handeln. Außerdem habe Uganda dem
Sicherheitsrat nicht gemäß Art. 51 über
seine in Selbstverteidigung ergriffenen
Maßnahmen berichtet. Obwohl es be-
hauptete, in Selbstverteidigung zu han-
deln, habe es nie vorgebracht, Ziel eines
bewaffneten Angriffs durch Kongo ge-
wesen zu sein. Ferner gingen die von
Uganda genannten Angriffe allein von
der Rebellengruppe ADF (Allied De-
mocratic Forces) aus. Eine Verwicklung
der kongolesischen Regierung in diese
Angriffe im Sinne von Art. 3 (g) der Re-
solution 3314 (XXIX) der Generalver-
sammlung über Aggression sei nicht er-
wiesen. Die Angriffe können also der
kongolesischen Regierung nicht zuge-
rechnet werden. Der IGH stellt folglich
unter Bezugnahme auf eine Reihe von
Resolutionen des Sicherheitsrats, die in
diesem Kontext ergangen waren, mit 16
gegen 1 Stimme Folgendes fest: die
Handlungen Ugandas im Kongo stellen
eine schwere Verletzung des Grundsatzes
des Gewaltverbots dar, die nicht da-
durch gerechtfertigt werden können,
dass in der Region insgesamt Völker-
rechtsverletzungen an der Tagesordnung
waren.

Damit schließt der IGH seine Ausfüh-
rungen zur Selbstverteidigung. Die Fest-
stellung, dass für Uganda die rechtlichen
und faktischen Voraussetzungen zur Aus-

übung des Rechts auf Selbstverteidigung
nicht vorlagen, und dass vor allem nie be-
hauptet wurde, es läge ein bewaffneter An-
griff vor, machte nach Meinung des IGH
keine Stellungnahme dazu erforderlich,
unter welchen Bedingungen nach jetzigem
Völkerrecht Selbstverteidigung gegen mas-
sive Angriffe irregulärer Truppen zuläs-
sig ist oder ob die angebliche Selbstvertei-
digung notwendig und verhältnismäßig
war. Dennoch stellt der IGH fest, dass
die Besetzung eines Flughafens und eini-
ger Städte viele hundert Kilometer von
Ugandas Grenze entfernt weder verhält-
nismäßig noch erforderlich erscheinen.  

Dieser Teil der Entscheidung wird in
einigen Sondervoten kritisiert. Zum ei-
nen wird dem IGH vorgeworfen, er sei
auf den Klageantrag, dass es sich um Akte
der Aggression handele, überhaupt nicht
eingegangen. Zum anderen wird ihm vor-
gehalten, er habe die Gelegenheit nicht ge-
nutzt, das heute geltende Völkerrecht zum
Recht auf Selbstverteidigung klarzustel-
len. Hier wäre zu klären gewesen, inwie-
weit inzwischen Handlungen von Rebel-
lentruppen, auch wenn sie nicht staatlich
unterstützt werden, als ›bewaffneter An-
griff‹ im Sinne von Art. 51 UN-Charta
anzusehen sind. Da dies eine Frage ist, in
der sich Sicherheitsrat und IGH nicht ei-
nig sind, und Situationen dieser Art zu-
nehmen werden, wäre eine Klärung in der
Tat wünschenswert gewesen. Insbesonde-
re Richter Kooijmans, Elaraby und Sim-
ma führen diesen Punkt, der für die Be-
wertung der Entscheidung wesentlich ist,
weiter aus. Es geht dabei um die alte Fra-
ge, ob der IGH nur das für den Fall un-
bedingt Erforderliche entscheiden oder
ob er die Gelegenheit zur Rechtsfortbil-
dung nutzen soll, was er in anderen Fällen
durchaus getan hat (etwa der Ölplattfor-
men-Fall). Die minimalistische Vorge-
hensweise des IGH im vorliegenden Fall
ist nicht unbedingt etwas Neues, aber das
Hauptrechtsprechungsorgan der UN hät-
te doch die Gelegenheit nutzen sollen, zur
Klärung der heiklen und drängenden Fra-
gen der Gewaltanwendung beizutragen. 

3. Verletzung der Menschenechte 
und des humanitären Völkerrechts

Mit seinem zweiten Klageantrag hatte
Kongo Verletzungen der Menschenrech-
te und des humanitären Völkerrechts ge-
genüber seinen Bürgern durch Uganda
geltend gemacht. Der IGH prüft zunächst,
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ob Ugandas Truppen in Kongo als die ei-
ner Besatzungsmacht anzusehen sind, weil
das für das anwendbare Recht ausschlag-
gebend ist. Kongo hatte vorgebracht,
Uganda müsse im gesamten Nordosten
des Landes als Besatzungsmacht angese-
hen werde, da es direkt oder indirekt dort
habe Macht ausüben können, und nur
darauf komme es an. Der IGH stellt dazu
fest, dass nach Gewohnheitsrecht, nieder-
gelegt in Art. 42 des IV. Haager Abkom-
mens von 1907 (Haager Landkriegsord-
nung), ein Gebiet als besetzt gilt, wenn es
einer feindlichen Armee unterstellt ist, aber
nur in dem Umfang, in dem tatsächliche
Gewaltausübung durch die fremden Trup-
pen erfolgt. Im vorliegenden Fall trifft das
nur auf die Provinz Ituri zu. Gemäß Art. 43
der Haager Landkriegsordnung war es
daher die Pflicht Ugandas, in diesem Ge-
biet alle Maßnahmen zu ergreifen, um die
öffentliche Sicherheit und Ordnung zu ge-
währleisten unter größtmöglicher Beach-
tung des geltenden kongolesischen Rechts.

Auf dieser Grundlage prüft der IGH
dann den entsprechenden Klageantrag
Kongos. Uganda hatte behauptet, auch
Ruanda sei in die Kämpfe, in denen Kon-
golesen verletzt wurden, verwickelt gewe-
sen. Daher könne ohne die Beteiligung
Ruandas hierzu nicht entschieden wer-
den – also der ›Indispensable-third-party
-Einwand‹. Dies weist der IGH zu Recht
zurück. Er könne durchaus über die Ver-
antwortlichkeit Ugandas unabhängig von
der Frage der Verantwortlichkeit Ruandas
entscheiden. 

Gegen den Sachvortrag Kongos und die
dort angeführten einzelnen Vorkommnis-
se wandte Uganda ein, diese Vorwürfe
seien nicht bewiesen. Der IGH kommt je-
doch zu dem Ergebnis, es gebe genügend
Beweismaterial für unmenschliche Behand-
lung an Zivilisten durch ugandische Trup-
pen, für die Nichtunterscheidung zwischen
militärischen und zivilen Zielen, für die
Ausbildung von Kindersoldaten und für
die mangelnde Gewährleistung der Ach-
tung der Menschenrechte und des huma-
nitären Völkerrechts in Ituri. Allerdings
kann der IGH mangels Beweisen dem An-
trag Kongos nicht folgen, dass die ugan-
dische Regierung bewusst eine Politik des
Terrors betrieben habe; er stellt aber fest,
dass der Bürgerkrieg und die Invasion aus-
ländischer Truppen in Kongo zu einem all-
gemeinen Klima des Terrors geführt habe.
Die Akte der ugandischen Truppen sind

Uganda zuzurechnen, weil die Truppen als
Staatsorgan gehandelt haben. Hierbei ist
es auch unerheblich, ob einzelne Soldaten
gegen Befehle verstoßen haben. Nach Völ-
kergewohnheitsrecht (Art. 3 der Haager
Landkriegsordnung, Art. 91 des I. Zusatz-
protokolls zu den Genfer Abkommen) ist
eine Konfliktpartei für alle Handlungen
von Mitgliedern seiner Streitkräfte ver-
antwortlich. Konkret stellt der IGH Ver-
letzungen von Art. 25, 27, 28, 43, 46 und
47 der Haager Landkriegsordnung fest.
Diese Regeln stellen verbindliches Ge-
wohnheitsrecht dar. Außerdem hat Ugan-
da eine ganzen Reihe von internationalen
Übereinkommen des humanitären Völker-
rechts und der Menschenrechte verletzt,
die beide Parteien ratifiziert haben: das
VI. Genfer Abkommen, den Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische
Rechte, das I. Zusatzprotokoll zu den
Genfer Abkommen, die Afrikanische Char-
ta der Menschenrechte und das Fakulta-
tivprotokoll zur Kinderrechtskonvention.
Mit 16 gegen eine Stimme stellt der IGH
abschließend fest, dass Uganda völker-
rechtlich verantwortlich für Verletzungen
des humanitären Völkerrechts und der
Menschenrechte ist. 

Die berechtigte Kritik in einigen Son-
dervoten an dieser Entscheidung ist, dass
der IGH Art. 42 der Haager Landkriegs-
ordnung sehr eng auslegt, enger als zum
Beispiel der Internationale Strafgerichts-
hof für das ehemalige Jugoslawien. Nach
dessen weiterer Auffassung liegt eine Be-
satzung nicht nur dann vor, wenn die
fremden Truppen tatsächlich Macht aus-
üben, sondern auch dann, wenn sie dazu
wegen mangelnder Macht der rechtmäßi-
gen Staatsorgane fähig wären oder auch,
wenn sie die rechtmäßigen Staatsorgane
für sich handeln lassen.

4. Die Ausbeutung kongolesischer 
Bodenschätze

Im dritten Klageantrag ging es um den Vor-
wurf der widerrechtlichen Aneignung und
Ausbeutung kongolesischer Bodenschätze
und Wirtschaftsgüter. Diese stellten einen
Eingriff in die Souveränität Kongos über
seine natürlichen Ressourcen dar. Kongo
beruft sich dabei auf die Resolutionen
der Generalversammlung über natürliche
Ressourcen (1962), eine neue Weltwirt-
schaftsordnung (1974) und die Charta
über wirtschaftliche Rechte und Pflichten
der Staaten (1974). Der IGH kam zu dem

Schluss, dass das vorliegende Beweisma-
terial nicht ausreiche, um der ugandischen
Regierung die direkte Ausbeutung oder
die Intervention in Kongo zu diesem
Zweck nachzuweisen. Allerdings gebe es
genügend Beweise dafür, dass Offiziere
und Soldaten der ugandischen Truppen
die Ressourcen ausgebeutet haben, ohne
dass dies von der Truppenführung unter-
bunden wurde. Da Uganda für das Ver-
halten seiner regulären Truppen verant-
wortlich ist, gilt dies auch für Aktionen
von Truppenangehörigen, die gegen aus-
drücklichen Befehl gehandelt haben. Al-
lerdings kann der IGH nicht feststellen,
die Ausbeutung der kongolesischen Boden-
schätze habe das Prinzip der Souveränität
Kongos verletzt, da sie örtlich begrenzt
war. Die Haftung Ugandas für diese Akte
seiner Truppen ist zudem unabhängig da-
von gegeben, ob Uganda als Besatzungs-
macht handelte. Jede Ausbeutung von Bo-
denschätzen auf dem Gebiet Kongos stellt
eine Verletzung des ius in bello dar (Art. 47
der Haager Landkriegsordnung und Art.
33 des VI. Genfer Abkommens). 

Somit stellt der IGH mit 16 gegen eine
Stimme fest, Uganda sei für die Ausbeu-
tung der natürlichen Ressourcen durch
seine Truppen verantwortlich. Eine Ver-
antwortung für entsprechende Akte durch
Rebellengruppen, also nichtreguläre Trup-
pen, lehnt der IGH jedoch ab. Diese hät-
ten nicht unter der Kontrolle Ugandas ge-
standen, so dass wiederum nur für Hand-
lungen in Ituri die Verantwortung Ugan-
das besteht. In diesem Gebiet wird Ugan-
das Haftung dadurch noch verstärkt, dass
es als Besatzungsmacht besondere Ver-
pflichtungen hatte. 

5. Rechtsfolgen der festgestellten 
Völkerrechtsverletzungen

Der vierte Klageantrag bezog sich auf die
Folgen der Feststellung der Verletzung von
Völkerrecht gemäß den ersten drei An-
trägen. Zunächst hatte Kongo die Been-
digung der Verletzung gefordert. Da aber
keine Beweise dafür vorliegen, dass der-
artige Akte nach dem Abzug der Truppen
Ugandas weiterhin stattfanden, weist der
IGH den Antrag ab. Außerdem hatte Kon-
go besondere Garantien und Zusicherun-
gen der Nichtwiederholung der Verlet-
zungen gefordert. In diesem Zusammen-
hang verweist der IGH auf das ›Tripartite
Agreement on Regional Security in the
Great Lakes‹ vom 26. Oktober 2004 zwi-
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schen Kongo, Uganda und Ruanda, in dem
sich die Parteien verpflichten, die Grund-
sätze guter Nachbarschaft sowie die Sou-
veränität, territoriale Integrität und Nicht-
einmischung in die inneren Angelegenhei-
ten souveräner Staaten zu achten. Diese
Verpflichtungen seitens Ugandas erfüllen
nach Ansicht des IGH den Antrag auf Zu-
sicherung der Nichtwiederholung.
Schließlich hatte Kongo beantragt, der
IGH solle feststellen, dass Uganda zu Scha-
densersatz verpflichtet sei. Der IGH be-
stätigt dies, wobei Art und Umfang des
zu leistenden Ersatzes vom IGH nur dann
festzulegen ist, wenn die Parteien sich nicht
einigen.

6. Nichtbefolgung der einstweiligen
Anordnung

Im fünften Klageantrag hatte Kongo die
Nichtbefolgung der vom IGH am 1. Juli
2000 erlassenen einstweiligen Maßnah-
men gerügt. Kongo hatte jedoch keine be-
sonderen Beweise dafür vorgelegt, dass
nach diesem Datum noch Akte vorgenom-
men wurden, die in der Anordnung un-
tersagt worden waren. Allerdings hat der
IGH im vorliegenden Urteil festgestellt,
Uganda sei für Verletzungen des huma-
nitären Völkerrechts und der Menschen-
rechte verantwortlich und derartige Ver-
letzungen hätten auch nach dem 1. Juli
2000 noch stattgefunden, so dass Uganda
folglich die einstweilige Anordnung ver-
letzt hat. Der IGH betont aber ausdrück-
lich, dass in der Anordnung beide Staa-
ten angesprochen waren und die Feststel-
lung, Uganda habe die Anordnung nicht
befolgt, schließe nicht ein, dass dies nicht
auch für Kongo gelte.

7. Die Widerklagen Ugandas

Bei der Prüfung der Widerklagen Ugan-
das ist zunächst zu klären, ob Einreden
zur Zulässigkeit der Widerklagen in die-
ser Phase des Verfahrens noch zulässig
sind. Der IGH verweist darauf, dass er
im Ölplattformen-Fall (2003) mit dieser
Frage schon befasst war und sie bejaht hat. 

a) In der ersten Widerklage hatte
Uganda vorgebracht, dass es seit 1994
Opfer militärischer Handlungen durch
im Kongo stationierte feindliche Trup-
pen gewesen sei, deren Aktivitäten von
Kongo unterstützt beziehungsweise tole-
riert wurden. Kongo will bei dieser Wi-
derklage eine Unterscheidung zwischen
drei Phasen beachtet wissen: die Zeit vor

der Einsetzung von Präsident Kabila im
Mai 1997, die Zeit von der Einsetzung
bis zur ugandischen Militäraktion am 2.
August 1998 und die Zeit danach. In der
ersten Phase, so Kongos Vorbringen, ist
die Widerklage unzulässig, da Uganda auf
die Geltendmachung von Ansprüchen ge-
gen Kongo (damals Zaire) verzichtet hat.
Für die zweite Phase gibt es keine tatsäch-
liche, für die dritte keine tatsächliche und
rechtliche Begründung. Der IGH lässt die-
se Dreiteilung zu. In der Sache kann er je-
doch keine Hinweise auf einen Verzicht
von Ansprüchen für die Zeit vor Kabila se-
hen, auch die lange Zeit bis zur Geltend-
machung der Widerklage steht dem nicht
entgegen. Allerdings ist die Widerklage
nicht begründet, da Uganda keine hinrei-
chenden Beweise für die Unterstützung
anti-ugandischer Rebellen durch Zaire
vorgelegt hat. Dasselbe gilt für die zweite
Phase, denn hier gibt es Belege, dass Kon-
go mit Uganda gemeinsam gegen die Re-
bellen vorging, sie also sicher nicht unter-
stützte.

Was die dritte Phase angeht, so hat die
im vorliegenden Urteil getroffene Feststel-
lung, dass Uganda widerrechtliche Mili-
täraktionen auf kongolesischem Gebiet
durchgeführt hat, zur Folge, dass die
Handlungen Kongos als Akte der Selbst-
verteidigung nach Art. 51 UN-Charta ge-
rechtfertigt wären. Außerdem hatte der
IGH bereits festgestellt, dass die Beteili-
gung regulärer kongolesischer Truppen an
den Aktionen der Rebellen nicht bewie-
sen ist, so dass die erste Widerklage mit
14 gegen drei Stimmen abgewiesen wird.

b) In der zweiten Widerklage hatte
Uganda sich darauf berufen, kongolesi-
sche bewaffnete Kräfte hätten die ugan-
dische Botschaft in Kongo angegriffen und
Eigentum Ugandas sowie ugandischer
Diplomaten und Staatsangehöriger kon-
fisziert. Ferne hätten sie Diplomaten und
Staatsangehörige im September und No-
vember 1998 misshandelt. Hiermit habe
Kongo gegen völkerrechtliches Diploma-
ten- und Konsularrecht verstoßen. Kon-
go wendet auch hier die teilweise Unzu-
lässigkeit der Widerklage ein, weil darin
erstmals auf eine neue Rechtsgrundlage
verwiesen wird, nämlich das Wiener Über-
einkommen über diplomatische Beziehun-
gen. Damit sei der direkte Zusammen-
hang zur Hauptklage, der eine Widerkla-
ge rechtfertigt, nicht gegeben. Außerdem
handele es sich um eine Änderung des

Klagegegenstands, die mit der Anordnung
des IGH zu den Widerklagen vom 29. No-
vember 2001 unvereinbar sei, in denen es
nur um Fragen der Gewaltanwendung
nach der UN-Charta und humanitäres
Völkerrecht ging. Schließlich seien zudem
die Voraussetzungen für die Ausübung di-
plomatischen Schutzes nicht erfüllt. Auch
in der Sache habe Uganda keine ausrei-
chenden Beweise vorgelegt.

Der IGH hält zunächst einmal die Be-
rufung auf das Wiener Übereinkommen
für vereinbar mit seiner Anordnung von
2001. Diese sei weit genug gefasst, auch
Klagen nach dem Übereinkommen zu um-
fassen. Nach Art. 44 des Übereinkommens
bleibt der Empfangsstaat auch im Falle
eines bewaffneten Konflikts verpflichtet,
Personen, die Vorrechte und Immunitä-
ten genießen, zu ermöglichen, so früh
wie möglich das Land zu verlassen. Auch
Art. 45 des Übereinkommens befasse sich
mit den Pflichten des Empfangsstaats im
Fall eines bewaffneten Konflikts. 

Im Fall der amerikanischen Geiseln in
Teheran hatte der IGH bereits festgestellt,
dass auch bei einem bewaffneten Kon-
flikt die Unverletzlichkeit der Botschaft-
sangehörigen und des Gebäudes beachtet
werden muss. Die Zulässigkeit einer Wi-
derklage erfordere nicht, dass sie auf den-
selben Rechtsinstrumenten beruhe wie die
Hauptklage. Die Widerklage mit Bezug
auf das diplomatische Personal hält der
IGH für zulässig, auch wenn innerstaatli-
che Rechtsmittel nicht ausgeschöpft wor-
den seien. Denn Uganda mache seine ei-
gene Verletzung aus Art. 29 des Wiener
Übereinkommens geltend; es übt also nicht
diplomatischen Schutz aus, sondern for-
dert eigene Rechte ein. Auch die Verlet-
zung anderer Personen in der Botschaft
von Uganda bezieht sich auf eine direkte
Verletzung Ugandas unter Art. 22 des
Übereinkommens und ist daher ebenfalls
zulässig. 

Der Teil der zweiten Widerklage je-
doch, der sich nicht auf diplomatisches
Personal und nicht auf Akte in der Bot-
schaft bezieht, gründet sich auf das allge-
meine Recht des diplomatischen Schutzes
und ist deshalb nicht zulässig, weil die
ugandische Staatsangehörigkeit der be-
treffenden Personen nicht belegt ist. 

In der Sache stellt der IGH dann fest,
dass die Widerklage, soweit zugelassen,
auch begründet ist, da genügend Beweis-
material belegt, dass Angriffe gegen die
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letzten die Souveränität und territoriale
Integrität Kongos, die in der UN-Charta
und der Charta der Afrikanischen Union
garantiert sind. Kongo hatte den Erlass
einer einstweiligen Anordnung beantragt,
der mit Entscheidung vom 10. Juli 2002
zurückgewiesen wurde, weil keine der an-
geführten Zuständigkeitsgrundlagen pri-
ma facie die Zuständigkeit des IGH be-
gründen konnte.

Der Sache nach ging es in diesem Fall
um ähnliche Fragen wie im Fall Uganda.
Der vorliegende Fall zeigt aber wieder ein-
mal die Grenzen der internationalen Ge-
richtsbarkeit auf. Während im Fall Kon-
go gegen Uganda die Zuständigkeit des
IGH auf der Grundlage der Fakultativ-
klausel gegeben war, der sich beide Staa-
ten unterworfen hatten, war im Fall Ruan-
da die Zuständigkeit der Punkt, an dem
die Klage scheiterte. Die Tatsache, dass
in einem Fall, in dem es um massive Ver-
letzungen der Menschenrechte und des hu-
manitären Völkerrechts geht, eine Ent-
scheidung zur Sache nicht ergehen konnte,
veranlasste den Präsidenten des Gerichts
Shi Jiuyong zu einem ungewöhnlichen
Schritt. In einer Presseerklärung stellte er
klar, dass die Tatsache, dass der IGH nicht
entscheiden kann, nicht bedeute, die Ver-
pflichtungen unter der UN-Charta und
anderen internationalen Verträgen müs-
sten nicht erfüllt werden: Auch wenn die
Zuständigkeit des IGH nicht gegeben ist,
bleiben die Staaten für von ihnen autori-
sierte oder tolerierte Völkerrechtsverlet-
zungen verantwortlich.

II. Die Zuständigkeit des IGH

In der vorliegenden Entscheidung geht es
also nicht um Fragen von Aggression und
Gewaltanwendung, sondern im Wesent-
lichen um Vertragsrecht.

Kongo hatte insgesamt elf Zuständig-
keitsgrundlagen angeführt, die alle vom
IGH für unanwendbar befunden wur-
den, was im Folgenden kurz dargestellt
werden soll. 

1. Das Übereinkommen gegen Folter
und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Stra-
fe von 1984. Auf dieses Übereinkommen
hatte Kongo sich in der Phase der einst-
weiligen Anordnung berufen. Bereits da-
mals hatte Ruanda eingewendet, dass es
das Übereinkommen nie ratifiziert habe.
Kongo hatte dann in seinen Schriftsätzen
hierauf weiter keinen Bezug genommen.

IGH: Kongo gegen Ruanda 
■ Zustimmung zur Zuständigkeit als 

Entscheidungsgrundlage 
■ Zulässigkeit von Vorbehalten zu 

bestimmten Verträgen 
■ Bestehen völkerrechtlicher Verpflich-

tungen und Verantwortlichkeit unab-
hängig von der Zuständigkeit des IGH

Karin Oellers-Frahm

Am 3. Februar 2006 hat der Internationa-
le Gerichtshof (IGH) seine Entscheidung
im Fall Kongo gegen Ruanda gefällt. Der
mit 17 Richterinnen und Richtern be-
setzte Gerichtshof hat, wie nicht anders
erwartet, den Fall zurückweisen müssen,
weil keine Zuständigkeitsgrundlage ge-
geben war.

I. Vorgeschichte

Die Klage Kongos gegen Ruanda stand,
wie die Klage gegen Uganda (s. den Be-
richt S. 117ff.), im Zusammenhang mit
dem Konflikt im Gebiet der Großen Seen.
Kongo hatte zunächst gleichzeitig gegen
Uganda, Ruanda und Burundi geklagt,
diese Klagen aber dann zurückgezogen.
Gegen Ruanda hatte es im Jahr 2002 er-
neut aufgrund massiver Verletzungen der
Menschenrechte und des humanitären
Völkerrechts Klage erhoben. Diese Men-
schenrechtsverletzungen waren, so die Kla-
ge, Folge von Aggressionshandlungen Ru-
andas auf kongolesischem Gebiet und ver-

Botschaft und Misshandlungen von diplo-
matischem Personal stattgefunden haben.
Dadurch hat Kongo seine Verpflichtun-
gen nach Art. 22 und 29 des Wiener Über-
einkommens verletzt. Auch die Tatsache,
dass aus der Botschaft ugandisches Eigen-
tum entwendet wurde, stellt eine Verlet-
zung des Übereinkommens dar, da der
Empfangsstaat verpflichtet ist, derartiges
zu verhindern. 

Auch wenn also das Beweismaterial
nicht ausreicht, um genau festzustellen,
wer das Eigentum entwendet hat, so ist
doch in jedem Fall die Verantwortlichkeit
Kongos nach dem Wiener Übereinkom-
men gegeben. Der Gerichtshof äußert sich
jedoch nicht zur Frage des Umfangs der
Wiedergutmachung, die aufgrund der
zweiten Widerklage geschuldet wird, da
dies erst dann zu entscheiden ist, wenn die
Parteien sich nicht einigen. 

8. Eigene Bewertung

Ein ausführlicher Kommentar zu der Ent-
scheidung kann an dieser Stelle nicht ab-
gegeben werden. Daher nur einige kurze
Anmerkungen. Der vorliegende Fall ist si-
cherlich ein besonders komplizierter Fall.
Es handelte sich um einen gewaltsamen
Konflikt, in den mehrere Staaten verwi-
ckelt waren und der hier auf eine bilate-
rale rechtliche Streitigkeit reduziert wer-
den musste. Auf diese Tatsache verweist
auch der IGH an mehreren Stellen und
diese Aufgabe hat er meines Erachtens gut
gelöst. Diese Tatsache ist zudem wohl auch,
ohne dass der IGH dies ausdrücklich sagt,
der Grund dafür, dass er zum Klagean-
trag der Aggression keine Feststellung trifft
(was übrigens auch der Sicherheitsrat in
seinen zahlreichen Resolutionen zu diesem
Konflikt nie getan hat). Dass er sich aber
auch in diesem Fall in der Frage des Rechts
auf Selbstverteidigung nicht weiterbewegt,
sondern eher seine im Nicaragua-Fall ver-
tretene Auffassung auch 20 Jahre später
beibehalten hat, wie er sie in seiner Recht-
sprechung im Ölplattformen-Fall (2003)
und im Mauer-Gutachten (2004) bestä-
tigt hatte, ist bedauerlich. Er hätte ange-
sichts der heutigen Diskussion und vor
allem angesichts der Tatsache, dass der
Sicherheitsrat selbst eine andere Meinung
vertritt, Gründe dafür anführen sollen,
weshalb er eine so enge Auslegung von
Art. 51 UN-Charta beibehält, denn natür-
lich gibt es auch für diese Meinung trifti-
ge Gründe. 

Vielleicht lässt sich aber darin, dass der
IGH hier zumindest nicht kategorisch
wiederholt hat, ein bewaffneter Angriff
könne nur von einem Staat ausgehen oder
müsse ihm zurechenbar sein, sondern dass
er diese Frage explizit offen lässt (weil er
sie nicht behandeln muss), ein Zeichen
dafür sehen, dass er seine Haltung noch
einmal überdenken könnte. Dies könnte
in die Richtung gehen, möglicherweise die
sich heute immer stärker durchsetzende
Meinung zu stützen, ein bewaffneter An-
griff, der nicht von einem Staat ausgeht
oder ihm zuzurechnen ist, lasse das Recht
auf Selbstverteidigung zu, wenn alle an-
deren Voraussetzungen, Umfang der Ge-
waltanwendung, Erforderlichkeit und Ver-
hältnismäßigkeit der Gegenmaßnahme, er-
füllt sind.
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der Konvention enthält eine Klausel, die
dem IGH die Zuständigkeit überträgt, über
Fragen der Auslegung und Anwendung
der Konvention zu entscheiden. Ruanda
berief sich auf seinen Vorbehalt zu Art.
IX. Kongo argumentierte dagegen, dass
Ruanda den Vorbehalt zurückgenommen
habe beziehungsweise der Vorbehalt un-
gültig sei. Dass der Vorbehalt zurückge-
nommen worden sei, leitete Kongo aus
internen Rechtsakten, insbesondere einem
Gesetzesdekret vom 15. Februar 1995
her, in dem die Übergangsregierung an-
geblich alle Vorbehalte Ruandas zu in-
ternationalen Menschenrechtsinstrumen-
ten zurückgenommen hatte. Dieses De-
kret war jedoch vom neuen Parlament
nicht bestätigt worden. Auch die Tatsache,
dass die Rücknahme des Vorbehalts dem
UN-Generalsekretär nicht notifiziert wor-
den sei, so Kongo, sei unerheblich, weil
es nur auf die Intention Ruandas ankom-
me. Darüber hinaus habe die Justizmini-
sterin Ruandas anlässlich der 61. Tagung
der Menschenrechtskommission im März
2005 die Absicht bestätigt, Ruanda wer-
de alle Menschenrechtsinstrumente rati-
fizieren und Vorbehalte zurücknehmen,
was als verbindliche Verpflichtung zu ver-
stehen sei. 

Zur Bedeutung des Gesetzesdekrets
stellt der IGH fest, dass es hier allein auf
die völkerrechtlichen Voraussetzungen für
den Widerruf von Vorbehalten ankomme
und hierzu sei die Notifizierung den an-
deren Vertragsstaaten beziehungsweise
dem Generalsekretär gegenüber erforder-
lich (Art. 22 (3a) Wiener Übereinkom-
men über das Recht der Verträge). Das
Gesetzesdekret habe eine solche Wirkung
nicht. 

Was die Stellungnahme vor der Men-
schenrechtskommission angeht, so kommt
der IGH, nachdem er ausführlich zu Fra-
gen der internationalen Vertretung und
damit einseitigen Verpflichtungen von
Staaten Stellung nimmt, zu dem Schluss,
dass es grundsätzlich nicht ausgeschlos-
sen ist, dass auch der Justizminister für
den Staat völkerrechtlich handeln kann,
dabei kommt es allerdings auf den Inhalt
der Verpflichtung an. Im vorliegenden Fall
ist die Verpflichtung jedoch zu vage und
unspezifisch, und allenfalls als Absichts-
erklärung, nicht aber als konkrete Ver-
pflichtung zu verstehen. Auf den Einwand
Ruandas, dass in jedem Fall die Aussage
vor der Menschenrechtskommission uner-

heblich sei, da sie erst drei Jahre nach
Klageerhebung erfolgte, erwidert der IGH,
dass in der Tat die Frage der Zuständig-
keit sich nach dem Zeitpunkt der Klage-
erhebung bemisst, so dass eine Änderung
durch die eventuell erfolgte Rücknahme
des Vorbehalts nur im Wege einer erneu-
ten Klage hätte nutzbar gemacht werden
können. Damit muss der IGH dann prü-
fen, ob der Vorbehalt ungültig ist, unter
anderem weil die Völkermordkonventi-
on ius cogens Normen enthält. Der IGH
stellt zunächst fest, dass die Konvention
Verpflichtungen erga omnes enthält. Der
Charakter von Normen als Verpflichtun-
gen erga omnes und die Zustimmung zur
Gerichtsbarkeit des IGH sind aber zu un-
terscheiden, da die Gerichtsbarkeit des
IGH immer auf der Zustimmung der Staa-
ten beruht. Dass Vorbehalte zur Konven-
tion zulässig sind, hatte der IGH bereits
in einem Gutachten im Jahr 1951 festge-
stellt und diese Tatsache wird auch nicht
dadurch geändert, wie Kongo vorgetra-
gen hatte, dass Art. 120 des Statuts des
Internationalen Strafgerichtshofs Vorbe-
halte überhaupt und damit auch zum Tat-
bestand des Völkermords verbietet. Da
der Vorbehalt zur Völkermordkonvention
nicht die einzelnen Verpflichtungen aus
der Konvention berührt, sondern allein
die Zuständigkeit des IGH ausschließt, ist
er auch nicht unvereinbar mit Ziel und
Zweck der Konvention. Damit wird auch
diese Konvention als Zuständigkeitsgrund-
lage ausgeschlossen.

6. Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Rassendiskriminierung
von 1965. Dieses Übereinkommen enthält
in Art. 22 eine Bestimmung, nach der
Streitigkeiten dem IGH vorgelegt werden
können. Aber auch zu diesem Artikel hat-
te Ruanda einen Vorbehalt angebracht.
Kongo hatte wiederum vorgebracht, der
Vorbehalt sei ungültig, da er jus cogens
widerspreche und es deshalb auch uner-
heblich sei, dass es gegen den Vorbehalt
nicht protestiert habe. Der IGH verweist
hierzu auf die Ausführungen zum Vorbe-
halt zur Völkermordkonvention und
kommt zum Ergebnis, dass auch dieses
Übereinkommen nicht als Zuständig-
keitsgrundlage taugt. 

7. Das Übereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form der Diskriminierung der
Frau von 1979. Auch dieses Überein-
kommen enthält in Art. 29 (1) eine Klau-
sel zur Streitbeilegung durch den IGH.

Daher stellte der IGH fest, dieses Überein-
kommen könne nicht als Zuständigkeits-
grundlage herangezogen werden. 

2. Das Abkommen über die Vorrechte
und Befreiungen der Sonderorganisatio-
nen der Vereinten Nationen von 1947.
Darauf war auch im Verfahren der einst-
weiligen Anordnung Bezug genommen
worden. Da aber von Kongo in der jetzigen
Phase ebenfalls nicht mehr angeführt,
musste es vom IGH auch nicht weiter ge-
prüft werden.

3. Forum prorogatum. Diesem Grund-
satz zufolge kann die Zuständigkeit des
IGH angenommen werden, wenn eine Kla-
ge anhängig gemacht wird, der Beklagte
aber bisher der Zuständigkeit nicht unter-
worfen ist. Dies ist inzwischen in Art. 38
(5) der IGH-Verfahrensordnung nieder-
gelegt und bisher erst einmal angewendet
worden (von Frankreich, in einem Fall,
den Kongo anhängig gemacht hat). Bei der
Begründung der Zuständigkeit im Wege
des forum prorogatum hat es immer wie-
der Probleme gegeben. Die Kläger argu-
mentierten, dass der Beklagte dadurch,
dass er die erforderlichen Verfahrensschrit-
te unternimmt, implizit die Zuständigkeit
des IGH anerkennt. Der IGH betont hier
aber im Einklang mit seiner Rechtspre-
chung, dass die Unterwerfung unter seine
Zuständigkeit ausdrücklich erfolgen muss.
Ruanda hatte zu jeder Zeit die Zustän-
digkeit bestritten und hatte an dem Ver-
fahren nur teilgenommen, um dies zu ver-
treten, so dass diese Form der Begründung
der Zuständigkeit auch ausfällt.

4. Kongo hatte weiter als Begründung
der Zuständigkeit auf die einstweilige An-
ordnung verwiesen. Da der IGH den An-
trag Ruandas, bereits in dieser Phase den
Fall wegen fehlender Zuständigkeit von
der Liste zu streichen, abgewiesen hatte,
weil er nicht das offensichtliche Fehlen
einer Zuständigkeitsgrundlage feststellen
konnte, legte Kongo dies als eine Bejahung
der Zuständigkeit aus. Der IGH folgt dem
natürlich nicht und betont, dass er im Rah-
men eines Verfahrens auf einstweilige An-
ordnung die Frage der Zuständigkeit in
der Regel nicht abschließend prüft. Diese
Prüfung erfolgt erst in der nächsten Phase
des Verfahrens, die Gegenstand der vor-
liegenden Entscheidung ist.

5. Die Konvention über die Verhütung
und Bestrafung des Völkermords von 1948.
Kongo hatte eine Verletzung der Artikel  II
und III der Konvention behauptet. Art. IX
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Hier liegt nun kein Vorbehalt Ruandas
vor, aber Ruanda behauptet, die Voraus-
setzungen seien nicht erfüllt. Die Voraus-
setzungen sind: das Vorliegen einer Strei-
tigkeit über Anwendung oder Auslegung
des Übereinkommens; die Unmöglichkeit,
den Streit im Verhandlungswege beizule-
gen; der vergebliche Versuch, die Sache ei-
nem Schiedsgericht vorzulegen und schließ-
lich der Ablauf von sechs Monaten zwi-
schen dem vergeblichen Versuch, ein
Schiedsgericht einzuschalten und der Kla-
ge beim IGH. Der IGH prüft die einzelnen
Voraussetzungen von Art. 29, wobei er
offen lässt, ob eine Streitigkeit vorliegt. Er
kommt zu dem Ergebnis, dass jedenfalls
die Voraussetzung, den Streit im Wege von
Verhandlungen beizulegen, im vorliegen-
den Fall nicht erfüllt ist. Damit weist er
den Vortrag Kongos ab, dass die Behand-
lung der Völkerrechtsverletzungen im Kon-
flikt im Gebiet der Großen Seen durch die
UN und die Afrikanische Union als Ver-
handlungen im Sinne  dieser Vorschrift zu
verstehen sind. Sein Argument ging da-
hin, dass in den Verhandlungen weder auf
das Übereinkommen direkt, noch auf ein-
zelne, angeblich verletzte Bestimmungen
Bezug genommen worden war. Außerdem
war kein Versuch unternommen worden,
ein Schiedsgericht einzuschalten, so dass
auch dieses Vertragswerk keine Zustän-
digkeitsgrundlage bietet.

8. Die Satzung der Weltgesundheits-
organisation (WHO) von 1946. In Art. 75
wird die Streitbeilegung durch den IGH
vorgesehen, wenn ein Streit weder durch
Verhandlung noch durch die Weltgesund-
heitsversammlung beigelegt werden kann.
Der IGH sieht hierin aus zwei Gründen
keine Zuständigkeitsgrundlage: zum ei-
nen, weil die Voraussetzungen von Art. 75
nicht erfüllt sind und zum anderen, weil
Kongo nicht spezifiziert hatte, um wel-
che Bestimmungen der WHO-Satzung es
geht.

9. Die Satzung der UNESCO von 1945.
Art. XIV (2) sieht vor, dass ausschließlich
Streitigkeiten dem IGH vorgelegt werden
können, die die Auslegung der UNESCO-
Satzung betreffen. Der IGH stellt hierzu
fest, dass es in der Klage von Kongo nicht
um die Auslegung dieser Satzung geht und
dass zudem die Voraussetzungen von Art.
XIV nicht erfüllt sind.

10. Das Übereinkommen zur Bekämp-
fung widerrechtlicher Handlungen ge-
gen die Sicherheit der Zivilluftfahrt von

1971. In Art. 14 (1) dieses Übereinkom-
mens ist vorgesehen, dass Streitigkeiten,
die nicht im Verhandlungswege beigelegt
werden können, einem Schiedsgericht vor-
gelegt werden müssen und erst wenn das
nicht innerhalb von sechs Monaten mög-
lich ist, dem IGH vorgelegt werden kön-
nen. Da Kongo einerseits nicht spezifiziert
hat, welche Bestimmungen des Überein-
kommens verletzt sind und außerdem nicht
dargelegt hat, dass die Voraussetzungen
für die Anrufung des IGH erfüllt sind, ist
auch dieser Vertrag keine Zuständigkeits-
grundlage.

11. Das Wiener Übereinkommen über
das Recht der Verträge (WVK) von 1969.
Art. 66 des Übereinkommens sieht vor,
dass jede Partei eine Streitigkeit über die
Anwendung von Art. 53 (Nichtigkeit we-
gen Widerspruch eines Vertrages zu ius
cogens) oder 64 (Nichtigkeit wegen Wi-
derspruch eines Vertrages zum Entstehen
einer neuen Ius-cogens-Norm) dem IGH
vorlegen kann. Kongo bezog die Nichtig-
keit auf den Vorbehalt Ruandas zur Völ-
kermordkonvention und Rassendiskrimi-
nierungskonvention, die ius cogens enthal-
ten und daher keinen Vorbehalt zulassen.
Der IGH prüft zunächst die Anwendbar-
keit der WVK, da nach Art. 4 das Über-
einkommen nicht rückwirkend gelten
kann, also für Kongo und Ruanda erst ab
dem Zeitpunkt der Ratifizierung, das heißt
1980. Die Ratifizierung der Völkermord-
konvention erfolgte jedoch schon vorher
(1962 durch Kongo und 1975 durch
Ruanda), ebenso die der Rassendiskrimi-
nierungskonvention (1976 durch Kongo
und 1975 durch Ruanda). Daher ist Art.
66 der WVK nur anwendbar, wenn er Ge-
wohnheitsrecht darstellt. Dies aber kann
der IGH nicht feststellen, und da auch
die Parteien sich nicht auf die Anwend-
barkeit von Art. 66 geeinigt haben, fällt
auch die WVK als Zuständigkeitsgrund-
lage weg.

Damit kommt der IGH mit 15 gegen
zwei Stimmen zu dem Ergebnis, dass er
den Fall wegen mangelnder Zuständig-
keit abweisen muss.

III. Eigene Bewertung

In dieser Entscheidung werden drei Fra-
gen aufgeworfen, die weitere Betrachtung
verdienen und in den Sondervoten ange-
sprochen werden.

Da ist einmal die Frage, ob Verhand-
lungen in internationalen Gremien die

Voraussetzung in Schiedsklauseln, dass der
IGH erst nach dem Scheitern von Ver-
handlungen angerufen werden kann, er-
füllen. Nach den Ausführungen des IGH,
die ausdrücklich in dem Sondervotum von
Dugard, Ad-hoc-Richter Ruandas, bestä-
tigt werden, ist dies nur dann der Fall,
wenn in den Verhandlungen ausdrücklich
zumindest auf die entsprechende Konven-
tion Bezug genommen wurde oder auf be-
stimmte, angeblich verletzte Artikel der
Konvention. Richter Al-Khasawneh und
Kooijmans vertreten dagegen eine etwas
weitere Auffassung, die insbesondere dar-
auf abstellt, dass aus den Verhandlungen
in den internationalen Gremien bereits
ersichtlich war, dass Verhandlungen mit
Ruanda erfolglos bleiben würden, so dass
entsprechende Bemühungen nicht gefor-
dert werden konnten. Sicher kommt es
immer auf den Einzelfall an, aber grund-
sätzlich ist der Meinung des IGH wohl zu-
zustimmen, da ansonsten gerade in Fäl-
len von Menschenrechtsverletzungen die
Verhandlungsvoraussetzung in Schieds-
klauseln leer laufen würde. 

Der zweite Problemkreis betrifft die
Frage, ob der IGH auch ohne besondere
Unterwerfung  zuständig ist, über Verlet-
zungen von Ius-cogens-Normen zu ent-
scheiden. Dies hat der IGH in Überein-
stimmung mit seiner deutlichen Feststel-
lung im Osttimor-Fall zurückgewiesen.
Dies ist sicher zutreffend, da internationa-
le Gerichtsbarkeit auf dem Konsensprin-
zip beruht, auch wenn man das in Fällen
wie dem vorliegenden besonders bedau-
ern mag. Ohne Zustimmung der betrof-
fenen Staaten kann der IGH nicht ent-
scheiden, auch nicht, wenn es um die Ver-
letzung von ius cogens geht.

Der dritte Fragenkomplex ist der in-
teressanteste: er betrifft die Frage von Vor-
behalten und deren Zulässigkeit. Hierzu
nimmt der IGH in der vorliegenden Ent-
scheidung Bezug auf sein Gutachten von
1951 über die Zulässigkeit von Vorbe-
halten zur Völkermordkonvention. Die
damaligen Feststellungen müssen jedoch
nicht nur im Licht der damals gestellten
Gutachtenfragen gesehen werden, sondern
auch die Entwicklung des Völkerrechts,
insbesondere im Bereich der Menschen-
rechte, berücksichtigen. Zentral ist dabei
die Frage, ob eine Streitbeilegungsklausel
nur prozedural zu verstehen ist, oder ob
sie auch materielle Implikationen hat. Die
Frage also, ob ein Vorbehalt, der die Zu-
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Fachkonferenz des 
Forschungsrats der DGVN
›UNO-Forschung in Deutschland‹

Berlin, 9./10. Dezember 2005  

Norman Weiß

Die Vereinten Nationen sind der ideale
Forschungsgegenstand für viele Diszipli-
nen: Sie sind ein Versuch, eine jahrhun-
dertealte philosophische Grundidee um-
zusetzen (Immanuel Kant, Vom ewigen
Frieden, 1795), und stellen mit ihrem Al-
ter von mittlerweile 60 Jahren ein Phäno-
men der Zeitgeschichte dar. Die Verein-
ten Nationen sind ein wichtiger Akteur in
den internationalen Beziehungen. Sie sind
eine weltweit agierende internationale Or-
ganisation, teilweise dezentral strukturiert
und eine internationale Bürokratie, die sich
aus Menschen aller Kontinente der Welt
zusammensetzt. Existenz und Handeln der
Vereinten Nationen beruhen auf Völker-
recht; als Völkerrechtssubjekt wirken sie
an der Entwicklung des Völkerrechts mit.
Die Vielzahl der Tätigkeitsfelder der Ver-
einten Nationen beschreiben weitere For-
schungsgegenstände – Sicherheit, Entwick-
lung, Umwelt und Menschenrechte –, um
nur die wichtigsten zu nennen.

Wie ist es aktuell um die deutsch(spra-
chig)e UN-Forschung bestellt? Wo findet
sie statt, wie ist sie organisiert, welche
Strukturen hat sie, was sind ihre Ergeb-
nisse und inwieweit finden Fragestellun-
gen und Antworten Interesse und Gehör
bei den politisch Handelnden?

Die Deutsche Gesellschaft für die Ver-
einten Nationen, zu deren satzungsgemä-
ßen Aufgaben es unter anderem gehört,
mit den Einrichtungen und der Tätigkeit
der Weltorganisation der Vereinten Na-
tionen und ihren Sonderorganisationen
vertraut zu machen und das Interesse für
zwischenstaatliche und internationale Be-
ziehungen zu wecken, hat angesichts der
Vielzahl von Fragen, die sich mit Blick auf
die deutsche UN-Forschung ergeben, eine
Standortbestimmung für unverzichtbar
gehalten. Der im Jahr 2004 wiederbelebte
Forschungsrat  der DGVN hat zu diesem
Zweck am 9. und 10. Dezember 2005 ei-
ne Konferenz in Berlin abgehalten.

Forscherinnen und Forscher unterschied-
licher Disziplinen, die sich zum Teil auch
im ›Forschungskreis Vereinte Nationen‹,
Potsdam, zusammengeschlossen haben,
diskutierten die in Referaten von Günther
Unser, Walter Rudolf, Klaus Hüfner und
Ingrid Lehmann präsentierten Zwischen-
ergebnisse zum aktuellen Stand der UN-
Forschung. Hier zeigte sich, dass es – vor
allem in den Fächern Politik- und Rechts-
wissenschaft – über die Jahre eine konti-
nuierliche Behandlung von UN-Themen
gibt, eine koordinierte und systematische
Befassung bislang allerdings nicht statt-
gefunden hat.

Politikberatung scheint – jedenfalls
nach den Äußerungen der anwesenden
Ministeriumsvertreter – nicht zu den von
der UN-Forschung zu leistenden Schwer-
punkten zu gehören. Sofern überhaupt Be-
ratungsbedarf durch externen Sachver-
stand besteht, werde dieser bereits heute
in ausreichendem Maße gedeckt; für Ver-
änderungen struktureller Art sehen das
Auswärtige Amt und das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung keine Notwendigkeit.
Die Mehrheit der anwesenden Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern ver-
traten demgegenüber jedoch die Auffas-
sung, eine nach unterschiedlichen Politik-
feldern gegliederte Politikberatung sei not-
wendig. So könne eine inhaltliche Ver-
dichtung und zukunftorientierte Fokussie-
rung des UN-politischen Handelns deut-
scher Akteure befördert werden. 

Ein Bericht aus der Schweiz (Jean-Fran-
çois Paroz) machte deutlich, dass Parla-
ment und Regierung durchaus als inter-
essierte Initiatoren und Rezipienten von
UN-Forschung agieren können.

Ein Katalog von Vorschlägen und For-
derungen für eine zeitgemäße und noch
ertragreichere UN-Forschung im deutsch-
sprachigen Raum (Helmut Volger) schloss
die Konferenz ab. 

Es wird eine Aufgabe des Forschungs-
rats bleiben, die UN-Forschung in Deutsch-
land zu beobachten und ihr, wo möglich,
Impulse zu geben. Die sich inzwischen
herausbildenden ›Europawissenschaften‹
können hier als Vorbild dienen. Es ist vor-
gesehen, eine Konferenz zur UN-For-
schung erneut im Winter 2006 und da-
nach alle zwei Jahre durchzuführen. Die
Vorträge, die auf dieser ersten Konferenz
gehalten wurden, werden in der Blauen
Reihe der DGVN veröffentlicht.

Verschiedenesständigkeit des IGH ausschließt, die Er-
füllung der materiellen Verpflichtungen
der Konvention unberührt lässt. Seit 1951
hat es in diesem Zusammenhang bedeu-
tende Entwicklungen gegeben. So besteht
zum Beispiel Einigkeit darüber, dass die
Berichtssysteme in Menschenrechtsverträ-
gen nicht als rein prozedurale Aspekte ver-
standen werden können, zu denen Vor-
behalte zulässig sind. Sie sind Teil der
materiellen Bestimmungen der Verträge,
und damit würde ein Vorbehalt zu den
Berichtspflichten Ziel und Zweck des Ver-
trags zuwiderlaufen. Auch im Hinblick
auf Art. IX der Völkermordkonvention
lässt sich die rein prozedurale Einordnung,
die der IGH im vorliegenden Fall zugrun-
de gelegt hat, kritisieren, denn Art. IX be-
trifft nicht nur Anwendung und Ausle-
gung des Vertrags, sondern die Durchfüh-
rung der Konvention und die Verantwort-
lichkeit der Staaten für Völkermord. Die
Staaten haben sich in der Konvention ver-
pflichtet, Verletzungen des Verbots des
Völkermords durch Individuen zu bestra-
fen; Art. IX sieht vor, dass Staaten, die die-
se Verpflichtung, die Sinn und Zweck des
Vertrags ist, verletzen, von den anderen
Vertragsparteien vor den IGH gebracht
werden können. Daher ist es nicht völlig
überzeugend, einen Vorbehalt zu Art. IX
nicht als unvereinbar mit Ziel und Zweck
der Konvention zu verstehen. In dieser
Richtung argumentiert Richter Koroma,
der aus diesem Grunde sogar ein abwei-
chendes Votum abgibt. Aber auch Rich-
ter Higgins, Kooijmans, Elaraby, Owada
und Simma fordern den IGH in ihrem ge-
meinsamen Sondervotum auf, diese Frage
nochmals zu überdenken, insbesondere
mit Blick auf den Status, den Menschen-
rechte inzwischen im Völkerrecht einneh-
men sowie mit Blick auf die nicht unpro-
blematische Situation, die sich aus dem
Gutachten von 1951 ergeben hat und die
in Art. 20 der WVK Niederschlag gefun-
den hat. Danach gilt ein Vorbehalt wie
der zur Völkermordkonvention nur ge-
genüber Vertragsstaaten, die keinen Pro-
test gegen den Vorbehalt erhoben haben,
was die einheitliche Anwendbarkeit ge-
fährdet. Bei der Vielzahl multilateraler
Menschenrechtsverträge und der Vielzahl
von möglichen Vorbehalten kommt die
Feststellung der Verpflichtung der einzel-
nen Vertragsstaaten einem Puzzlespiel
gleich, was gerade bei Menschenrechts-
verträgen nicht haltbar ist.

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen | Verschiedenes
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Rede Fischer | Weltgipfel 2005

In der Welt des 21. Jahrhunderts werden wir beina-
he täglich mit neuen Risiken und Gefahren konfron-
tiert. Wie vermeiden wir Konflikte um begrenzte
Ressourcen? Wie bewahren wir das globale Ökosys-
tem? Wie überwinden wir den wachsenden Gegen-
satz zwischen Arm und Reich? Wie gestalten wir die
Globalisierung? Wie gewährleisten wir Entwick-
lungschancen für alle? Wie verhindern wir globale
Konflikte? 

Sicherheit im 21. Jahrhundert bedeutet vor allem
Investition in Entwicklung, in Demokratie und Men-
schenrechte. All diese Herausforderungen hängen
unauflöslich miteinander zusammen. Sie sind die
Kernaufgaben unserer Politik. 

Fünf Jahre nach dem Millenniums-Gipfel müssen
wir, die Mitglieder der Vereinten Nationen, gemein-
sam evaluieren, in welchem Umfang wir die im Jah-
re 2000 vereinbarten Ziele erreicht haben. Wir müs-
sen darüber diskutieren, wie wir weiter vorgehen
wollen, um die Millenniums-Erklärung weiter und
vollständig umzusetzen. Und wir müssen die Ver-
einten Nationen als zentrale Säule des Multilatera-
lismus stärker und handlungsfähiger machen. 

Wir begrüßen daher, dass es der Staatengemein-
schaft doch noch gelungen ist, sich auf ein Gipfel-
dokument zu einigen. Das Papier ist eine Ausgangs-
basis für weitere Verhandlungen, auch wenn es in
vielen Bereichen hinter unseren Erwartungen zurück-
bleibt.

Die Millenniums-Entwicklungsziele sind die so-
ziale Magna Charta unserer Zeit. Sie müssen Richt-
schnur für unser Handeln sein. Es gilt jetzt, an ihrer
Verbindlichkeit weiterzuarbeiten. 
■ Denn wir können nicht akzeptieren, dass weit 

mehr als eine Milliarde Menschen von weniger 
als einem Dollar am Tag leben. 

■ Wir dürfen nicht zulassen, dass jedes Jahr elf 
Millionen Kinder vor ihrem fünften Geburtstag 
sterben. 

■ Wir müssen die Rechte der Frauen entschei-
dend stärken und alles daran setzen, dass Frau-
en endlich gleiche Chancen in Ausbildung und 
Berufsleben haben.

■ Wir müssen dafür sorgen, dass der Umwelt-
schutz und die Prinzipien der nachhaltigen 
Entwicklung zentraler Bestandteil internatio-
naler Politik werden. 

Nur so können Hunger, Armut und Krankheit dau-
erhaft besiegt werden. Nur so können wir die im-
mer dramatischere Zerstörung unserer natürli-
chen Lebensgrundlagen aufhalten. 

»In allen Teilen erneuerte Vereinte Nationen«
Rede des deutschen Außenministers auf dem Weltgipfel 2005 
am 15. September  2005 in New  York

Deutschland ist sich dabei seiner Verantwortung be-
wusst. Wir wollen unsere Mittel für die Entwick-
lungshilfe aufstocken und haben hierfür gemein-
sam mit unseren europäischen Partnern einen Stu-
fenplan bis 2015 beschlossen. Gleichzeitig denken
wir über neue Instrumente der Entwicklungsfinan-
zierung nach. Gemeinsam mit anderen Staaten ar-
beiten wir in dem von Präsident Lula initiierten Bünd-
nis ›Aktion gegen Hunger und Armut‹ daran. Auch
gerechte Rahmenbedingungen des Handels, vor al-
lem der freie Marktzugang, sind Voraussetzung für
dauerhafte Entwicklung. 

Aber es gilt auch: Nur durch Eigenanstrengun-
gen der Entwicklungsländer – und hier im Besonde-
ren gute Regierungsführung und die Verwirklichung
rechtsstaatlicher Grundsätze – können dauerhafte
Erfolge erzielt werden. 

Entwicklung ist auch untrennbar mit Klimaschutz
verbunden. Wir müssen deshalb alles tun, um die
Klimarahmenkonvention umzusetzen und das Kyo-
to-Protokoll weiterzuentwickeln. Die immer häufi-
geren Naturkatastrophen erzwingen ein energisches,
international abgestimmtes Handeln. 

Wenn wir als Vertreter unserer Staaten hier und
heute diese Fragen diskutieren, dann dürfen wir
nicht vergessen: Die Menschen in unseren Ländern
interessieren nicht Diskussionen über Tagesordnung
oder Verfahren. Sie wollen, dass unsere Beratungen
entscheidungs- und ergebnisorientiert sind. 
Deutschland hätte sich des-
halb in vielen Bereichen ein
Dokument mit sehr viel kla-
reren Handlungsaufträgen ge-
wünscht. Es ist bedauerlich,
dass beim wichtigen Thema
Abrüstung und Nichtverbrei-
tung sowie bei der Terroris-
musdefinition keine Einigung möglich war. Wir
müssen jetzt erörtern, wie in diesen für die interna-
tionale Sicherheit zentralen Bereichen dennoch
Fortschritte erzielt werden können. 

Den Vorschlag des Gipfeldokuments zur Einrich-
tung eines Menschenrechtsrats ist einerseits zu be-
grüßen. Andererseits wirft er schwerwiegende Fra-
gen auf. Ohne den weltweiten Schutz der Menschen-
rechte, ohne die Förderung von Demokratie und
Rechtsstaat werden wir weder nachhaltige Ent-
wicklung erreichen noch Frieden und Stabilität dau-
erhaft sichern können. Daher müssen wir jetzt alles
tun, um dieses neue Gremium zu einem schlagkräf-
tigen Instrument zu machen. Das dazu eingesetzte

Joschka Fischer

»Wir müssen die Vereinten 
Nationen als zentrale Säule des
Multilateralismus stärker und
handlungsfähiger machen.«
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Buchbesprechungen

Verhandlungsgremium sollte so schnell wie mög-
lich – am besten bis Ende des Jahres – seine Vor-
schläge dazu unterbreiten. 
Auch der Vorschlag, eine Kommission zur Friedens-
konsolidierung einzurichten, ist von großer Bedeu-
tung. Denn die Wahrung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit ist und bleibt die wich-
tigste Aufgabe der Vereinten Nationen. Die Kom-
mission wird eine Lücke im institutionellen Aufbau
der Vereinten Nationen schließen. 

Wenn wir die Vereinten Nationen in die Lage ver-
setzen wollen, Frieden, Stabilität und Entwicklung
umfassend und weltweit zu sichern, dann müssen
wir sie wappnen für die Herausforderungen des 21.
Jahrhunderts. Der Druck der Globalisierung und der
internationalen Krisen und Konflikte macht eine
tief greifende Reform in all ihren Teilbereichen un-
verzichtbar. 

Es ist meine feste Überzeugung, dass der Erfolg
dieser Reform am Ende maßgeblich davon abhän-
gen wird, dass auch der Sicherheitsrat reformiert
wird. Ausreden, halbe oder schlechte Kompromisse
werden uns nicht weiterführen. Die G-4-Länder ha-
ben einen Vorschlag vorgelegt, der den Erfordernis-
sen der Vereinten Nationen, ihrer Mitgliedstaaten
und Regionen gerecht wird. Diese Reform wird auf
der Tagesordnung bleiben müssen. Ich appelliere
an Sie alle, die Beratungen dazu in dieser 60. Gene-
ralversammlung wieder aufzunehmen. 

Die Welt des 21. Jahrhunderts wird starke, in allen
ihren Teilen erneuerte Vereinte Nationen brauchen.
Entweder gestalten wir vorausschauend die Globa-
lisierung durch Kooperation und Partnerschaft, oder
die Krisen und Konflikte der globalisierten Welt wer-
den uns zum Handeln zwingen. Wir werden uns des-
halb entschlossen und auch mit der nötigen Geduld
gemeinsam mit unseren Partnern und Freunden da-
für einsetzen, die Vereinten Nationen durch ihre Er-
neuerung zu stärken. 

Die Rede wurde auf Deutsch gehalten. Quelle: Auswärtiges Amt. Text

auf Englisch im Wortprotokoll der Sitzung: A/60/PV.6 v. 15.9.2005.

Staatsaufbau durch die UN: 
doch eine Erfolgsgeschichte

Katja Wiesbrock Donovan

Endlich gibt es eine Studie,1 die auch die Erfolge der
Vereinten Nationen beim (Wieder-)Aufbau staatli-
cher Strukturen nach einem Konflikt würdigt. Wäh-
rend sich die furchtbaren Ereignisse von Ruanda
und Srebrenica tief in das kollektive (Welt-)Gedächt-
nis eingebrannt haben, werden erfolgreiche Missio-
nen der Vereinten Nationen wie in Osttimor oder Ost-
slawonien kaum öffentlich wahrgenommen, geschwei-
ge denn anerkannt. Die Biographie des Hauptautors
der vorliegenden Studie belegt profunde Kenntnisse
der Schwierigkeiten beim Wiederaufbau von Staaten:
James Dobbins, Direktor des International Security
and Defense Policy Centers der RAND Corporation,
war während der Regierung von Bill Clinton als ›Trou-
ble Shooter‹ auf verschiedenen Posten im Einsatz. Er
war Gesandter der USA für Somalia, Haiti, Bosnien
und Kosovo; unter Präsident George W. Bush hat er
als Gesandter für Afghanistan die Bonner Konfe-
renz mitvorbereitet. 

In der Studie über die Rolle der Vereinten Natio-
nen beim Staatsaufbau untersuchen Dobbins und sei-
ne sechs Mitautoren acht Missionen der Vereinten
Nationen und ergänzen damit eine frühere Studie
der RAND-Gruppe über US-geführte Missionen mit
Mandat der Vereinten Nationen.2 Das Buch schließt
daher auch mit einer Analyse des amerikanischen Ein-
satzes in Irak von 2003 bis 2005, die zuvor noch nicht
aufgenommen werden konnte. In einem Schlusska-
pitel werden die Stärken und Schwächen der UN-
Missionen gegenüber den US-geführten Missionen
mit UN-Mandat analysiert – und mit Blick auf die
Missionen der Vereinten Nationen in Kongo sowie
in Ostslawonien und Osttimor das weit verbreitete
Urteil, die UN könnten keine Missionen mit militä-
rischem Kampfanteil leiten, relativiert. 

Die Studie untersucht die Missionen der Vereinten
Nationen in Kongo (1960–1964), Namibia (1998–
1990), El Salvador (1991–1996), Kambodscha
(1991–1993), Mosambik (1992–1994), Ostslawo-
nien (1995–1998), Sierra Leone (1998–2005) und
Osttimor (1999–2005). Die Mission in Kongo 1960
unterscheidet sich insofern von den anderen unter-
suchten Missionen, als dass in der Anfangsphase der
Vereinten Nationen Mandat und Praxis den Einsatz
militärischer Gewalt noch beinhalteten. Dies war
während des Kalten Krieges nicht der Fall und wurde
erst wieder nach dessen Ende möglich, als die USA
und Russland bereit waren, Länder ihrer früheren
Einflusssphäre zur Lösung von Konflikten zu zwin-
gen. Die Einsetzung der UN-Missionen in Namibia,

James Dobbins et al.

The UN’s Role in
Nation-Building.
From the Congo to
Iraq

Santa Monica, CA:
RAND Corporation
2005
273 S., 35 US-Dollar



VEREINTE NATIONEN 3/2006 127

Buchbesprechungen

El Salvador, Kambodscha und Mosambik während
des Kalten Krieges erfolgte weitgehend nach dem glei-
chen Muster: Friedenstruppen der Vereinten Natio-
nen wurden entsandt, um ein zuvor ausgehandeltes
Friedensabkommen umzusetzen. Die jüngeren Mis-
sionen in Ostslawonien und Osttimor schließlich be-
legen, dass die Vereinten Nationen heute auch (wie-
der) erfolgreich friedenserzwingend tätig sein können.

Um möglichst weit reichende Schlussfolgerungen
ziehen zu können, haben die Autoren alle Einsätze
entlang eines Fragenkatalogs untersucht: Was waren
die Herausforderungen im Hinblick auf Sicherheit,
humanitäre Aufgaben, Zivilverwaltung, Demokra-
tisierung und wirtschaftlichem Wiederaufbau? Wel-
che Rolle haben die Vereinten Nationen und die in-
ternationale Gemeinschaft gespielt, welche Aufgaben
hatten die Missionen? Was ist passiert? Und was sind
die Lehren, die zu ziehen sind? Die Lektüre ist infor-
mativ, die einzelnen Fälle detailreich dargestellt. Man
erinnert sich: Die belgischen Fallschirmspringer in
Kongo, der Sezessionsversuch Katangas, der Tod des
kongolesischen Präsidenten Lumumba und des zwei-
ten UN-Generalsekretärs Dag Hammarskjöld; die Be-
setzung Namibias durch Südafrika; die Bürgerkriege
in El Salvador und Mosambik; die Schreckensherr-
schaft der Khmer Rouge in Kambodscha; der serbi-
sche Artillerieangriff auf Vukovar; die Geiselnahme
von Blauhelmsoldaten in Sierra Leone und die Un-
ruhen in der osttimoresischen Hauptstadt Dili. 

Die Analyse der frühen Kongo-Mission verdient
besondere Beachtung. Die Autoren konzedieren, dass
die Mission zum Teil sehr kritisch bewertet wird. Sie
führen dies aber eher auf die zweifelhaften Todes-
umstände des Präsidenten Lumumba zurück als auf
ein Verfehlen der gesteckten Ziele durch die Vereinten
Nationen oder eine Unfähigkeit der Mission, friedens-
erzwingend tätig zu werden. Die UN wurden 1960
mit der Aufgabe betraut, die Sicherheit im Land wie-
derherzustellen, den Entkolonialisierungsprozess zum
Abschluss zu bringen und die Einheit des Landes zu
wahren. Mit erstaunlicher Schnelligkeit, Energie und
Entschlossenheit hätten die Vereinten Nationen auf
diese Anfrage reagiert und die Ziele erreicht, so die
Autoren. Die Sezession Katangas wurde verhindert,
der Bürgerkrieg beendet, die belgischen Truppen zo-
gen sich zurück. Die Kosten der Operation seien al-
lerdings hoch gewesen, ein Generalsekretär habe sein
Leben verloren. Auf eine Demokratisierung sei nicht
hingearbeitet worden, was den Weg zur blutigen Dik-
tatur Mobutus geebnet habe. Die Erfahrungen in
Kongo waren mit ein Grund, warum die Vereinten
Nationen in den folgenden 25 Jahren nur dann tätig
wurden, wenn alle Konfliktparteien dies wünschten
und die Anwendung von Gewalt auf Selbstverteidi-
gung beschränkt werden konnte.

Noch spannender als die Schilderung der Missio-
nen sind die Schlussfolgerungen, die die Autoren aus
ihrer Untersuchung ziehen. Erfolgreich waren Mis-

sionen der Vereinten Nationen, wenn sie personell
und materiell den Anforderungen entsprechend aus-
gerüstet waren, das heißt eine relativ hohe Zahl an
gut ausgebildetem Militär und Zivilpolizei pro Kopf
der Bevölkerung aufwiesen; Militär und Polizei schnell
disloziert werden konnten; das Mandat den Aufga-
ben gerecht wurde, also gegebenenfalls auch robust
war, wenn Frieden erzwungen werden musste; das
Mandat nicht auf einem ›Best-case-Szenario‹ beruh-
te; Nachbarstaaten in den Friedensprozess einbezo-
gen wurden; wirtschaftliche Hilfe der internationa-
len Gemeinschaft generiert werden konnte; einfluss-
reiche Staaten interessiert und einbezogen waren; die
UN-Präsenz zwar lange genug aufrechterhalten, die
Befugnisse aber Schritt für Schritt auf lokale Verwal-
tungen übertragen wurde. Die Vereinten Nationen
haben im Laufe der Zeit gelernt, dass Demokratisie-
rungs- und Aussöhnungsprozesse nicht unbedingt mit
der Abhaltung erster Wahlen abgeschlossen sind.
Dementsprechend werden die Missionen der Verein-
ten Nationen seit Ende der neunziger Jahre langsamer
zurückgefahren als früher. Insgesamt bilanzieren die
Autoren, dass in sieben der acht untersuchten Fälle die
Gesellschaften befriedet, in sechs der acht Fälle demo-
kratische Strukturen verankert werden konnten. Der
(Wieder-)Aufbau staatlicher Strukturen sei daher als
ein effektives Mittel der Konflikteindämmung anzu-
sehen.

Aufschlussreich ist auch der Vergleich der UN-
Einsätze mit den US-geführten Missionen mit UN-
Mandat. Hier wurden interessante Beobachtungen
gemacht: Die größte der untersuchten Missionen der
Vereinten Nationen ist kleiner als die kleinste der US-
geführten Missionen. US-geführte Missionen sind im-
mer sowohl zahlenmäßig als auch materiell gut aus-
gestattet und ziehen internationale Wirtschaftshilfe
an. Im Vergleich dazu sind die Missionen der Ver-
einten Nationen regelmäßig schlecht ausgerüstet und
werden wenig unterstützt. US-geführte Einsätze fin-
den in schwierigem Umfeld mit hochgesteckten Zie-
len statt, während UN-Missionen in überschaubarem
Rahmen mit weniger ambitiösen Zielen gehalten wer-
den. Im Ergebnis haben von den untersuchten Fällen
die Vereinten Nationen ihre Ziele öfter erreicht als
die USA, was die Autoren unter anderem darauf zu-
rückführen, dass die Vereinten Nationen besser aus
ihren Fehlern gelernt hätten. Wichtig sei aber, dass
sich UN-Missionen und US-geführte Missionen mit
UN-Mandat ergänzten. Die Autoren sehen dabei so-
wohl die USA als auch die Vereinten Nationen in der
Pflicht. Kooperation sei notwendig, die Studie solle –
und kann – dazu einen Beitrag leisten.

1 Eine Kurzfassung der Studie ist auch als Aufsatz erschienen: James

Dobbins et al., The UN’s Role in Nation-Building. From the Belgian Congo

to Iraq, Survival, 46. Jg. H. 4, Winter 2004, S. 81–102.

2 James Dobbins et al., America's Role in Nation-Building: From Germa-

ny to Iraq, Santa Monica, CA: RAND Corporation 2003.
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Völkerrecht als Fessel für Imperien

Dominik Steiger

Jack Goldsmith und Eric Posner haben es sich zur
Aufgabe gemacht, die Bildung von Völkerrecht und
die Bindung an Völkerrecht unter einem neuen
Blickwinkel zu betrachten. Hierbei bedienen sie sich
eines politikwissenschaftlichen Ansatzes. Unterteilt
ist das Buch in drei Abschnitte: Nach einer Ein-
führung (S. 3–17) wird in Abschnitt 1 das Völkerge-
wohnheitsrecht untersucht (S. 21–78), in Abschnitt
2 das Vertragsrecht (S. 81–162), und in Abschnitt 3
werden Einzelfragen behandelt (S. 163–224).

Zunächst stellen die Autoren fest, dass interna-
tionales Recht zwar nicht wirkungslos sei, aber
doch weniger wirkmächtig und einflussreich, als es
Völkerrechtler, die Öffentlichkeit und die Medien
annehmen. Begründet wird dies unter Zuhilfenah-
me der Theorie der rationalen Entscheidung (Ratio-
nal Choice). Diese Theorie, die eigentlich aus den
Wirtschaftswissenschaften stammt, aber heute in
vielen Wissenschaftsbereichen verbreitet ist, besagt,
dass bestimmte Akteure – hier Staaten – aufgrund
gewisser Präferenzen nutzenmaximierende Entschei-
dungen treffen, also rational handeln (S. 7). Was ge-
nau unter den Interessen eines Staates zu verstehen
ist, wird nicht abstrakt geklärt, vielmehr bezeichnen
sich die Verfasser als »relativ agnostisch« hinsicht-
lich der Identifizierung von Interessen, die nach den
Umständen des Einzelfalls variieren können (S. 6).
Dabei wird freilich explizit das Interesse eines Staa-
tes, sich völkerrechtskonform zu verhalten, ausge-
blendet (S. 9). Goldsmith und Posner stellen also das
Interesse des Staates in den Mittelpunkt ihrer Ana-
lyse: es sei sowohl bei der Bildung von Völkerrecht
als auch bezüglich der späteren Bindung der ent-
scheidende Faktor. Das Interesse von Staaten in den
bilateralen Beziehungen lasse sich durch vier Ver-
haltensmuster beziehungsweise deren Kombinatio-
nen ausdrücken: 1. zufälliges Zusammenfallen der
Interessen von Staaten; 2. Zwang; 3. Koordination
und 4. Kooperation (S. 11ff.). Die beiden ersten
Motivationen erklären sich von selbst; mit Koordi-
nation sind solche Fälle gemeint, in denen Staaten
nur dann einen Nutzen haben – und dementspre-
chend ein Interesse –, wenn identische oder symme-
trische Handlungen vorgenommen werden. Als Bei-
spiel aus dem Alltag wird das Autofahren entweder
auf der rechten oder auf der linken Spur angeführt
(S. 12). Kooperation hingegen verlangt, dass ein
kurzfristiger Nutzen als nachrangig angesehen wird,
damit ein mittel- oder langfristiger Nutzen entsteht,
der grundsätzlich stärker im Interesse des Staates

liegt (S. 12). Diese Form wird später mithilfe des Ge-
fangenen-Dilemmas beschrieben (S. 29ff.). Die sich
an die Einleitung anschließenden Abschnitte dienen
der Untermauerung eben dieser Thesen, indem sie
auf das Völkergewohnheitsrecht und das Vertrags-
recht angewendet werden.

Abschnitt 1 ist in eine Theorie des Völkergewohn-
heitsrechts (S. 23–44) und in Fallstudien (S. 45–78)
unterteilt. Zunächst wird argumentiert, dass die
Theorie der Entstehung von Völkergewohnheitsrecht
als Fehlschlag zu werten sei, da sie einige Defizite
aufweise: Nach der klassischen Völkerrechtsdoktrin
entsteht Völkergewohnheitsrecht durch Staatenpra-
xis, die von einer entsprechenden Rechtsüberzeu-
gung getragen sein muss. Dabei ist nicht geklärt, wie
lange diese Staatenpraxis vorliegen muss und wie
viele Staaten an dieser Praxis beteiligt sein müssen.
Über diese bekannten und tatsächlich bestehenden
Defizite hinaus beklagen die Verfasser zwei Proble-
me: zum einen, dass dem Völkergewohnheitsrecht
drei unartikulierte, aber falsche Annahmen zugrun-
de lägen; zum anderen, dass der traditionelle Ansatz
Verhalten auf internationaler Ebene nicht erklären
könne. Die Hauptannahme, gegen die sich die Au-
toren wenden, ist die exogene Wirkung von Völker-
gewohnheitsrecht. Nach Ansicht der Verfasser wirke
es aber endogen, das Völkerrecht werde also durch
das Verhalten der Staaten gesteuert, nicht jedoch das
Verhalten der Staaten durch das Völkerrecht (S. 25).
Diese beiden Ansichten sind für sich allein genom-
men aber nicht überzeugend, da Monokausalitäten
in der Realität faktisch nicht vorkommen und hier
vielmehr eine gegenseitige Beeinflussung vorliegt. Zu-
dem ist gerade die Begrenzungsfunktion eine klassi-
sche Funktion des Rechtes. Würde man diese auf-
geben, so müsste man dem Völkerrecht den Rechts-
charakter absprechen. Richtig hingegen ist, dass die
klassische Völkerrechtsdoktrin nicht das Verhal-
ten von Akteuren in den internationalen Beziehun-
gen erklären kann. Das aber will sie auch nicht. Es
geht ihr darum, zu klären, ob eine Norm entstanden
ist und welchen Inhalt sie heute hat. Die oben er-
wähnten Defizite bestehen – wenngleich nicht im
rechtlich-normativen, sondern im faktisch-deskrip-
tiven Bereich – in der Tat. Aber es ist nicht ersicht-
lich, wie Goldsmith und Posner mit ihrem Ansatz
diese beheben wollen. Eine neue Theorie bieten sie
nicht an.

Interessanterweise behandeln die Autoren im Rah-
men der Fallbeispiele immer nur die bilateralen Be-
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ziehungen, dabei sind heute die multilateralen Be-
ziehungen weitaus wichtiger und komplizierter. Zu-
dem erkennen die Autoren in dem vorhergehenden
Unterkapitel ›On the Possibility of Multinational
Customary International Law‹ selbst an, dass zu-
mindest Kooperation und Koordination die Entste-
hung von beziehungsweise die Einhaltung des mul-
tinationalen Völkergewohnheitsrechts nicht zufrie-
denstellend erklären kann (S. 36f.). Damit aber wird
ein nur sehr kleiner Ausschnitt des Völkerrechts be-
trachtet. Allgemeine Schlussfolgerungen lassen sich  so
nur bedingt ziehen.

Das Zustandekommen und die Einhaltung von
Vertragsrecht (Abschnitt 2) lässt sich nach Gold-
smith und Posner ebenfalls mit den vier oben erwäh-
nten Gründen erklären. Auch hier sei nicht die nor-
mative Sogwirkung entscheidend, sondern: »Staa-
ten sehen aus denselben Gründen davon ab, Verträge
zu verletzen (wenn sie davon absehen), wie sie da-
von absehen, rechtlich nicht bindende Absprachen
zu verletzen: weil sie Angst vor Vergeltung durch ei-
nen anderen Staat oder vor einem möglichen Anse-
hensverlust haben ... .« (S. 90)

Ihre Theorie wenden die Autoren auf das inter-
nationale Menschenrechtsschutzsystem an (S. 107–
134). Sie finden sie dort bestätigt, zum Beispiel
durch Studien, in denen nachgewiesen wird, dass
Menschenrechtsverträge keinen signifikanten Ein-
fluss auf die Menschenrechtslage in der Welt haben
(S. 121). Dass die Autoren Menschenrechtsverträge
untersuchen, ist ein geschickter Schachzug, da diese
keine klassischen gegenseitigen Verträge sind. Viel-
mehr geht es um Rechte, die Staaten untereinander
als ihren Staatangehörigen zugehörig anerkennen.
Es kommt damit faktisch noch ein ›dritter Vertrags-
partner‹ als Schutzobjekt ins Spiel, dem die Staaten
Rechte ›zugestehen‹ (geistesgeschichtlich sind Men-
schenrechte dem Menschen angeborene Rechte, die
der Staat weder geben noch nehmen kann). Aber ge-
rade in dem Hinweis auf die (mangelnde) Wir-
kungskraft von Menschenrechtsverträgen zeigt sich
der Wert des vorliegenden Buches: es legt den Finger
in die Wunde des Völkerrechts schlechthin und be-
leuchtet verstärkt den Aspekt, weshalb Staaten sich
nicht ausreichend an das Völkerrecht halten. Dar-
aus hätten sich freilich weitgehendere Schlussfol-
gerungen ziehen lassen können, wie man Einhal-
tung und Befolgung des Völkerrechts stärkt – be-
dauerlicherweise wird das hier nicht getan. Es folgt
eine vergleichbare Untersuchung zum Welthandel
(S. 135–162).

Im dritten Abschnitt des Buches werden drei
Themenkomplexe angesprochen, die die Theorie
von Goldsmith und Posner und ihre normativen Im-
plikationen anzweifeln (sollen). Der erste ist ein rhe-
torischer Ansatz (S. 167–184): Warum sprechen
Staaten ständig in der Sprache des Rechtes, brechen
dieses aber dann? Nach Auffassung der Autoren ge-

schieht dies, weil Staaten ihre Interessen verfolgen.
Im zweiten Komplex geht es um die Frage, inwiefern
Staaten eine moralische Verpflichtung haben, das
Völkerrecht zu befolgen (S. 185–203). Eine solche
Pflicht wird verneint, da es nur die moralische Pflicht
gebe, die Interessen des eigenen Staates zu vertreten.
Schließlich behandeln die Verfasser das Problem, ob
es eine moralische Pflicht gibt, Verträge einzugehen
(S. 205–226). Auch diese Frage wird negativ beant-
wortet; als Begründung werden wieder die Interes-
sen des Staates angeführt. Auffällig ist in diesem
letzten Abschnitt zweierlei: Zunächst, sind die drei
genannten Aspekte wirklich die von außen herange-
tragenen Herausforderungen (outside challenges)
der entworfenen Theorie? Es handelt sich hier doch
wohl eher um Nebenkriegsschauplätze. Zwar sind
alle drei Themen interessant und wichtig, aber sie
scheinen vor allem deswegen ausgesucht worden zu
sein, weil sie die Ausgangsthese der Autoren unter-
mauern. Hier wird auch deutlich, was dem Buch
fehlt: eine klare Gliederung, der rote Faden. Es ist in
vielen Bereichen Stückwerk geblieben. Zudem fällt
auf, dass hier plötzlich wieder Begriffe aus dem Ka-
pitel über die Menschenrechtsverträge aufgenom-
men werden: ›freiheitliche Demokratien‹ (liberal de-
mocracies) und ›Schurkenstaaten‹ (rogue states).
Diese Unterscheidung, die auf John Rawls’ ›The
Law of Peoples‹ zurückgeht und zum Teil auch in
Deutschland Verbreitung findet, ist eine brandge-
fährliche: Denn sie erlaubt eine Trennung in jene
Staaten, die vom Völkerrecht geschützt sind, und
solche, die einen entsprechenden Schutz nicht ge-
nießen. Die alte Idee vom Feindstrafrecht lebt so
wieder auf.

Versteht man das Buch als eine erneute Behand-
lung der Frage, warum Staaten Völkerrecht einhal-
ten oder es eben nicht tun, und gleichzeitig als Un-
tersuchung der Frage, weshalb Staaten überhaupt
Völkerrechtsnormen schaffen, so ist es ein Gewinn
für den Leser. Das Einbringen von Erkenntnissen
aus anderen Wissenschaften in das Völkerrecht ist
nur zu begrüßen. Betrachtet man hingegen die of-
fenkundig durchscheinende Intention der Verfasser,
nämlich das Völkerrecht aus Gründen des Interes-
ses einzelner, mächtiger Staaten aufzuweichen, so
stellt sich dies anders dar: dann ist das Buch eine
schwergängige, sogar ärgerlich stimmende Lektüre.
Es zeigt sich leider nicht nur in der Politik, dass ein
›Empire‹ nur wenig Interesse am Recht hat. Beruhi-
gend jedoch ist, dass beide Autoren – Goldsmith ist
Mitglied des neokonservativen American Enterprise
Instituts – nicht dem ›Mainstream‹ der amerika-
nischen Völkerrechtslehre angehören. Zudem gilt
immer noch das Diktum des amerikanischen Völ-
kerrechtsprofessors Louis Henkin: »Almost all na-
tions observe almost all principles of international
law and almost all their obligations almost all of the
time.«
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Ab dem Jahrgang 2006 werden in der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN

nur noch besonders wichtige deutschsprachige Dokumente des Si-
cherheitsrats, der Generalversammlung und anderer Organe der Ver-
einten Nationen im Volltext abgedruckt. Stattdessen wird eine Liste
der im zurückliegenden Zeitraum verabschiedeten Resolutionen
und Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats sowie ausge-
suchter Resolutionen der Generalversammlung oder anderer Or-
gane mit einer kurzen Inhaltsangabe und den (etwaigen) Abstim-
mungsergebnissen abgedruckt. Zu finden sind diese Dokumente
über die Website des Deutschen Übersetzungsdienstes: http://www.
un.org/Depts/german oder über das allgemeine elektronische Do-
kumentenarchiv der Vereinten Nationen (Official Document Sys-

Dokumente der Vereinten Nationen

tem – ODS) unter: http://documents.un.org. (Zu den Recherche-
möglichkeiten siehe: Monika Torrey, Der Deutsche Übersetzungs-
dienst der UN. Ein Leitfaden für die Dokumentenrecherche, VN
1–2/2006, S. 72f.) 

In der folgenden Übersicht sind die wichtigsten Resolutionen
der Generalverammlung der 59. Tagung (2004/2005) und des er-
sten Teils der 60. Tagung (soweit sie auf Deutsch vorlagen) sowie
Resolutionen und Erklärungen des Präsidenten des Sicherheitsrats
ab Januar 2006 aufgeführt. Die Dokumente sind alphabetisch nach
Ländern, Regionen oder Themen sortiert. In der jeweiligen Rubrik
erfolgt die Auflistung chronologisch (das älteste Dokument zu-
erst).

Generalversammlung

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Friedenskonso-
lidierung

A/RES/60/180 30.12.2005 Die Generalversammlung beschließt die Einsetzung der Kommission für Frie-
denskonsolidierung. Sie soll unter anderem die wichtigsten Akteure zusam-
menbringen, um Ressourcen zu mobilisieren, und Strategien für die Frie-
denskonsoldierung und die Wiederherstellung nach Konflikten entwickeln.
Die Kommission setzt sich zusammen aus einem Organisationsausschuss
mit 31 Mitgliedern und wechselnden länderspezifischen Ausschüssen. Es
wird ein Unterstützungsbüro im Sekretariat geschaffen und ein Friedenskon-
solidierungsfonds eingerichtet (gleicher Text wie S/RES/1645 v. 20.12.2005).

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen.

Menschen-
rechte

A/RES/59/280 8.3.2005 Die Generalversammlung verabschiedet die Erklärung der Vereinten Natio-
nen über das Klonen von Menschen. Darin werden die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, alle Formen des Klonens von Menschen zu verbieten, die mit der
Menschenwürde und dem Schutz menschlichen Lebens unvereinbar sind;
sie sind auch aufgefordert, unverzüglich innerstaatliche Rechtsvorschriften
zur Umsetzung zu erlassen und anzuwenden.
+84 (darunter Deutschland, Irland, Italien, Malta, Österreich, Polen, Portugal, Slowa-
kei, Slowenien, Ungarn); -34 (unter anderem die restlichen EU-Mitglieder außer Grie-
chenland – Griechenland war bei der Abstimmung abwesend); =37

+84; -34; =37

Reform A/RES/60/1 16.9.2005 Die Generalversammlung billigt das Ergebnis des Weltgipfels 2005. Wichti-
ge Entscheidungen sind: Die Anerkennung des Prinzips der Verantwortung,
Schutz zu gewähren (Responsibility to Protect); Bekräftigung des Willens
zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele bis zum Jahr 2015; Schaf-
fung einer Kommission für Friedenskonsolidierung; Ersetzung der Men-
schenrechtskommission durch einen Menschenrechtsrat.

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen.

Terrorismus A/RES/59/290, 
Anlage

13.4.2005 Die Generalversammlung verabschiedet das Internationale Übereinkom-
men zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen. Das Übereinkom-
men enthält 28 Artikel und schließt eine Lücke im völkerrechtlichen Rahmen
der internationalen Terrorismusbekämpfung. Die Unterzeichnerstaaten
verpflichten sich zu enger Zusammenarbeit bei der Verhinderung von Ter-
rorakten, die mit Hilfe von Nuklearwaffen oder mit Hilfe von nuklearem Ma-
terial begangen werden sollen. Hierzu gehört auch die Verpflichtung zur
strafrechtlichen Verfolgung oder Auslieferung der Täter.

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen.

UN-Personal A/RES/60/42 8.12.2005 Die Generalversammlung verabschiedet das Fakultativprotokoll zum Über-
einkommen über die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal. Das Übereinkommen trat im Jahr 1999 in Kraft
und hat 79 Vertragsstaaten. Durch das Protokoll wird der Schutz für UN-Be-
dienstete von dem Bereich Friedenssicherung auf die Bereiche humanitäre
Hilfe und Friedenskonsolidierung ausgeweitet. Das Protokoll liegt bis 16. Ja-
nuar 2007 zur Unterzeichnung auf. Es tritt nach der 22. Ratifizierung in Kraft.

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen.

Völkerrecht A/RES/59/38 2.12.2004 Die Generalversammlung verabschiedet das Übereinkommen der Vereinten
Nationen über die Immunität der Staaten und ihres Vermögens von der Ge-
richtsbarkeit. Das Abkommen umfasst 33 Artikel und soll universell geltende
Regeln einführen, die festlegen unter welchen Umständen ein Staat und sein
Vermögen der Gerichtsbarkeit eines anderen Staates unterstellt werden kön-
nen. Das Abkommen liegt bis zum 17. Januar 2007 zur Unterzeichnung auf.

Ohne förmliche
Abstimmung
angenommen.
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Afghanistan S/RES/1662(2006) 23.3.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der Unterstützungsmission der
Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) um zwölf Monate und fordert
die afghanische Regierung erneut zur vollständigen Umsetzung des ›Afgha-
nistan-Pakts‹ auf. Ferner begrüßt der Rat die Fortschritte bei der Entwaff-
nung, Demobilisierung und Reintegration gemäß dem Übereinkommen
von Bonn und ermutigt die afghanische Regierung, diesen Prozess bis Juni
2006 abzuschließen.

Einstimmige
Annahme

Burundi S/PRST/2006/12 23.3.2006 Der Sicherheitsrat fordert die sofortige Einstellung der Feindseligkeiten zwi-
schen der Nationalen Befreiungskräfte-Palipehutu (FNL) und der burundi-
schen Armee und begrüßt die Entschlossenheit von Präsident Pierre Nku-
runziza, die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen.

Côte d’Ivoire S/PRST/2006/9 23.2.2006 Der Sicherheitsrat würdigt die Anstrengungen von Ministerpräsident Char-
les Konan Banny zur Umsetzung des von der Internationalen Arbeitsgruppe
im Einklang mit Resolution 1633(2005) aufgestellten ›Fahrplans‹. Ferner bil-
ligt der Rat den Schiedsspruch des Hohen Beauftragten für die Wahlen,
demzufolge die Wahl des Präsidiums der Unabhängigen Wahlkommission
mit dem Abkommen von Pretoria im Einklang steht und fordert die ivori-
schen Parteien auf, dafür zu sorgen, dass die Wahlkommission ihre Aufga-
ben so bald wie möglich wirksam wahrnehmen kann.

S/PRST/2006/14 29.3.2006 Der Sicherheitsrat fordert die ivorischen Führer nachdrücklich auf, den
›Fahrplan‹ mit dem Ziel umzusetzen, bis zum 31. Oktober 2006 freie, faire,
offene und transparente Wahlen durchzuführen. Ferner äußert der Rat sich
besorgt über die Situation im Westen des Landes und fordert die Operation
der Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire (UNOCI) auf, ihre Rückverlegung in
diese Region fortzusetzen.

S/PRST/2006/20 27.4.2006 Der Sicherheitsrat äußert große Besorgnis über gravierende Verzögerungen
bei der Durchführung des Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wieder-
eingliederungsprogramms sowie bei der Wählerregistrierung für die für Ok-
tober 2006 geplanten Wahlen. Gemäß den Resolutionen 1572(2004) und
1643(2005) sollen gegen alle Personen, die den Friedensprozess durch An-
griffe auf die UNOCI, die französischen Truppen, den neu gewählten Hohen
Beauftragten für die Wahlen Gérard Stoudmann oder der Internationalen
Arbeitsgruppe behindern, gezielte Maßnamen verhängt werden.

Georgien S/RES/1666 (2006) 31.3.2006 Der Sicherheitsrat beschließt die Verlängerung des Mandats der Beobach-
termission der Vereinten Nationen in Georgien (UNOMIG) bis zum 15. Okto-
ber 2006. Der Rat bekräftigt seine Entschlossenheit, den georgisch-abchasi-
chen Konflikt mit friedlichen Mitteln zu lösen und fordert beide Parteien auf,
die Rückkehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen und die Nichtanwen-
dung von Gewalt abzusichern. Zudem wird an beide Seiten die Forderung
gerichtet, die Sicherheit und Bewegungsfreiheit der UNOMIG, der GUS-Frie-
denstruppe und sonstigen internationalen Personals zu garantieren.

Einstimmige
Annahme

Haiti S/PRST/2006/1 6.1.2006 Der Sicherheitsrat zeigt sich besorgt über den erneuten Aufschub der Wahlen
in Haiti und hofft, dass es trotzdem möglich sein wird, die Probleme zu lösen
und so transparente, freie und faire Wahlen zu gewährleisten. Ferner fordert
der Rat die Übergangsregierung Haitis und den ›Conseil Electoral Provisoire‹
auf, rasch neue und endgültige Termine für die Wahlen bekannt zu geben,
deren erster Durchgang spätestens am 7. Februar 2006 abzuhalten ist.

S/PRST/2006/7 9.2.2006 Der Sicherheitsrat spricht Haiti seine Anerkennung für die Abhaltung der er-
sten Runde der nationalen Wahlen am 7. Februar 2006 aus und forderte alle
Parteien auf, das Wahlergebnis anzunehmen und auf Gewalt zu verzichten.

S/RES/1658(2006) 14.2.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der Stabilisierungsmission der
Vereinten Nationen in Haiti (MINUSTAH) bis zum 15. August 2006. Der Ge-
neralsekretär soll möglichst bald nach dem Abschluss des Wahlprozesses in
Haiti Bericht erstatten, ob das Mandat der MINUSTAH nach der Amtsüber-
nahme der neuen Regierung zu modifizieren ist.

Einstimmige
Annahme

S/RES/2006/13 27.3.2006 Der Sicherheitsrat beglückwünscht Haiti zum erfolgreichen Abschluss der
ersten Runde des Wahlprozesses und René García Préval zu seiner Wahl zum
Präsidenten. Begrüßenswert sei die Ankündigung der haitianischen Behör-
den, am 21. April 2006 die zweite Runde der Parlamentswahlen abzuhalten.
Zudem betont er, dass die Herstellung der Rechtsstaatlichkeit entscheidend
für die Zukunft Haitis sein wird. Diesbezüglich soll eine umfassende Reform
des Haitianischen Nationalpolizei und der Justiz in Angriff genommen werden.

Einstimmige
Annahme

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis
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S/PRST/2006/22 15.5.2006 Der Sicherheitsrat betont die Notwenigkeit, die Polizei sowie das Justiz- und
Strafvollzugssystem Haitis zu reformieren und zu stärken, und erwartet mit
Interesse die Ergebnisse der Gespräche zwischen der MINUSTAH und den
neuen Behörden über die Vorgehensweise bei jeweiligen sicherheitsbezo-
genen Fragen. 

Horn von 
Afrika

S/PRST/2006/10 24.2.2006 Der Sicherheitsrat begrüßt die erfolgreiche Abhaltung des Treffens der Zeu-
gen der Abkommen von Algier am 22. Februar 2006 in New York und ihre
Bemühungen, den Stillstand beim Friedensprozess zwischen Äthiopien und
Eritrea zu überwinden. Ferner fordert der Rat beide Seiten auf, mit der Grenz-
kommission für Äthiopien und Eritrea und der Mission der Vereinten Natio-
nen in Äthiopien und Eritrea (UNMEE) zusammenzuarbeiten, um die Ent-
scheidung der Grenzkommission ohne weitere Verzögerung umzusetzen.

S/RES/1661(2006) 14.3.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der UNMEE bis zum 15. April 2006.
Ferner verlangt der Rat, dass Äthiopien und Eritrea der Resolution 1640
(2005) uneingeschränkt nachkommen.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1670(2006) 13.4.2006 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der UNMEE bis zum 15. Mai zu ver-
längern und das weitere Mandat der UNMEE (eventuelle Umwandlung in ei-
ne Beobachtermission) von der uneingeschränkten Einhaltung der Resoluti-
on 1640 durch Äthiopien und Eritrea abhängig zu machen. Der Rat appelliert
an beide Staaten, die Entscheidung der Grenzkommission anzuerkennen
und der UNMEE in ihrem Einsatzgebiet volle Bewegungsfreiheit zu sichern,
um die Markierung des Grenzverlaufs zwischen den beiden Staaten für eine
dauerhafte Friedenssicherung zu ermöglichen.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1678(2006) 15.5.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der UNMEE bis zum 31. Mai 2006.
Fernrt stellt er fest, dass die Parteien der Einhaltung der Resolution 1640
nicht uneingeschränkt nachgekommen sind. Mandat und Truppenstärke
der UNMEE sollen bis Ende Mai so angepasst werden, wie es die Ergebnisse
des Treffens der Grenzkommission am 17. Mai 2006 nahelegen.

Einstimmige
Annahme

Humanitäres
Völkerrecht

S/RES/1674(2006) 28.4.2006 Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von den im Bericht des Generalsekretärs
vom 28. November 2005 (S/2005/740) enthaltenen Schlussfolgerungen
zum Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten. Er drückt sein tief-
stes Bedauern darüber aus, dass Zivilpersonen die überwiegende Mehrheit
der Opfer in bewaffneten Konflikten ausmachen und bekräftigt diesbezüg-
lich die im Ergebnis des Weltgipfels 2005 enthaltene Verantwortung für den
Schutz der Bevölkerung vor Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischer Säu-
berung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

Einstimmige
Annahme

Internationale
Strafgerichte

S/RES/1660(2006) 28.2.2006 Der Sicherheitsrat beschließt, Artikel 12 (Zusammensetzung der Kammern)
und Artikel 13 quater (Status der Ad-litem-Richter) des Statuts des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien zu ändern und
diese Artikel durch die in der Anlage der Resolution enthaltenen Bestim-
mungen zu ersetzen.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1668(2006) 10.4.2006 Der Sicherheitsrat bestätigt, dass Richter Joaquín Canivell über April 2006,
und damit seine Gesamtdienstzeit am Internationalen Strafgerichtshof für
das ehemalige Jugoslawien hinaus, die Verhandlungen im Fall Krajišnik bis
zum Abschluss des Falles führen kann.

Einstimmige
Annahme

Liberia S/RES/1667(2006) 31.3.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der Mission der Vereinten Natio-
nen in Liberia (UNMIL) bis zum 30. September 2006 und ermächtigt den Ge-
neralsekretär, im Einklang mit Resolution 1609 nach Bedarf vorübergehend
Truppen zwischen der UNMIL und der Operation der Vereinten Nationen in
Côte d’Ivoire (UNOCI) zu verlegen. Die Truppenstärke der UNOCI wird bis En-
de April 2006 überprüft. Der Rat ersucht den Generalsekretär, seine Emp-
fehlungen für einen Plan zur Verringerung der Personalstärke der UNMIL zu
überprüfen und in seinem nächsten Bericht an den Rat Vorschläge zu unter-
breiten.

Einstimmige
Annahme

Massenver-
nichtungs-
waffen

S/PRST/2006/15 29.3.2006 Der Sicherheitsrat nimmt besorgt den Beschluss Irans zur Kenntnis, mit der
Anreicherung zusammenhängende Tätigkeiten, einschließlich Forschung
und Entwicklung, wieder aufzunehmen und die Zusammenarbeit mit der In-
ternationalen Atomenergie-Organisation (IAEA) nach dem Zusatzprotokoll
auszusetzen. Ferner fordert der Rat Iran auf, die vom Gouverneursrat der
IAEA geforderten Schritte zu unternehmen, die für den Aufbau von Vertrau-
en in den ausschließlich friedlichen Zweck seines Nuklearprogramms wich-
tig sind und die noch ausstehenden Fragen beizulegen.  

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis
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S/RES/1673(2006) 27.4.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat des auf Resolution 1540 beruhen-
den Ausschusses bis zum 27. April 2008. Spätestens dann soll der 1540-Aus-
schuss dem Sicherheitsrat einen Bericht über die Erfüllung der Resolution
1540(2004) vorlegen. Der Ausschuss soll ab sofort stärker auf die Durchsetzung
der Resolution 1540, die es Staaten verbietet, nichtstaatliche Akteure bei der
Aneignung von oder dem Handel mit ABC-Waffen und Trägersystemen zu
unterstützen, drängen. Die Staaten, die die aufgrund der Resolution 1540 zu-
gesagten Berichte über die nationale Umsetzung noch nicht abgeliefert ha-
ben, werden aufgefordert, dies unverzüglich zu tun.

Einstimmige
Annahme

Nahost S/RES/1664(2006) 29.3.2006 Der Sicherheitsrat begrüßt den Bericht des Generalsekretärs (S/2006/176)
und ersucht ihn, mit der Regierung Libanons ein Abkommen zur Einsetzung
eines internationalen Gerichts für den Mordanschlag auf den ehemaligen li-
banesischen Ministerpräsidenten Rafik al-Hariri und 22 weitere Personen
am 14. Februar 2005 in Beirut auszuhandeln. Der Gerichtshof soll auf den
höchsten internationalen Normen der Strafjustiz beruhen und die vom Ge-
neralsekretär ausgesprochenen Empfehlungen sowie die von den Ratsmit-
gliedern geäußerten Auffassungen berücksichtigen.

S/RES/1680(2006) 17.5.2006 Der Sicherheitsrat ersucht die Regierung Syriens, volle diplomatische Bezie-
hungen zu Libanon aufzunehmen und den Bemühungen der Regierung Li-
banons um eine Festlegung einer gemeinsamen, zum Teil noch strittigen
Grenze entgegenzukommen. Beide Staaten werden aufgefordert, den bila-
teralen Dialog fortzusetzen, um die Beziehungen zwischen den beiden Län-
dern zu verbessern und die Stabilität in der Region zu stärken. 

+13; -0; =2
(China, Russ-
land)

Ostafrikani-
sches Zwi-
schenseen-
gebiet

S/RES/1669(2006) 10.4.2006 Der Sicherheitsrat stellt fest, dass die Sicherheitslage in Burundi und in der
Region der Großen Seen Afrikas noch immer von Instabilität gekennzeichnet
ist und ermächtigt den Generalsekretär zur vorübergehenden Entsendung
von Kräften der Operation der Vereinten Nationen in Burundi (ONUB) zur
Mission der Vereinten Nationen in der Demokratischen Republik Kongo
(MONUC) bis zum 1. Juli 2006. Die Mandate von ONUB und MONUC sollen in
künftigen Resolutionen vom Sicherheitsrat verlängert werden.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1671(2006) 25.4.2006 Der Sicherheitsrat stellt fest, dass die Situation in der Demokratischen Republik
Kongo weiterhin eine Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit in der Region darstellt. Der Rat betont die Wichtigkeit der Wahlen als
Grundlage für die Sicherung von Frieden und Stabilität und würdigt die unter-
nommenen Anstrengungen Kongos zur Vorbereitung der Wahlen. Die Absicht
der Europäischen Union, eine Truppe (EUFOR R.D. Congo) zur Unterstützung der
MONUC während des Wahlzeitraums zu entsenden und ihre Polizeimission EU-
POL Kinshasa vorübergehend zu verstärken, werden begrüßt. Der Rat beabsich-
tigt, auch das Mandat der MONUC über den 30. September 2006 hinaus zu ver-
längern. Die Entsendung der Truppe der EU wird für einen Zeitraum genehmigt,
der die Laufzeit des Mandats der MONUC nicht überschreitet und über den 30.
September hinaus vorbehaltlich der Mandatsverlängerung der MONUC erfolgt.
Die kongolesischen Parteien werden aufgefordert, freie, faire, friedliche und
transparente Präsidentschafts- und Parlamentswahlen sicherzustellen.

Einstimmige
Annahme

Somalia S/PRST/2006/11 15.3.2006 Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterzeichnung der ›Erklärung von Adem‹
vom 5. Januar 2006, die zur ersten Sitzung des Übergangs-Bundesparla-
ments am 26. Februar 2005 innerhalb von Somalia geführt hat. Er verurteilt
die fortwährenden Verstöße gegen das UN-Waffenembargo. Zudem be-
grüßt er den am 25. Januar 2006 auf dem Gipfeltreffen der Afrikanischen
Union (AU) gefassten Beschluss, insbesondere in Bezug auf die mögliche
Entsendung einer Friedensunterstützungsmission der Zwischenstaatlichen
Behörde für Entwicklung für Somalia (IGASOM).

S/RES/1676(2006) 10.5.2006 Aufgrund des Berichts der Überwachungsgruppe über weitere Verstöße ge-
gen das Waffenembargo in Somalia ersucht der Sicherheitsrat den General-
sekretär, die Überwachungsgruppe für weitere sechs Monate einzusetzen.
Die Überwachungsgruppe wird in ihrem weiteren Einsatz Finanzaktivitäten,
Verkehrswege und Personen und Institutionen, die im Zusammenhang mit
Verstößen gegen das Waffenembargo stehen, dokumentieren und zukünf-
tige Maßnahmen seitens des Rates empfehlen. Die Überwachungsgruppe
wird beauftragt, spätestens 15 Tage vor Mandatsablauf einen Schlussbericht
zur Prüfung vorzulegen.

Einstimmige
Annahme

Sudan S/PRST/2006/5 3.2.2006 Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von dem Kommuniqué des Friedens- und
Sicherheitsrats der Afrikanische Union (AU) vom 12. Januar 2006, in dem die-
ser seine grundsätzliche Unterstützung für den möglichen Übergang von
der Mission der Afrikanischen Union in Sudan (AMIS) zu einem Einsatz der
UN bekundete. Ferner ersucht der Rat den Generalsekretär, mit der Planung
zu beginnen. 

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis
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S/RES/1663(2006) 24.3.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der Mission der Vereinten Natio-
nen in Sudan (UNMIS) bis zum 24. September 2006. Ferner bittet der Rat den
Generalsekretär, die vorbereitende Planung für einen Übergang von der
AMIS zu einem Einsatz der UN zu beschleunigen. Bis zum 24. April 2006 sol-
len dem Rat Optionen für einen Einsatz der UN in Darfur zur Prüfung vorliegen.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1665(2006) 29.3.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat der Sachverständigengruppe nach
Resolution 1591(2005) bis zum 29. September 2006. Die Sachverständigen-
gruppe soll spätestens 90 Tage nach der Verabschiedung dieser Resolution
eine Halbzeitunterrichtung über ihre Arbeit abgegeben und ihm spätestens
30 Tage vor Ablauf ihres Mandats einen Schlussbericht vorlegen.

Einstimmige
Annahme

S/PRST/2006/16 11.4.2006 Der Sicherheitsrat zeigt sich besorgt über den Beschluss der Regierung der
nationalen Einheit, den Vertrag des norwegischen Flüchtlingsrats nicht zu
verlängern und dem Nothilfekoordinator der Vereinten Nationen die Einrei-
se nach Darfur zu verweigern. Er fordert eine Erklärung für diese Beschlüsse.
In Bezug auf die intersudanesischen Gespräche unter Leitung der AU in Abu-
ja schließt sich der Sicherheitsrat der Forderung des Friedens -und Sicher-
heitsrats der AU an, die Frist für eine Einigung auf den 30. April 2006 festzu-
setzen.

S/PRST/2006/17 25.4.2006 Der Sicherheitsrat begrüßt die bisherige Entwicklung der intersudanesischen
Friedensgespräche unter Leitung der AU in Abuja und wiederholt, dass er
sich dem Beschluss des Friedens- und Sicherheitsrats der AU anschließt, wo-
nach bis zum 30. April ein Abkommen erzielt werden soll.

Einstimmige
Annahme

S/RES/1672(2006) 25.4.2006 Der Sicherheitsrat beschließt in Einklang mit Kapitel VII der UN-Charta,  dass
alle Staaten in Anwendung der Resolution 1591(2005) finanzielle Sanktionen
sowie Reisebeschränkungen gegen folgende vier sudanesische Einzelperso-
nen durchführen sollen: Generalmajor Gaffar Mohamed  Elhassan, Scheich
Musa Hilal, Adam Jacub Schant und Gabril Abdul Karim Badri. 

+12; -0; =3
(China, Katar,
Russland)

S/PRST/2006/19 27.4.2006 Der Sicherheitsrat ist besorgt über die sich verschlechternde Sicherheitslage
im Grenzgebiet Tschad/Sudan und in der gesamten Region. Beide Länder soll-
ten ihren Verpflichtungen aus dem Abkommen von Tripolis vom 8. Februar
2006 nachkommen und mit vertrauensbildenden Maßnahmen beginnen. 

S/PRST/2006/21 9.5.2006 Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien auf, das am 5. Mai 2006 bei den in-
nersudanesischen Friedensgesprächen in Abuja geschlossene Abkommen
unverzüglich umzusetzen. Ferner fordert der Rat die Bewegungen, die das
Abkommen nicht unterzeichnet haben, nachdrücklich auf, dies unverzüg-
lich zu tun. Der Rat betont, dass die AMIS dringend weiter gestärkt werden
muss, und fordert in dieser Hinsicht den Generalsekretär und die AU auf, un-
verzüglich eine Beitragsankündigungskonferenz einzuberufen. Der Sicher-
heitsrat fordert die Regierung der nationalen Einheit auf außerdem auf, so-
fort den Besuch einer gemeinsamen technischen Bewertungsmission der
Vereinten Nationen und der AU in Darfur zu ermöglichen.

S/RES/1679(2006) 16.5.2006 Der Sicherheitsrat beschließt die Entsendung einer Bewertungsmission der
AU und der Vereinten Nationen, um den Übergang von der AMIS auf den
Einsatz der Vereinten Nationen vorzubereiten. Der Generalsekretär wird er-
sucht, Empfehlungen für die Aspekte des Mandats, wie Truppenstruktur,
und - stärke, mögliche truppenstellende Länder und eine Abschätzung der
zu erwartenden Kosten vorzulegen. Der Sicherheitsrat bekundet seine Ab-
sicht, Verstöße gegen die Friedensvereinbarung mit Sanktionen wie Reise-
verboten oder dem Einfrieren von Vermögenswerten zu belegen und fordert
alle Konfliktparteien zur Unterzeichnung und Einhaltung des Friedensab-
kommens auf. Die Verschlechterung der Beziehungen zwischen Sudan und
Tschad werden mit Besorgnis zur Kenntnis genommen und die Regierungen
beider Länder aufgefordert, nach dem Abkommen von Tripolis vertrauens-
bildende Maßnahmen zu ergreifen.

Einstimmige
Annahme

Terrorismus S/PRST/2006/18 25.4.2006 Der Sicherheitsrat verurteilt auf das entschiedenste die terroristischen Bom-
benanschläge vom 24. April 2006 in Dahab, Ägypten. 

Timor-Leste S/RES/1677(2006) 12.5.2006 Der Sicherheitsrat verlängert das Mandat des Büros der Vereinten Nationen
in Timor-Leste (UNOTIL) bis zum 20. Juni 2006. Der Generalsekretär wird er-
sucht, bis zum 6. Juni 2006 über die aktuelle Situation vor Ort und die Rolle
der Vereinten Nationen nach Ablauf des Mandats der UNOTIL zu informie-
ren, um weitere Maßnahmen ergreifen zu können.

Einstimmige
Annahme

Dokumenta-
tion des Sicher-
heitsrats

S/2006/78 7.2.2006 Mitteilung des Präsidenten des Sicherheitsrats über die Aktualisierung des
beschreibenden Verzeichnisses der Mitteilungen und Erklärungen des Präsi-
denten des Sicherheitsrats betreffend Dokumentation und Verfahren (Juni
1993 bis Dezember 2005).

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
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Übersicht | Wiederkehrende Gedenkanlässe

Wiederkehrende Gedenkanlässe sowie laufende 
und künftige Jahre und Jahrzehnte der Vereinten Nationen

Internationale Tage
27. Jan. Internationaler Tag des Gedenkens an die Opfer des 

Holocaust
21. Feb. Internationaler Tag der Muttersprache (UNESCO)
8. Mär.* Tag der Vereinten Nationen für die Rechte der Frau und 

den Weltfrieden (Internationaler Frauentag)
21. Mär. Internationaler Tag für die Beseitigung der Rassendis-

kriminierung
22. Mär. Weltwassertag
23. Mär. Welttag der Meteorologie (WMO)

4. Apr. Internationaler Tag zur Aufklärung über die Minengefahr
und zur Unterstützung bei Antiminenprogrammen

7. Apr. Weltgesundheitstag (WHO)
23. Apr. Welttag des Buches und des Urheberrechts (UNESCO)

3. Mai Welttag der Pressefreiheit
8./9. Mai Tage des Gedenkens und der Versöhnung zu Ehren aller 

Opfer des Zweiten Weltkriegs
15. Mai Internationaler Tag der Familie
17. Mai Weltfernmeldetag (ITU)
21. Mai Welttag der kulturellen Vielfalt für Dialog und Entwicklung
22. Mai Internationaler Tag für die biologische Vielfalt
29. Mai Internationaler Tag der Friedenssicherungskräfte 

der Vereinten Nationen
31. Mai Weltnichtrauchertag (WHO)

4. Jun. Internationaler Tag der Kinder, die unschuldig zu 
Aggressionsopfern geworden sind

5. Jun. Tag der Umwelt
17. Jun. Welttag für die Bekämpfung von Wüstenbildung und Dürre
20. Jun. Weltflüchtlingstag
23. Jun. Tag des öffentlichen Dienstes
26. Jun. Internationaler Tag gegen Drogenmissbrauch und uner-

laubten Suchtstoffverkehr Internationaler Tag der Verein-
ten Nationen zur Unterstützung der Opfer der Folter

Erster Samstag im Juli
Internationaler Tag der Genossenschaften

11. Jul. Weltbevölkerungstag (UNDP/UNFPA)
9. Aug.** Internationaler Tag der indigenen Bevölkerungen der Welt
12. Aug. Internationaler Tag der Jugend
23. Aug. Internationaler Tag der Erinnerung an den Sklavenhandel 

und seine Abschaffung (UNESCO)
8. Sep. Weltalphabetisierungstag (UNESCO)

16. Sep. Internationaler Tag für die Erhaltung der Ozonschicht
21. Sep. Internationaler Friedenstag
27. Sep. Welttourismustag (WTO)

Ein Tag in der letzten Septemberwoche 
Weltschifffahrtstag (IMO)

1. Okt. Internationaler Tag der älteren Menschen
5. Okt. Welttag der Lehrer

Erster Montag im Oktober
Welttag des Wohn- und Siedlungswesens (Habitat-Tag)

Zweiter Mittwoch im Oktober
Internationaler Tag der Katastrophenvorbeugung

9. Okt. Weltposttag (UPU)
10. Okt. Welttag für psychische Gesundheit
16. Okt. Welternährungstag
17. Okt. Internationaler Tag für die Beseitigung der Armut
24. Okt. Tag der Vereinten NationenWelttag der Information über 

Entwicklungsfragen
6. Nov. Internationaler Tag für die Verhütung der Ausbeutung der 

Umwelt in Kriegen und bewaffneten Konflikten
16. Nov. Internationaler Tag der Toleranz

Dritter Sonntag im November
Weltgedenktag für die Straßenverkehrsopfer

20. Nov.* Weltkindertag***
20. Nov. Tag der Industrialisierung Afrikas
21. Nov. Welttag des Fernsehens
25. Nov. Internationaler Tag für die Beseitigung der Gewalt gegen 

Frauen
29. Nov. Internationaler Tag der Solidarität mit dem 

palästinensischen Volk
1. Dez. Welt-Aids-Tag (WHO)
2. Dez. Internationaler Tag für die Abschaffung der Sklaverei
3. Dez. Internationaler Tag der Behinderten
5. Dez. Internationaler Entwicklungshelfertag für die wirtschaft-

liche und soziale Entwicklung****
7. Dez. Tag der Internationalen Zivilluftfahrt
9. Dez. Internationaler Tag gegen die Korruption

10. Dez. Tag der Menschenrechte
11. Dez. Internationaler Tag der Berge
18. Dez. Internationaler Tag der Migranten
19. Dez. Tag der Vereinten Nationen für die Süd-Süd-Kooperation
20. Dez. Internationaler Tag der menschlichen Solidarität

Internationale Wochen
Beginn 21. Mär. Woche der Solidarität mit den gegen Rassismus 

und Rassendiskriminierung kämpfenden Völkern
Beginn 25. Mai Woche der Solidarität mit den Völkern der Gebiete

ohne Selbstregierung
Beginn 4. Okt. Internationale Weltraumwoche
Beginn 24. Okt. Abrüstungswoche
Woche, in die jeweils der 11. Nov. fällt

Internationale Woche für Wissenschaft und Frieden

Internationale Jahre
2006 Internationales Jahr der Wüsten und der Wüstenbildung

800. Jahrestag der Mongolei
2008 Internationales Jahr der Kartoffel

Internationales Jahr des Planeten Erde

Internationale Jahrzehnte
1997–2006 Erste Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung 

der Armut
2001–2010 Internationale Dekade für eine Kultur des Friedens und 

der Gewaltlosigkeit zugunsten der Kinder der Welt
Zweite Internationale Dekade für die Beseitigung des 
Kolonialismus
Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in den Entwick-
lungsländern, insbesondere in Afrika

2003–2012 Alphabetisierungsdekade der Vereinten Nationen 
›Bildung für alle‹

2005–2014 Dekade der Vereinten Nationen ›Bildung für eine nach-
haltige Entwicklung‹
Zweite Internationale Dekade der indigenen Bevölkerun-
gen der Welt

2005–2014 Internationale Aktionsdekade ›Wasser – Quelle des Lebens‹

* keine generell gültige kalendermäßige Festlegung
** nur während der Internationalen Dekade der indigenen 

Bevölkerungen der Welt
*** wird in Deutschland am 20. September begangen
**** wird in Deutschland als ›Tag des Ehrenamts‹ begangen
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Denis M. Tull
Taking the Congolese Challenge. MONUC Illustrates the Limits of 
Complex Peacekeeping
VEREINTE NATIONEN, Vol. 54, 3/2006, pp. 90–97.
For many years the Mission of the United Nations in the Democratic Re-
public of Congo (MONUC) has been the subject of sustained criticism.
Especially in light of the largely unsatisfying progress of the Congolese
peace process, the Mission has been accused of ineffectiveness and even
incompetence. The expected EU military intervention, invited by the UN
to help MONUC to ensure a secure environment during the elections,
seems to confirm this harsh view. Taking into account MONUC’s man-
date and troop numbers, the article offers a rather positive assessment of
the Mission’s performance. In contrast to a widely held opinion,
MONUC cannot be described as an overall disappointment and only in
very specific instances has it failed to accomplish its mandate. The main
reasons for the continued precarious situation in the Congo lie in the li-
mited support the mission has received from the international commu-
nity, notably the wide gap between the tasks given to MONUC and the
inadequate means it receives to fulfil these tasks. 

Dustin Dehéz
No Peace on the Horn of Africa. Growing Tensions Between Ethiopia
and Eritrea Make a Failure of UNMEE More Likely
VEREINTE NATIONEN, Vol. 54, 3/2006, pp. 98–103.
Nearly six years after the bloody border war between Ethiopia and
Eritrea has ended and nearly four years after the final border arbitra-
tion by an independent commission, the peace process between Ethio-
pia and Eritrea is caught in a political stalemate. While UN troops pa-

trol the border, its demarcation is still subject of ongoing diplomatic
tensions. The future of the United Nations Mission in Ethiopia and
Eritrea (UNMEE) remains uncertain, as the government in Asmara is
impeding on the free movement of UN troops. All the while the threat
of another bloody war is looming.

Theresia Degener
Human Rights Protection for Persons with Disabilities. On the 
Development of a New United Nations Convention on Human Rights
VEREINTE NATIONEN, Vol. 54, 3/2006, pp. 104–110.
Two new human rights conventions are appearing on the horizon of the
United Nations, one on enforced disappearances, the other on the rights
of persons with disabilities. The latter is the subject of this article, which
lays out the background and history of the new draft treaty, the negoti-
ation process, its content, and the issues of conflict. The drafting body
has to strike a balance between two important concerns. On the one
hand it has to reflect the paradigm shift from the medical to the human
rights model of disability and set the normative standards for this chan-
ge. On the other hand it has to ensure that minimum human rights stan-
dards are recognized in situations where disabled persons are most vul-
nerable, in particularly when the paradigm shift has not yet been under-
taken. Another challenge is the ongoing reform process relating to the
other existing human rights treaties. The adoption of yet another treaty
amidst this process is a delicate issue.


